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Einleitung

1  Einleitung

Das Übergangssystem in Deutschland, das den Übergang von der Schule in den 

Beruf beschreibt, ist durch eine Vielzahl verschiedener Programme und Maßnahmen 

gekennzeichnet, die die Jugendlichen und junge Erwachsene bei dem Eintritt in die 

Ausbildung  oder  in  die  Erwerbstätigkeit  unterstützen.  Gerade  Jugendliche  mit 

erhöhtem  Förderbedarf  sind  von  dieser  Unterstützung  innerhalb  der  Übergangs-

phase abhängig. Allerdings ist das Förderangebot oftmals nicht deckungsgleich mit 

dem Bedarf  an  Unterstützung  innerhalb  einer  Region.  Maßnahmenketten,  Warte-

zeiten und die zu kurze Verweildauer in den einzelnen berufsvorbereitenden Qualifi-

zierungseinrichtungen oder die nicht bestehende Passgenauigkeit der Maßnahme in 

Bezug auf die individuellen Bedürfnisse des Einzelnen können Perspektiven, Motiva-

tion sowie Aussichten auf eine berufliche Zukunft und die Zuversicht auf gesellschaft-

liche Integration schmälern. 

Meine  Erfahrungen  mit  Jugendlichen  der  beruflichen  Benachteiligtenförderung 

beruhen  unter  anderem  auf  verschiedenen  Praktika  in  berufsvorbereitenden 

Bildungsgängen, damit verbundenen Gesprächen mit Lehrern sowie verschiedenen 

Inhalten  meines  Studiums  (Interviews  mit  Teilnehmern  der  Produktionsschule 

Hannover,  Begleitung  von  Produktionsschulteilnehmern  im  Alltag,  Coaching  von 

Schülern  der  Werkstattschule  Hannover,  Erkundungen in  verschiedenen vorberuf-

lichen Qualifizierungseinrichtungen sowie aus Besprechungen von unterschiedlichen 

Fallbeispielen in verschiedenen Seminaren). Aus diesen Erfahrungen hat sich das 

Bild geschärft,  dass die bestehenden Angebote der berufsbildenden Schulen oder 

schulähnlichen Maßnahmen innerhalb der Berufsvorbereitung nicht für alle Jugend-

liche geeignet sind. Einige Jugendliche haben einen höheren individuellen Förderbe-

darf als andere Jugendliche, benötigen Unterstützung bei der Findung des sozialen 

und beruflichen Anschlusses, da sie diesen aus eigener Kraft nicht erreichen. Und 

dieser Förderbedarf kann oftmals aufgrund von herrschenden Rahmenbedingungen 

in den einzelnen Einrichtungen nicht gedeckt werden.
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Einleitung

Der ganzheitliche Ansatz der Produktionsschule (PS)1 verknüpft Leben, Arbeiten und 

Lernen. Durch die Produktion von Gütern oder Dienstleistungen haben die Jugend-

lichen, welche im Regelfall vermehrte Erfahrung mit Misserfolgen, Frustrationssitua-

tionen und individuellen Lebensrückschlägen gemacht haben, die Möglichkeit Erfolge 

und Bestätigung zu erleben. Lernen erfolgt über die Produktion und bringt, durch die 

realen Aufträge unter den gegebenen Marktbedingungen, durch die gesellschaftliche 

Nachfrage auch dessen Anerkennung mit sich. PS versucht die Maßnahmenketten 

zu sprengen, Wartezeiten auszuschließen und die Verweildauer des Jugendlichen 

auf  seine  individuellen  Bedürfnisse  anzupassen.  Eine  PS hat  den  Anspruch  den 

Einzelnen zu fördern und ihn zeitgleich zu fordern. 

Jugendliche sollen soziale Stabilität  und Anerkennung erfahren, die Möglichkeiten 

berufliche  und  private  Orientierung  sowie  Perspektiven  zu  entwickeln  und  eine 

entsprechende  Unterstützung  bekommen,  damit  ein  gesellschaftlicher  Anschluss 

möglich ist.

PS sehe  ich  als  ein  geeignetes  Instrument  innerhalb  der  beruflichen  Förderpäd-

agogik. Durch die Bedarfsorientierung, das ganzheitliche Konzept und die struktu-

rellen Rahmenbedingungen ist die PS im Übergangssystem ein zukunftsorientierter 

und lohnenswerter Förderansatz. Aufgrund dieser Überlegungen hat sich meine Moti-

vation entwickelt,  mich dieser Thematik inhaltlich zu widmen und erste Wege und 

Möglichkeiten zu entdecken, die für die Etablierung und Entstehung einer PS von 

Bedeutung sein könnten.

Diese Arbeit stellt  eine Machbarkeitsstudie für die Entwicklung einer PS im Über-

gangssystem des Vogelsbergkreises (VBK) in Hessen dar. Dies beinhaltet eine regio-

nale Analyse der  Gegebenheiten,  eine Bedarfsanalyse sowie die Auseinanderset-

zung mit den Merkmalen der PS. Es werden Schwerpunkte thematisiert, die bei der 

Gründung und Etablierung berücksichtigt werden müssen. 

Diese Arbeit soll keinen „Fahrplan“ für die Gründung oder Etablierung einer neuen 

PS darstellen. Vielmehr handelt es sich um ein Aufzeigen und Abwägen von Möglich-

keiten, Hürden und Vorgehensweisen, die im Endeffekt für die Entscheider vor Ort 

1 Der Begriff Produktionsschule/n wird im Folgenden der vorliegenden Arbeit mit PS abgekürzt.
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Einleitung

mehrere Wege und Handlungsoptionen zulassen. Dies begründet sich zum einen 

durch die noch nicht fest etablierte Verortung von PS im beruflichen Bildungssystem, 

wodurch PS in Deutschland verschiedene Wege zur Einrichtungsgründung wählen 

(müssen), d.h. viele Mauern und Schranken, aber auch Möglichkeiten bestehen. Zum 

anderen werden PS durch (stetige) politische und rechtliche Veränderungen beein-

flusst. Dies kann Auswirkungen auf die Produktionsschulstruktur und Rahmenbedin-

gungen haben.

Das folgende Kapitel beginnt mit der Ausgangslage dieser Arbeit und beschreibt, wie 

die inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Thema der Gründung und Etablierung 

einer PS im VBK zustande gekommen ist. 

Daraufhin werden die regionalen Gegebenheiten des VBK dargestellt und analysiert. 

Hierzu gehören wichtige Gegebenheiten wie die geographische Lage, wirtschaftliche 

Strukturen,  demographische Entwicklungen und das Aufzeigen der  Bevölkerungs-

strukturen im VBK.

Anschließend  werden  die  allgemeinen  Merkmale  von  PS,  einem  Instrument  der 

beruflichen Förderpädagogik für benachteiligte Jugendliche und junge Erwachsene, 

beschrieben.

In Kapitel  2.4 wird die Zielsetzung dieser Arbeit  konkretisiert und Leitgedanken in 

Form von Fragestellungen dargelegt, die die Arbeit begleitet haben. Zudem werden 

das Vorgehen und die Art der Bearbeitung vorgestellt. 

Die weitere Arbeit gliedert sich in zwei thematische Schwerpunkte. In Kapitel 3 wird 

das Produktionsschulkonzept für den VBK in einzelnen Themenbereichen konkreti-

siert. Kapitel 4 beschreibt die regionale Einbindung und den Nutzen von PS für die 

Region.

Im Kapitel 3.1 wird die konzeptionelle Ausrichtung der PS, in Bezug auf ihre Grund-

züge  und  Leitgedanken  vorgestellt.  Hierbei  werden  die  Ziele  und  Rahmenbedin-

gungen für die Umsetzung des Produktionsschulalltags in den Fokus gerückt.

Kapitel  3.2 befasst sich mit  der Zielgruppenbeschreibung und schließt dabei  eine 

Zielgruppenbedarfsanalyse mit ein. 
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Einleitung

Im darauffolgenden Kapitel werden die Produktionslinien der PS thematisiert. Hierzu 

sind unterschiedlichste Aspekte beschrieben, die es bei der Wahl der Produktionsli-

nien  zu  berücksichtigen  gilt.  Des Weiteren findet  eine  Annäherung  zur  Wahl  der 

Produktionslinien  statt,  indem  einzelne  Branchen  auf  ihre  Tauglichkeit  analysiert 

werden.

Kapitel 3.4 beschreibt das Fachpersonal der Produktionsschule, mit seinen Aufga-

benbereichen und den dafür notwendigen Kompetenzen. Ein besonderes Augenmerk 

liegt  hierbei  auf  dem Faktor  Bildungsbiografien und Grundhaltung des Personals, 

Teamfähigkeit und Netzwerkarbeit.

Aspekte der Standortwahl und die notwendige Beachtung der räumlichen Gestaltung 

werden in Kapitel 3.5 dargelegt. Die Auswirkung von Raum und Architektur auf den 

Produktionsschulalltag wird hierbei thematisiert.

Das Kapitel 3.6 zeigt Möglichkeiten und Beispiele für die Realisierung einer Produk-

tionsschulträgerschaft auf. Es werden drei Szenarien zur Trägerschaft des Arbeits-

kreises Übergang Schule-Beruf vorgestellt und analysiert, woraufhin annäherungs-

weise Ansätze für eine Umsetzung dargelegt werden.

Da  die  Finanzierung  von  PS  in  Deutschland  keiner  Regelfinanzierung  unterliegt, 

werden  Finanzierungsmöglichkeiten,  Beispiele  bestehender  Finanzierungsmodelle, 

die besondere Situation einer PS im VBK bezüglich der Finanzierung und Aussichten 

sowie Einschätzungen zukünftiger Finanzierungsregelungen im Kapitel 3.7 erörtert.

Das Kapitel 4.1 thematisiert die Bedeutung der regionalen Eingebundenheit der PS. 

Kooperations- und Netzwerkarbeit bilden neben Transparenz und Öffentlichkeitsar-

beit sowie die Funktion und die Aufgaben eines Beirates den Schwerpunkt in diesem 

Kapitel.

Welche Auswirkungen und inwieweit die PS einen Nutzen für den VBK bringt, wird im 

Kapitel 4.2 diskutiert und herausgestellt.
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Auftrag: Produktionsschule im Vogelsbergkreis

2  Auftrag: Produktionsschule im Vogelsbergkreis

2.1  Entstehung des Arbeitsauftrags

Ausgangslage dieser Machbarkeitsstudie war die thematische Auseinandersetzung 

mit den Prinzipien und Merkmalen von PS des Arbeitskreises Übergang Schule-Beruf 

und dessen Motivation eine PS in das Übergangssystem des Vogelsbergkreises zu 

etablieren. 

Der  Arbeitskreis  wurde  durch  den  Hessencampus  Vogelsbergkreis2 ins  Leben 

gerufen und setzt sich aus Lehrer/innen3 und Sozialarbeitern der Max-Eyth-Schule 

Alsfeld  und  der  Vogelsbergschule  Lauterbach,  welche  die  zwei  berufsbildenden 

Schulen des VBK sind, zusammen. Themenschwerpunkte des Arbeitskreises sind 

die Entwicklung einer PS und Kompetenzfeststellungsverfahren im berufsvorberei-

tenden Kontext. 

Der  Gedanke  eine  PS  zu  gründen  und  in  das  Übergangssystem  des  VBK  zu 

etablieren,  entstand aus der  praktischen Arbeit  innerhalb des Übergangssystems. 

Die Mitglieder des Arbeitskreises arbeiten überwiegend und z.T. ausschließlich mit 

benachteiligten  Jugendlichen  in  den  bestehenden  berufsvorbereitenden  Bildungs-

gängen, dem Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) und dem Programm zur Eingliederung in 

die Berufs- und Arbeitswelt (EIBE-Klassen) und erlebten in ihrer praktischen Arbeit,  

dass die Art der Bildungsgänge, einschließlich der berufsvorbereitenden Bildungs-

maßnahmen (BvB)  nicht  für  alle  Jugendlichen geeignet  ist.  Nach Auffassung des 

Arbeitskreises gilt es mit der Gestaltung einer PS eine Einrichtung zu schaffen, die 

für Jugendliche angemessen ist, die mit dem bestehenden Angebot des Schulsys-

tems oder schulähnlichen Maßnahmen Schwierigkeiten haben (siehe Anhang K). 

2 Hessencampus: Ein Projekt der Landesregierung Hessen (seit 2007), mit dem Ziel mehr Erwach-
sene aller Altersstufen an Bildung teilhaben zu lassen. (siehe: http://www.  hessencampus.  de/  ueber  -  
blick/)

3 Im Folgenden werde ich aus Gründen der Lesbarkeit ausschließlich die männliche Wortform ver-
wenden. Die weibliche Form ist hierbei mit inbegriffen.
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Entstehung des Arbeitsauftrags

Außerdem gilt es durch die PS sogenannten Maßnahmenketten entgegen zu wirken, 

da, aus Erfahrung des Arbeitskreises, diese Maßnahmekarrieren und Warteschleifen 

äußerst frustrierend auf die Jugendlichen wirken (siehe Anhang K).

PS steht somit für eine nachhaltige Benachteiligtenförderung im Übergangssystem 

des VBK, die anzustreben ist. Es ist das Ziel durch PS das Übergangssystem zu 

verändern, zu stärken und zu ergänzen (siehe Anhang K). 

Nachdem erste Überlegungen zur Gestaltung und Gründung einer PS des Arbeits-

kreises vorgenommen wurden, wurde ausgehend vom Hessencampus Vogelsberg-

kreis,  welcher  koordinierende  Funktionen  des  Arbeitskreises  übernimmt,  eine 

Anfrage  bezüglich  einer  Machbarkeitsstudie  einer  PS  an  die  Leibniz  Universität 

Hannover gestellt. Die Anfrage nach wissenschaftlicher Unterstützung zu Vorüberle-

gungen  zur  Realisierbarkeit,  Gestaltung  und  den  notwendigen  Bedingungen  zur 

Umsetzung und Errichtung einer PS im VBK, richtete sich an die Abteilung Sozial-

pädagogik des Instituts für Berufspädagogik und Erwachsenenbildung.

Auf Grundlage dieser Anfrage kam es zur Zusammenarbeit des Arbeitskreises und 

der  Leibniz  Universität  Hannover  unter  der  Koordinierung  des  Hessencampus 

Vogelsbergkreis  und  schließlich  zu  den  thematischen  Inhalten  der  vorliegenden 

Masterarbeit.

2.2  Regionale Gegebenheiten im Vogelsbergkreis

Allgemein
Der  VBK befindet  sich  in  Mittelhessen  und  erstreckt  sich  über  eine  Fläche  von 

1.458,99 km² (HSL 2011a, S.14). Der Landkreis Vogelsberg entstand 1972 im Zuge 

der  Gebietsreform aus den Altkreisen Alsfeld  und Lauterbach und z.T.  des Land-

kreises Büdingen (vgl. Vogelsberg Consult (o.J.), S. 4) und gehört heute zum Regie-

rungsbezirk Gießen, bestehend aus 19 Gemeinden (HSL 2011a, S. 14). 

Die einwohnerstärksten Städte, der insgesamt zehn Städte im VBK, sind Alsfeld mit 

17.467 Einwohnern, die Kreisstadt Lauterbach mit 14.401, Mücke mit 10.171, Schlitz 

mit  10.191  und  Schotten  mit  11.426  Einwohnern4.  Aufgrund  der  geringen 

4 Die Einwohnerzahlen der Städte: Stand 2005.
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Regionale Gegebenheiten im Vogelsbergkreis

Bevölkerungsdichte und der vorherrschenden ungünstigen Lagebedingungen handelt 

es  sich  bei  dem Landkreis  um einen ländlich-peripheren  Raum (vgl.  Vogelsberg 

Consult (o.J.), S. 4f).

Der Landkreis ist  von außen durch günstige Bahn- und Autobahnanbindungen zu 

erreichen.  Allerdings ist  die  Infrastruktur  bezüglich des ÖPNV innerhalb des VBK 

nicht ausreichend ausgebaut (a.a.O., S. 43).

Die Landschaft  und die klimatischen Bedingungen sind durch die geographischen 

Gegebenheiten,  des erloschenen Vulkans aus dem Jungtertiär,  geprägt.  Dadurch 

wird der floristische und faunistische Artenreichtum im VBK begünstigt. Im Jahr 1957 

wurde ein Teil des VBK durch die Gründung des Naturparks Hoher Vogelsberg zum 

Naturschutzgebiet  erklärt,  welches  mittlerweile  400  km²  umfasst  (vgl.  Vogelsberg 

Consult (o.J.), S. 4f, 35).

Bevölkerungsstrukturen und demographische Entwicklungen
Insgesamt zählt der VBK 110.151 Einwohner  (davon: 55.367 weiblich; 3.949 nicht 

deutsch5) und ist somit der am geringsten besiedelte Landkreis, mit 75 Einwohner je 

km², in Hessen (Stand vom 30.06.2010) (HSL 2011a, S. 14). Der VBK weist eine 

hohe Schrumpfungsdynamik auf, wodurch ein negativer Trend bei der Entwicklung 

der Bevölkerungszahlen zu verzeichnen ist. Dies ist vor allem in dem Wanderungs-

verlust begründet, der stärker und schneller als in den Nachbarregionen vorliegt (vgl. 

Vogelsberg Consult (o.J.), S. 11). Vom 31.12.2009 bis zum 30.06.2010 gab es eine 

Bevölkerungsbewegung von minus 838 Personen (HSL 2011a, S. 14). Besonders in 

den produktiven Altersklassen von 18 - 65 Jahren besteht die gravierendste Abwan-

derungstendenz. In der Altersklasse von 18 bis 25 Jahren sowie der Altersklasse von 

25  bis  30  Jahren  herrscht  eine  steigende  Tendenz  aus  dem VBK wegzuziehen. 

Zudem wird ein stetiger Zuzug der 50 bis 65-Jährigen verzeichnet. Die Prognose der 

Bevölkerungsentwicklung im VBK von 2002 bis 2020 beträgt ein Rücklauf von 4,7% 

(vgl. Vogelsberg Consult (o.J.), S. 8ff).

Die bevölkerungsstrukturelle Entwicklung tendiert zu einem überproportionalen Anteil 

an minder qualifizierten Jugendlichen und vermehrt ansässigen Ruheständlern inner-

halb der Region VBK (a.a.O., S. 13). Zudem führen die steigenden Abwanderungs-

5 Stand 31.12.2009. In: HSL 2011b, S. 20
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Regionale Gegebenheiten im Vogelsbergkreis

tendenzen der jungen Bevölkerung und die steigenden Auspendlersalden zu einem 

Rückgang der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse am Arbeit-

sort Vogelsberg (vgl. Vogelsberg Consult (o.J.), S. 8f, 23).

Wirtschaftliche Strukturen
Der VBK stellt einen ländlichen Raum dar, was sich auch dadurch zeigt, dass die 

Land-  und  Forstwirtschaft  im  VBK  stärker  vertreten  ist  als  in  den  umliegenden 

Regionen  (vgl.  Vogelsberg  Consult  (o.J.),  S.  15).  Die  landwirtschaftlich  genutzte 

Fläche  im Jahr  2010  beträgt 49% (71.750  ha)  der  Gesamtfläche  des  VBK.  Der 

Waldanteil liegt bei 39% (56. 907 ha)(vgl. HSL 2011b, S. 36). Zudem weist der VBK 

den größten Grünflächenanteil in Hessen auf (vgl. Vogelsberg Consult (o.J.), S. 29). 

Das produzierende Gewerbe und das Baugewerbe sind stark vertreten und liegen 

über dem Landesdurchschnitt. Dem gegenüber liegt der Sektor der Finanzdienstlei-

stung, Vermietung und Unternehmensdienstleistung deutlich unter dem hessischen 

Durchschnitt (a.a.O., S. 15). 

Die betrieblichen Strukturen zeichnen sich im VBK durch die hohe Anzahl an Klein-

betrieben (bis  zu  9 Mitarbeitern)  aus,  die  91,5% der  gesamten Betriebe im VBK 

ausmachen (a.a.O., S. 19).

Die jährliche durchschnittliche Lohnsumme der Beschäftigten im VBK weist  ~71% 

des hessischen Durchschnitts auf. Hieraus ergibt sich eine Stärke der Kaufkraft der 

Einwohner des VBK, die unter dem Bundesdurchschnitt liegt und geringer als in den 

umliegenden Regionen ist (a.a.O., S. 21f).

Arbeitslosigkeit und Beschäftigung
Im  Dezember  2011  waren  insgesamt  2.652  (davon:  48,8%  weiblich;  7,9%  nicht 

deutsch;  37,3%  ohne  abgeschlossene  Berufsausbildung)  Menschen  im  VBK 

arbeitslos.  Von  den  Personen  unter  25  Jahren  waren  zu  dieser  Zeit  252  junge 

Erwachsene arbeitslos gemeldet. Somit ergibt sich eine Arbeitslosenquote für den 

Dezember 2011 mit 4,6%. Auch im Vorjahr war im VBK eine niedrige Arbeitslosen-

quote von 5,3% zu verzeichnen (SBA 2011b). Diese niedrige Arbeitslosenquote aus 

den vergangenen Jahren sowie die aktuelle Zahl vom Dezember 2011 erklärt sich 

durch die Sogwirkung der umliegenden Arbeitsmärkte. Die Auspendlerquote lag im 
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Jahr 2005 bei 41,5% (vgl.  Vogelsberg Consult o.J.,  S. 1, 27). Laut Herrn Mönnig 

(KHW) (siehe Anhang I) wurden verhältnismäßig viele Menschen im VBK im Jahr 

2011 eingestellt, sodass schwer vermittelbare Personen erhöhte Chancen hatten in 

Beschäftigung zu gelangen.

Die  Zahl  der  Erwerbstätigen  ist  zwischen  den  Jahren  2000  und  2005  um 4,0% 

gesunken,  d.h.  von  44.800  auf  43.000  Erwerbstätige  gefallen  (vgl.  Vogelsberg 

Consult (o.J.), S. 20). In diesem Zeitraum hatten sich die Chancen auf einen Arbeits-

platz erheblich verschlechtert.  Der überdurchschnittliche Rückgang der Erwerbstä-

tigen und der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zeigt sich auch im deutlichen 

Rückgang der Anzahl der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Auszubildenden, 

hierbei handelte es sich um 15,8% (a.a.O., S. 23, 28).

Mittlerweile  stagniert  der  Rückgang  der  Erwerbstätigen.  Er  lag  im Jahr  2009  bei 

43.300 Erwerbstätigen (davon: Land- und Forstwirtschaft, Fischerei: 2.300; produzie-

rendes Gewerbe: 10.300; Baugewerbe: 3.500; Handel, Gastgewerbe und Verkehr: 

10,2;  Finanzdienstleistung,  Vermietung  und  Unternehmensdienstleistung:  3.700; 

öffentliche und private Dienstleister: 13.300) (vgl. HSL 2011a, S. 19ff).

Das Jahr 2011 unterlag aus Sicht der Arbeitsmarktsituation enormen Veränderungen. 

Dies  wurde  deutlich  durch  die  sinkende  Arbeitslosenquote  und  dem  steigenden 

Bedarf an Erwerbsfähigen und vor allem an Facharbeitern der verschiedensten Bran-

chen. Ein Bedarf bzw. ein Fachkräftemangel ist deutlich in den gewerblichen Berei-

chen der Pflege und Betreuung zu verzeichnen (hier wird der Bedarf aufgrund des 

demographischen Wandels auch weiter steigen). Zudem besteht ein Bedarf im verar-

beitenden Gewerbe und der damit verbundenen Lager- und Logistikbranche. Hiermit 

verbunden  ist  der  steigende  Bedarf  an  Berufskraftfahrern.  Des  Weiteren  werden 

Fachkräfte  im  Bereich  der  Elektrotechnik,  Verpackungstechnik,  Lack-  und  Farb-

technik (Laboranten) gesucht (siehe Anhang G). Zusätzlich fehlen in fast allen Bran-

chen  des  Handwerkssektors  Auszubildende  und  Angestellte,  wie  z.B.  im Bereich 

Bau,  im Bereich  der  Maler  und  Lackierer  und  der  Nahrungsmittelbranche  (siehe 

Anhang I).
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Schülerzahlen – Jugendliche im Übergangssystem
Am 1. November 2011 befanden sich insgesamt 10.612 Schüler6 in den unterschied-

lichen  Altersjahrgängen  und  schulischen  Einrichtungen  der  allgemeinbildenden 

Schulen. Hinzu kommen 4.356 Schüler, die zu diesem Zeitpunkt die unterschiedli-

chen  Bildungsgänge  der  berufsbildenden  Schulen  im  VBK  besucht  haben  (HSL 

2011a, S. 27ff, 36f).

Von den insgesamt 1.109 Schülern, die im Sommer 2010 aus den Schulen entlassen 

wurden, hatten 51 Schüler keinen Hauptschulabschluss (HSA) (davon: 24 weiblich; 8 

nicht deutsch) und 313 hatten einen HSA (davon: 137 weiblich; 17 nicht deutsch) 

erlangt  (siehe  Anhang  C).  Somit  lag  der  prozentuale  Anteil  der  ausländischen 

Jugendlichen, die keinen HSA erreicht haben, bei 15,69%.

Tabelle 1 zeigt eine Bestandsaufnahme der Jugendlichen, die sich im Übergangs-

system des VBK befinden. 

Tabelle 1: Anzahl der Personen unter 25 Jahren im Übergangssystem des VBK

Ausgewählte Bereiche 
des Übergangssystems Stand Quelle

Anzahl der 
Jugendlichen

(unter 25 
Jahren)

Bildungsgänge der berufsbildenden Schulen

Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung (Vollzeit) 2010/2011 1 148
Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung (Teilzeit) 2010/2011 1 75
BGJ (kooperativ) 2010/2011 1 39

Maßnahmen des SGB II und SGB III

BvB der BA 2011 (September) 2 7
Einstiegsqualifizierung 2011 (September) 2 14
Arbeitsgelegenheiten 2011 (September) 2 13

Arbeitslose Jugendliche 

Arbeitslose nach SGB II und SGB III 2011 (Dezember) 3 252

Summe 565
Quelle 1: Hessisches Statistisches Landesamt (2011d), S. 71; Quelle 2: Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit (2011a); Quelle 3: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2011b)

6 Verteilung der Schülerzahlen auf die jeweilige Schulform: Grundschule: 3.488; Förderschule: 349; 
Hauptschule:  324;  Realschule:  1.197; Gymnasium: 2.159; schulformübergreifende Schulformen: 
3.095.
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An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass die Ausmaße der Zahlen vom Betrach-

tungsstandpunkt  abhängig sind.  Würden die Schüler der zweijährigen Berufsfach-

schule (Anzahl: 384 Schüler; Stand 2010/2011) mit in den Bereich des Übergangs-

systems gerechnet werden, würde es sich nicht nur um 565, sondern um 949 junge 

Erwachsene unter 25 Jahren handeln. Zudem gilt es zu beachten, dass eine gewisse 

Grauzone bei der Betrachtung des Volumens der sich im Übergangssystem befindli -

chen Jugendlichen vorherrscht. 

Einige der Jugendlichen, die sich zwischen ihrem Schulabschluss und dem Eintritt in 

eine Berufsausbildung befinden, sind von keinem System oder Rechtskreis erfasst. 

Es handelt es sich z.T. um hilfsbedürftige Jugendliche, die durch die verschiedenen 

Datenquellen nicht erfasst wurden und dennoch existieren. 

Dem  entsprechend  ist  die  Anzahl  der  Jugendlichen  im  Übergangssystem  höher 

einzuschätzen, als sie in Tabelle 1 dargestellt ist.

Die arbeitslosen Jugendlichen (nach SGB II und SGB III) gehören nicht zu Personen, 

die sich unmittelbar im Übergangssystem befinden. Sie werden allerdings mit aufge-

führt, da viele der arbeitslosen Jugendlichen ihre Bildungs- und Tätigkeitsbiografien 

wieder im Übergangssystem fortsetzen werden.

Zahlen und Statistiken zu Schulverweigerern, Schulabbrechern und Ausbildungsab-

brechern liegen leider nicht vor und konnten daher nicht mit einbezogen werden.

Das Übergangssystem im VBK besteht aus einer Vielzahl von Anbietern, die umfang-

reiche Angebote für Jugendliche vorweisen (siehe Anhang K, Anhang D). Die Frage 

ist,  wie  gut  die  Netzwerke  und  einzelne  Akteure  kooperieren  und  miteinander 

arbeiten. Laut Mönnig (KHW)(siehe Anhang I) agieren die unterschiedlichen Einrich-

tungen der beruflichen Förderung und Unterstützende von Jugendlichen eher unab-

hängig voneinander, d.h. dass zwischen den Einrichtungen nur eine geringe Anzahl 

oder keine Absprachen stattfinden. Herr Merle von der kommunalen Vermittlungs-

agentur  (KVA)  bemängelt  unter  anderem am bestehenden  Übergangssystem die 

nicht  vorherrschende  Vernetzung  bzw.  dass  die  vorhandene  Vernetzung  der 

einzelnen Anbieter nicht ausreichend ist, damit nahtlose Übergänge für die Jugendli -

chen möglich sind (siehe Anhang J).  Maßnahmen bzw. Angebote für Schulverwei-

gerer gibt es im VBK bisher nicht (siehe Anhang K).
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Problemdarstellung des Vogelsbergkreises
Der  VBK  muss  sich  verschiedenen  Problemlagen  stellen,  die  in  der  Region 

bestehen.  Der  Mangel  an  wohnungsnahen Arbeits-  und Ausbildungsplätzen steht 

hierbei  im Mittelpunkt.  Diesbezüglich  muss der  Standort  VBK attraktiver  gestaltet 

werden, um Abwanderungstendenzen der erwerbsfähigen Altersklassen entgegenzu-

wirken.  Außerdem  erschwert  der  Mangel  an  wohnungsnahen  Arbeitsplätzen  den 

Einstieg  in  die  Beschäftigung  bzw.  in  die  Teilzeitbeschäftigung  (vgl.  Vogelsberg 

Consult (o.J.), S. 1).  Aufgrund geringer Ausbildungsquoten einzelner Branchen und 

aus  dem  Mangel  an  Auszubildenden  resultiert  die  Schließung  von  Facharbeiter-

klassen, wie es beispielsweise bei dem Fachbereich für Sanitär und Heizungsbauern 

(siehe Anhang I) der Fall  war.  Dies ist  ein Faktor,  der den Trend des steigenden 

Fachkräftebedarf  fördert  und  den  Abbau  von  Möglichkeiten  zur  Erwerbstätigkeit 

vorantreibt.  Dies ist  eine Ausgangslage, die  die Abwanderungstendenzen und die 

Prognosen für die Zukunft nicht verbessert.

Um  einem  steigenden  Fachkräftemangel,  dem  Abbau  von  Möglichkeiten  zur 

Erwerbstätigkeit  und  dem  Mangel  an  wohnungsnahen  Arbeits-  und  Ausbildungs-

plätzen entgegenzutreten, muss das Bildungspotential des VBK bestmöglich genutzt 

werden. Dies beinhaltet auch die Anpassung der berufspädagogischen Förderinstru-

mente an den bestehenden Förderbedarf benachteiligter Jugendlicher für eine beruf-

liche und vorberufliche Qualifizierung, die Vermittlung von beruflichen und privaten 

Perspektiven, sozialen und personalen Kompetenzen und Arbeitstugenden sowie die 

Minderung von Exklusion und einer Steigerung von gesellschaftlicher Integration. 

2.3  Allgemeine Merkmale von Produktionsschule

Die PS ist ein Instrument der beruflichen Förderpädagogik im Übergangssystem. Das 

Fachkonzept-Produktionsschule, mit seinen Wurzeln im dänischen Bildungssystem 

(vgl. Meshoul 2008, S. 86), versteht sich als Verbindung von Schule und Arbeitswelt, 

zur  Berufsorientierung  und  Berufsvorbereitung  für  benachteiligte  Jugendliche  und 

junge Erwachsene (vgl. Gentner und Reschke 2008, S. 69). Über das Erstellen von 

Gütern oder Dienstleistungen wird Arbeiten und Lernen kombiniert (vgl. Bojanowski 
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2011, S. 17). 

Neben der Vermittlung von ersten beruflichen Basiskenntnissen und Fähigkeiten gilt 

es den Schülern der PS ein Fundament zu verschaffen, auf dem sie eigene Lebens- 

und  Zukunftsperspektiven  entwickeln  können.  Hierzu  zählt  die  Unterstützung  zur 

Stabilisierung der Lebensführung, aber auch Hilfestellungen zu einer umfassenden 

Entwicklung der Persönlichkeit werden mit eingeschlossen, wie u.a. die Förderung 

von Lern-, Kooperations- oder Verantwortungsbereitschaft. Über Erfolgserfahrungen 

soll  die  Selbstwirksamkeitserwartung  der  jungen  Menschen  gestärkt  werden.  Es 

werden Bedingungen geschaffen,  die  es ihnen ermöglichen ihre eigenen Kompe-

tenzen zu erkennen und wahrzunehmen (vgl. Gentner und Reschke 2008, S. 69ff). 

Das Produktionsschulkonzept verfolgt einen ganzheitlichen Ansatz, der auf den indi-

viduellen Förderbedarf des Einzelnen eingeht sowie kompetenzorientiert und nicht 

defizitorientiert  ausgerichtet ist  (a.a.O.,  S. 72f).  Ein wesentlicher Unterschied zum 

traditionellen Schulsystem zeigt sich darin, dass die PS auf Anschlussorientierung 

setzt und nicht auf Abschlussorientierung (vgl. Gentner und Reschke 2008, S. 69).

Bei der Zielgruppe der Produktionsschulschüler handelt es sich um junge Erwach-

sene im Alter von 15 bis 25 Jahren, die einen erhöhten und individuellen Förderbe-

darf aufweisen und in der Regel bereits viele Frustrationserfahrungen und persön-

liche Rückschläge erlitten haben. Viele der Jugendlichen haben bei der Bewältigung 

des Schulalltags und in verschiedenen Lebenslagen erhebliche Schwierigkeiten (vgl. 

Gentner und Reschke 2008, S. 70f, Bojanowski 2011, S. 17). Detaillierter wird die 

Zielgruppe in Kapitel 3.2 beschrieben.

Der Weg eines Jugendlichen an die PS kann aufgrund der Heterogenität der Ziel -

gruppe sehr unterschiedlich sein. Oftmals verläuft die Vermittlung über die Schulen, 

d.h. die Hauptschulen, Förderschulen oder die berufsbildenden Schulen, aber auch 

über Einrichtungen der Jugendberufshilfe, Fallmanager und Institutionen der Arbeits-

verwaltung. Wichtiger Bestandteil der Vermittlung und des Eintritts der Jugendlichen 

in die PS ist ein fließender Übergang. Warteschleifen und sogenannte Maßnahmen-

ketten  im Übergangssystem sollen  dadurch vermieden werden (vgl.  Gentner  und 

Reschke 2008, S. 70ff). „Die Verweildauer in einer PS ist grundsätzlich an den indivi-
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duellen  Erfordernissen  der  Teilnehmer  orientiert“  (a.a.O.,  S.  73).  Somit  sollte  ein 

Einstieg und auch der Ausstieg jederzeit möglich sein.

Laut den Produktionsschulprinzipien des Bundesverbands Produktionsschule basiert 

das Produktionsschulkonzept „[…] auf der freiwilligen Entscheidung der Teilnehme-

rinnen und Teilnehmer. Sie werden in der Regel nicht durch öffentliche Institutionen 

zugewiesen.  Sie  müssen  sich  an  einer  PS  bewerben“  (BVPS  2006,  S.  3).  Der 

Einstieg  wird  von  Kompetenzfeststellungsverfahren  (z.T.  standardisiert)  begleitet, 

worauf sich eine Entwicklungs- bzw. Förderplanung aufbaut. Die regelmäßig stattfin-

denden Reflexionsgespräche zwischen Produktionsschulpersonal und Produktions-

schulteilnehmer, welche dem Feedback und der Zielvereinbarungen dienen, werden 

fortlaufend dokumentiert und schriftlich festgehalten. Hier wird mit den Jugendlichen 

ein individueller Entwicklungs-, Bildungs- und Arbeitsplan erarbeitet. Diese Reflexi-

onsgespräche werden in der Regel mit dem festen Ansprechpartner des Jugendli-

chen geführt.  Dieser steht wiederum im kontinuierlichen, fachlichen Austausch mit 

den anderen Anleitern bzw. Kollegen der PS (vgl. Gentner und Reschke 2008, S. 

76f).

In  der  PS  ist  der  Produktionsprozess  eng  mit  dem  Lernprozess  verzahnt.  Die 

Jugendlichen arbeiten in unterschiedlichen Arbeits- bzw. Berufsfeldern und erstellen 

in den verschiedenen Produktlinien Güter oder sind in Bereichen der Dienstleistung 

tätig. Die theoretischen Inhalte werden direkt aus den praktischen Arbeitsaufgaben 

abgeleitet. Durch die realen Aufträge zu Marktbedingungen erfährt der Jugendliche 

Zweckmäßigkeit und Sinnhaftigkeit seiner Arbeit und wird mit realen Bedingungen 

der Arbeitswelt  konfrontiert.  Die Aufgaben eines Jugendlichen erstrecken sich von 

der Produktplanung bis hin zur Produktabnahme durch den Kunden und stellen somit 

einen vollkommenen Handlungsablauf dar. Der Jugendliche ist in alle Arbeitsschritte 

involviert. Auch aus diesem Aspekt heraus versteht sich, dass die Lern- und Produkti-

onsprozesse für den Produktionsschulschüler nachvollziehbar und hinterfragbar sein 

sollten und müssen.
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Diese Art der Arbeit, die Verbindung von Theorie und Praxis an einer realen Auftrags-

lage,  hat  positive  Auswirkungen auf  das Sozialverhalten  der  Produktionsschulteil-

nehmer, weil Jugendliche verschiedenen Alters und Jugendliche, die sich in unter-

schiedlichen  persönlichen  Entwicklungsstadien  befinden,  in  den  Werkstätten  und 

Arbeitsbereichen  begegnen.  Weiterhin  kommt  innerhalb  der  PS  das  Prinzip  zum 

Tragen, dass Novizen von Experten lernen, d.h. Jugendliche mit einem geringeren 

Wissensstand  werden  von  bereits  eingearbeiteten  Jugendlichen  angeleitet  (vgl. 

Gentner und Reschke 2008, S. 72ff).

Der Produktionsverlauf und die Tätigkeiten innerhalb der PS sind für alle Teilnehmer 

transparent gehalten und die Jugendlichen sind in das gesamte Geschehen inte-

griert.  Sie  übernehmen durch  die  Integration  in  bestehende  Produktionsschulpro-

zesse Verantwortung (vgl. Gentner und Bojanowski 2008b, S. 70f). Es handelt sich 

hierbei  nicht  nur  um  die  Verantwortung  dem  Produkt,  der  Produktion  oder  dem 

Kunden gegenüber, sondern auch um die Verantwortung anderen Produktionsschul-

teilnehmern gegenüber.

Die räumliche Gestaltung ist entscheidend für die Arbeits- und Lernatmosphäre und 

stellt  ein  prägnantes  Merkmal  einer  PS  dar.  Das  didaktische  und  pädagogische 

Zentrum der Lernumgebung der PS bildet der Ort der Produktion bzw. die Werkstatt 

(vgl. Gentner und Reschke 2008, S. 74). Räumliche und auf den Standort bezogene 

Merkmale einer PS werden in Kapitel 3.5 näher erläutert.

Ein entscheidender Ansatzpunkt sind die Rituale der PS, welche zum Teil die Alltags-

struktur und den Tagesablauf bestimmen. Durch die Rituale entstehen Sicherheit und 

Orientierung für die Jugendlichen in der Tagesstruktur und im Tagesablauf. Zu den 

Ritualen zählen beispielsweise gemeinsame Essen, wie Frühstück und Mittag und 

Besprechungen der Mitglieder einzelner Produktionslinien. Es gibt auch wöchentliche 

Rituale wie Aufräumzeiten oder Putztage, Termine und Verhaltensweisen für und bei 

Reflexionsgesprächen u.a.. Der Umgang mit Regeln und Regelverstößen oder der 

Umgang mit Konflikten und deren Auseinandersetzungen kann ebenfalls über rituali-

siertes Vorgehen gehandhabt werden (vgl. Gentner 2008a, S. 200ff).
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Die Anforderungen, die Arbeitsbereiche und das Professionalitätsprofil des Produkti-

onsschulpersonals werden in Kapitel 3.4 thematisiert und erläutert.

Unerlässlich für eine PS ist ihre regionale Eingebundenheit. Eine PS arbeitet wettbe-

werbsneutral und sollte aus diesem Grund ihre Produkte und Dienstleistungen mit 

der örtlichen Wirtschaft abstimmen. Ihre Aufträge erhält die PS in der Regel von der 

Kommune, öffentlichen Einrichtungen, ansässigen Betrieben oder privaten Kunden, 

wodurch deutlich wird, dass regionale Kooperationsbeziehungen entscheidend und 

wichtig sind. Außerdem schließt die Netzwerkarbeit die Kooperation und Zusammen-

arbeit mit Schulen, Betrieben, regionalen sozialen Einrichtungen und den Kontakt zu 

Interessenverbänden (Innungen und Kammern) mit ein (vgl. Gentner und Reschke 

2008,  S.  79f).  Auf  die  Thematik  Netzwerkarbeit  und  Kooperation  wird  im Kapitel  

Regionale politische Einbindung noch detaillierter eingegangen.

Die Merkmale und Grundsätze von PS spiegeln sich in den Produktionsschulprinzi-

pien wider, herausgegeben vom Bundesverband Produktionsschule e.V.. Die Produk-

tionsschulprinzipien dienen zum einen der qualitativen Absicherung der Umsetzung 

des Produktionsschulgedankens, zum anderen der Weiterentwicklung des Produkti-

onsschulkonzepts (vgl. BVPS 2006, S. 1).  Auf Grundlage der Prinzipien wurden im 

Jahr 2010 Qualitätsstandards für PS entwickelt. Sie sollen Beliebigkeit und Unver-

bindlichkeit bei Produktionsschulumsetzungen vermeiden, sodass Einrichtungen, die 

sich  als  PS  betiteln,  auch  im  Sinne  des  Produktionsschulkonzepts  handeln  (vgl. 

BVPS 2010, S. 4ff).
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2.4  Vorgehen und Leitfragen der Arbeit

Diese Arbeit beschäftigt sich mit der Machbarkeit bzw. der Umsetzbarkeit einer PS im 

VBK in Hessen im Hinblick auf drei Fragestellungen. 

1. Besteht ein Bedarf nach einer PS im VBK und gibt es einen Nutzen für die 

Region?

2. Unter welchen Bedingungen ist eine Realisierung der PS möglich und welche 

Aspekte  müssen  für  die  Gründung  einer  PS  berücksichtigt  und  diskutiert 

werden?

3. Welche Hürden und Wege sind für die Gründung einer PS relevant?

Die Inhalte der Arbeit stammen zum einen aus der Sichtung der bestehenden Fachli-

teratur, zum anderen handelt sich bei dieser Arbeit um eine explorative Studie. Infor-

mationen und Ansätze für Diskussionen wurden aus Gesprächen mit dem Arbeits-

kreis und anderen Experten gewonnen, die in einzelnen Ergebnisprotokollen doku-

mentiert  wurden und dem Anhang beigefügt  sind (siehe Anhang F-O).  Insgesamt 

habe ich im Rahmen der Ausarbeitung zehn persönliche Gespräche mit unterschied-

lichen Experten zu verschiedenen thematischen Inhalten geführt.

Wie bereits erläutert hat diese Arbeit zum Ziel eine Diskussionsbasis für Entschei-

dungen, Vorgehensweisen und Handlungen zur Realisierung einer PS im VBK darzu-

stellen.
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3  Entwicklung des Produktionsschulkonzepts

Die thematischen Schwerpunkte  und somit  die  Einteilung der  Kapitel  3.1  bis  3.7 

resultieren aus der Auftragsstellung (siehe Anhang P) bzw. den gestellten Anforde-

rungen  an  die  Machbarkeitsstudie  und  somit  den  Vorüberlegungen  und  dem 

Klärungsbedarf des Hessencampus Vogelsbergkreis bzw. des Arbeitskreises Über-

gang Schule-Beruf (siehe Anhang Q) zur Realisierung und Umsetzbarkeit einer PS 

im VBK.

3.1  Pädagogischer Konzeptrahmen

Das  pädagogische  Konzept  beschreibt  die  konzeptionelle  Ausrichtung  bzw.  den 

Rahmen für das pädagogische Handeln der geplanten Einrichtung. Es handelt sich 

hierbei um die Vorüberlegungen des Arbeitskreises zu den pädagogischen Rahmen-

bedingungen,  die  sich  an  den  Produktionsschulprinzipien  und  Standards  des 

Bundesverbands Produktionsschule orientieren. 

Weil sich einige Vorgehensweisen und Umsetzungen erst in der Praxis, im alltägli-

chen Produktionsschulverlauf, erproben und entwickeln lassen, gibt es in einzelnen 

Bereichen  nur  eine  Annäherung,  aber  noch  keine  eindeutige  Bestimmung  der 

Ausrichtung des pädagogischen Konzepts. Außerdem nehmen einige Bestandteile 

der konzeptionellen Ausrichtung direkten Bezug auf Rahmenbedingungen der PS, 

die noch nicht geklärt oder entschieden sind.

Leitgedanke und Ziel der PS ist es dem Förderbedarf der Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen, gemäß der Zielgruppenbeschreibung  (siehe Kapitel 3.2), gerecht zu 

werden.

Ein weiteres Ziel der Produktionsschulumsetzung ist die Ausschöpfung des Bildungs-

potentials der Region, indem die PS das Übergangssystem Schule – Beruf stärkt und 

ergänzt, als Kooperationspartner im Netzwerk des Übergangssystems wirkt und sich 

vor Ort im VBK etabliert. Mit der PS soll eine Einrichtung geschaffen werden, die für  

Jugendliche geeignet  ist,  die mit  dem traditionellem Schulsystem oder schulähnli-
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chen Strukturen nicht zurecht kommen. PS als ein Instrument, welches die Warte-

schleifen  und  Maßnahmenkarrieren  aufbrechen  kann  und  zu  einer  nachhaltigen 

beruflichen Förderpädagogik führt (siehe Anhang K).

Die PS verbindet Arbeiten und Lernen, wodurch das pädagogische Handlungszen-

trum, der Werkstattbereich, gekennzeichnet ist. Damit an realen Aufträgen zu Markt-

bedingungen gearbeitet werden kann, müssen Produktionslinien bestehen, die einem 

definierten Arbeits- bzw. Wirtschaftsbereich entsprechen und anhand dessen didakti-

sche Konzepte entwickelt werden. Die Produktion von Gütern oder das Bereitstellen 

von  Dienstleistungen  wird  durch  die  vorherrschenden  Produktionslinien  bestimmt, 

von  denen  drei  bis  fünf  verschiedener  Ausrichtungen  in  der  PS  vorhanden  sein 

sollten. In der Anfangsphase der PS sind von dem Arbeitskreis vorerst drei Produkti-

onslinien angedacht.  Zu einem späteren Zeitpunkt kann die PS noch um weitere 

Produktionslinien erweitert werden (siehe Anhang K).

Der pädagogische Schlüssel, d.h. das Verhältnis von Teilnehmern und Anleitern, ist  

auf den Förderbedarf der Zielgruppe anzupassen. Dem entsprechend sind für einen 

Anleiter maximal acht Teilnehmer zu rechnen, damit die Gruppengröße überschaubar 

bleibt, Arbeitsabläufe durchführbar zu gestalten sind sowie die Unterstützungsarbeit 

des  Anleiters  bei  den Bewältigungsaufgaben der  Jugendlichen  möglich  ist  (siehe 

Anhang K).

Die Verweildauer der Produktionsschulteilnehmer ist auf den bestehenden Förderbe-

darf des Einzelnen abzustimmen. Der Teilnehmer soll die Möglichkeit haben bis zu 

drei Jahren innerhalb der PS aktiv wirken zu können. 

Ein wichtiger Aspekt der Verweildauer ist der Ein- und Ausstieg der Teilnehmer in 

bzw.  aus  der  PS.  Hierbei  sollte  auf  starre  Start-  oder  Abschlusszeiten  verzichtet 

werden. Der Beginn oder die Beendigung der Tätigkeit eines Jugendlichen innerhalb 

einer PS muss individuell möglich sein. Nur auf diesem Weg kann es gelingen den 

Jugendlichen einen nahtlosen Anschluss (in die PS und im Anschluss an die PS) zu 

ermöglichen, Wartezeiten der Übergänge zu minimieren und diesbezügliche Frustra-

tionserfahrungen zu vermeiden.
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Des Weiteren  soll  die  Betreuung der  Jugendlichen  über  die  Produktionsschulzeit 

hinaus möglich sein, wenn es der Bedarf erfordert (siehe Anhang K).

Der Arbeitskreis hat verschiedene Module definiert, die als individuelle Schwerpunkt-

setzung der Produktionsschulteilnehmer während ihrer Produktionsschulzeit gesehen 

werden  können.  Diese  thematischen  Einheiten  akzentuieren für  die  Jugendlichen 

aktuelle  Bereiche  ihrer  Aufgabenbewältigung.  Hierbei  handelt  es  sich  nicht  um 

Phasen, die der Reihe nach durchlaufen werden, sondern um aufgabenbezogene 

Elemente, die wahrscheinlich parallel stattfinden (dies aber nicht müssen) und nach 

dem individuellen Bedarf des Teilnehmers bewältigt werden. 

Bisher wurden fünf Module erarbeitet, die kurz dargestellt werden. Es handelt sich 

um das Modul „Lebenssituation“ (Auseinandersetzung mit  persönlichen, familiären 

oder  zwischenmenschlichen  Schwierigkeiten,  organisatorischen  Problemen  der 

Jugendlichen wie z.B. Behördengänge); „Fachpraxis und Fachtheorie“ (Tätigkeiten 

innerhalb der Produktionslinien, die Vermittlung von Fachkompetenzen), „Praktikum“ 

(Vorbereitung, Begleitung und Nachbereitung von Praktika), „Allgemeinbildung“ (evtl. 

zusätzliche Förderangebote im Bereich der Allgemeinbildung) sowie „Abschluss und 

Prüfung“ (Vorbereitungen auf Prüfungen, die Endphase innerhalb der PS bzw. den 

Entlassungsprozess).

Die Module helfen dem Fachpersonal der PS und den Produktionsschulteilnehmern 

bei dem Erkennen anstehender Bewältigungsaufgaben der Jugendlichen und können 

somit akuten Handlungsbedarf aufzeigen (siehe Anhang K).

Die Verortung der PS im Übergangssystem und die Kooperation mit Netzwerkpart-

nern  definiert  der  Arbeitskreis  als  notwendigen  Aufgabenbereich  der  PS  (siehe 

Anhang K), der ebenso von Bedeutung für eine gelingende Unterstützung und Förde-

rung der Jugendlichen ist, wie der ganzheitliche Ansatz von Handlungen und Tätig-

keiten im Produktionsschulalltag.

Neben  der  gestalteten  Arbeits-  und  Lernumgebung  (siehe  Kapitel  3.5)  spielt  die 

Tages- und Wochenstrukturierung, als Rahmengebung des Alltags innerhalb der PS, 

eine zentrale Rolle. Regeln, Rechte, Pflichten und Verantwortungsübernahme sind 
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durch alltagsstrukturierende Elemente und Rituale gekennzeichnet, welche ebenfalls 

zur psychosozialen Stabilität und Orientierung sowie Sicherheit bei der Alltagsbewäl-

tigung der Jugendlichen führen sollen.

Diese  Beschreibung  von  den  organisatorischen  und  strukturellen  Rahmenbedin-

gungen  des  pädagogischen  Konzepts  sind  erst  einmal  nur  richtungsweisend, 

entstanden aus den Grundideen des Arbeitskreises und noch nicht als vollständig 

anzusehen. Viele Einzelaspekte sind zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht geklärt und 

müssen in einem anderen Rahmen, z.B. in weiterführenden Analysen oder Arbeiten 

und endgültig in konkreten Entscheidungsprozessen behandelt werden. 

Beispielsweise  besteht  kein  Zweifel,  dass  die  PS  den  Jugendlichen  anerkannte 

Schulabschlüsse  ermöglichen  wird.  Jedoch  ist  aufgrund  der  ungeklärten  Träger-

struktur der Einrichtung noch nicht festzulegen, ob die Abschlüsse intern oder extern 

absolviert und durchgeführt werden.

Ebenfalls steht es außer Frage, dass die Produktionsschulteilnehmer Zertifikate oder 

Qualifizierungsbausteine für entsprechende Tätigkeitsfelder bescheinigt bekommen. 

Da  jedoch  die  Produktionslinien  und  Tätigkeitsfelder  der  PS  noch  nicht  gewählt 

wurden, sind die Art, der Bereich und die Form der Zertifizierung bzw. Bescheinigung 

noch ungewiss. 

Dies betrifft auch die Ausgestaltung des didaktischen Konzepts, welche erst mit der 

Wahl der Produktionsbereiche bzw. der Dienstleistungen der PS entwickelt werden 

kann. Die Lern- und Arbeitssituationen können erst mit der Auftragsakquise konkreti-

siert werden.

Die räumliche Gestaltung kann zu diesem Zeitpunkt nicht im Detail bestimmt werden, 

da bisher noch kein Standort und kein Gebäude für die PS gewählt wurden. Zudem 

sind die zukünftigen Möglichkeiten ungewiss, da die finanziellen Mittel der PS noch 

ungeklärt sind.

Die Höhe und Art der Entlohnung der Produktionsschulteilnehmer ist ebenfalls noch 

ungewiss. Die Entlohnung ist von den Finanzierungsstrukturen und von den unter-

schiedlichen  Systemen  bzw.  Rechtskreisen  und  Programmen,  die  die  PS  unter-

stützen, abhängig.
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Des Weiteren werden viele Prozesse, Abläufe und Handhabungen im Alltagsprozess 

der PS entwickelt oder entstehen erst in der Gründungs- und Aufbauphase. Vor allem 

sind hiervon Regeln,  Rituale,  Tages-  oder  Wochenstrukturen und Vereinbarungen 

von Hausordnungen betroffen, aber auch die Art des Eintritts- und Aufnahmeverfah-

rens der Produktionsschulteilnehmer oder die Form der Kompetenzfeststellung, der 

Förderplanung und deren Dokumentation.

Es gilt auf den bereits erarbeiteten Grundlagen eine detaillierte Konzeptbeschreibung 

zu entwickeln, welche ein individuelles Leitbild enthält, wodurch eine klare Position 

innerhalb der Öffentlichkeit vertreten werden kann.

3.2  Zielgruppe

Die Zielgruppe, die bei der PS in den Fokus rückt, sind Jugendliche im Alter von 15 

bis  25  Jahren,  die  sich  im Übergangssystem Schule  –  Beruf  befinden.  Aufgrund 

verschiedener Faktoren weist die Zielgruppe einen erhöhten Förderbedarf auf  (vgl. 

Gentner und Reschke 2008, S. 70f) und gilt oftmals als benachteiligt. Im Allgemeinen 

gelten Jugendliche als benachteiligt, wenn zu einem bestimmten Zeitpunkt Probleme 

beim Übergang Schule -  Beruf bzw. von der Berufsausbildung in Erwerbstätigkeit 

auftreten. Die Faktoren, die zu einer Benachteiligung führen können, sind verschie-

den.  Es  kann  sich  hierbei  um  soziale  Faktoren  (Schicht,  Herkunft,  Religion, 

Geschlecht, Nationalität), individuelle Faktoren (psychische, physische Beeinträchti-

gung,  Lern-  und  Leistungsschwierigkeiten,  Verhaltensauffälligkeiten),  Brüche  oder 

Instabilitäten  in  den  Schulbiografien  oder  Marktbenachteiligung  handeln.  Alle 

Faktoren können sich addieren, kumulieren oder vereinzelt auftreten (vgl. Bojanowski 

2008, S. 33).  Der hohe Grad an Unterschiedlichkeiten innerhalb der Gruppe wird 

nicht nur über die große Altersspanne bestimmt, sondern auch über die verschie-

denen  Erfahrungen  und  voneinander  abweichenden  Biografien  eines  jeden 

Einzelnen (vgl. Gentner und Reschke 2008, S. 70f).

Die Jugendlichen haben oftmals Frustrationserfahrungen, Misserfolgserlebnisse und 

persönliche Rückschläge erlitten, die ihr  Verhalten und ihre Einstellungen geprägt 

haben. Diese Negativerfahrungen wurden auch im früheren Schulalltag der Jugendli-
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chen erlebt, wodurch die Haltung zur Schule, zum traditionellen Unterricht und zum 

schulischen Lernen in vielen Fällen eine ablehnende Haltung ist und zur Schulver-

weigerung oder Schulmüdigkeit führt (a.a.O.).

Die Zielgruppe besteht aus Personen, die Anschluss zur gesellschaftlichen Teilhabe 

suchen,  die  von  gesellschaftlicher  Exklusion  bedroht  sind,  denen  berufliche  und 

private Perspektiven fehlen und die Anerkennung, Orientierung und Strukturierung in 

ihrem Alltagsleben benötigen, um Perspektiven entwickeln und diese auch realisieren 

zu können. Der bereits erworbene Bildungsgrad der Jugendlichen, wie ein Förder-

schulabschluss,  ein  Hauptschulabschluss,  ein  Realschulabschluss,  die  erworbene 

Hochschulreife  oder  kein  bisher  erreichter  Schulabschluss  gibt  keinen Aufschluss 

über vorhandene Perspektiven und Motivationen bzw. den Förderbedarf der Jugend-

lichen  und  ist  somit  kein  Auswahlkriterium  für  eine  Produktionsschulaufnahme. 

Jedoch handelt es sich häufig um Jugendliche, die noch keinen oder einen Haupt-

schulabschluss erreicht haben (vgl. Gentner und Reschke 2008, S. 70f).

Nach  Schätzungen  des  Arbeitskreises  Übergang  Schule-Beruf  liegt  bei  der 

Geschlechterverteilung der Zielgruppe im VBK ein ungefähres Verhältnis von 70% 

männlichen zu 30% weiblichen Jugendlichen vor (siehe Anhang K). 

Zudem  ist  der  Anteil  von  Jugendlichen  mit  Migrationshintergrund  gering.  Wie  in 

Kapitel 2.2 bereits beschrieben wurde, beträgt der Migrationsanteil der Jugendlichen, 

die keinen HSA erreicht haben,  15,69%. Dies ist insofern eine bedeutsame Anzahl, 

da  sich  der  Ausländeranteil  der  gesamten  Bevölkerung  im  VBK  bei  ca.  3,59% 

befindet. Allerdings spielt aus Sicht der Arbeitskreismitglieder der Anteil von Jugendli-

chen mit Migrationshintergrund eine nur untergeordnete Rolle (siehe Anhang K).

Allein  aufgrund  der  Erfahrungen  und  Einschätzungen  der  Mitglieder  des  Arbeits-

kreises, die täglich mit der Zielgruppe (innerhalb der berufsvorbereitenden Bildungs-

gänge der berufsbildenden Schulen) arbeiten, besteht ein Bedarf nach einer alterna-

tiven Einrichtung zu den bestehenden Möglichkeiten, der Bedarf nach einer PS. Laut 

Schätzungen  des  Arbeitskreises  wäre  für  mindestens  ein  Drittel  der  Schüler  der 

EIBE-  und  BVJ-Klassen  das  Produktionsschulkonzept  geeigneter,  weil  sie  einen 

erhöhten Förderbedarf aufweisen und mit dem schulischen Lernen Schwierigkeiten 
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haben (siehe Anhang K).

Die Ergebnisse aus Kapitel 2.2 zeigen, dass sich über 550 Jugendliche im VBK in 

unterschiedlichen Maßnahmen bzw. Programmen und Einrichtungen des Übergangs-

systems befinden, einschließlich der arbeitslosen Jugendlichen unter 25 Jahren. Es 

handelt sich hierbei nur um ausgewählte Gruppen von Jugendlichen im Übergangs-

system und somit  um einen eng gefassten Definitionsrahmen, der  beispielsweise 

noch um rund 380 Schüler der zweijährigen Berufsfachschule weiter gefasst werden 

könnte. Zudem kommt eine Anzahl von Jugendlichen hinzu, die sich im Übergang 

Schule-Beruf  befinden,  die  hilfsbedürftig  sind,  allerdings  von  den  einzelnen 

Systemen nicht erfasst werden (siehe Anhang J). Daher ist mit weitaus mehr als „nur“ 

550 Jugendlichen zu rechnen, die infolge ihrer allgemeinbildenden Schulzeit keinen 

direkten Anschluss in Ausbildung bekommen haben oder bekommen, unabhängig 

von den verschiedenen Ursachen, die hierfür ausschlaggebend sind. 

Es handelt sich hier um Jugendliche, die potentiell als Produktionsschulteilnehmer in 

Frage kommen. Das Produktionsschulkonzept  und die Teilnahme an Produktions-

schulprozessen bietet den Jugendlichen eine Alternative im Übergangssystem, die 

einen geeigneten Förderansatz aufzeigt und individuell auf unschulische Weise über 

marktnahe  Tätigkeitsbereiche  eine  Perspektive  auf  berufliche  (auch  soziale) 

Anschlussmöglichkeit bereitstellt. 

Schließlich  ist  die  Produktionsschule  für  alle  Jugendlichen vorgesehen,  die  keine 

Chance auf eine Ausbildung haben (vgl. Gentner und Reschke 2008, S. 71).

3.3  Produktionslinien

Der Begriff Produktionslinie wurde aus dem dänischen Produktionsschulkontext über-

nommen und bezeichnet  den Werkstattbereich bzw.  Produktions-  oder  Dienstleis-

tungsbereich einer PS. Durch die Produktionslinien werden die einzelnen Werkstatt-

bereiche bzw. das Handlungsfeld, in dem die Jugendlichen innerhalb der Einrichtung 

tätig sind, definiert. Die PS zeichnen sich in der Regel durch mindestens drei bis ca. 

sieben unterschiedliche Produktionslinien7 aus.

7 Einige Beispiele zu Produktionslinien von PS in Deutschland sind im Anhang E) aufgelistet.
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Für  die  Entwicklung  und  Planung  von  Produktionslinien  müssen  einige  Aspekte 

berücksichtigt  werden, damit  das Produktionsschulkonzept in seiner Durchführung 

und mit seiner Zielsetzung funktioniert. Das Hauptaugenmerk für die Entwicklung von 

Produktionslinien liegt auf den im Folgenden beschriebenen Voraussetzungen:

Grundvoraussetzung einer Produktionslinie ist a) die didaktische und pädagogische  

Eignung für  die  Arbeit  in  der  PS.  Die  Teilnehmer  sollten  an  allen  Schritten  und 

Phasen der Produktion beteiligt werden können, damit ein ganzheitliches Arbeiten an 

vollständigen  Handlungen  möglich  ist.  Außerdem  muss  die  Produktionslinie  den 

Jugendlichen  in  ihrem  Tätigkeitsbereich  Herausforderungen  ohne  Überforderung 

bieten, unter den Voraussetzungen, die die heterogene Zielgruppe, mit ihren unter-

schiedlichen Fähigkeiten und Erfahrungen, mit sich bringt.

Ein weiterer Aspekt, den es zu berücksichtigen gilt ist b) die  Anschlussfähigkeit der 

Produktionslinien an den regionalen Ausbildungsmarkt bzw. an das vorherrschende 

Bildungsangebot, welche gewährleistet sein sollte. Damit ist gemeint, dass die Teil-

nehmer nach Beendigung der Produktionsschulzeit die Möglichkeit haben ihre erwor-

benen  (beruflichen)  Fähigkeiten  und  Qualifikationen  in  anderen  Institutionen 

anwenden, erweitern und vertiefen zu können. Auf diesem Weg kann der Anschluss 

nach Beendigung der Produktionsschulzeit zu einem weiteren Bildungsangebot bzw. 

in Ausbildung gewährleistet sein und Motivation und Perspektiven der Jugendlichen 

können erarbeitet werden.

Bei der Entwicklung von Produktionslinien muss außerdem c) die Beschaffenheit des 

regionalen  Arbeitsmarktes beachtet  werden.  Hierbei  stellen  sich  die  Fragen,  in 

welchem  Gewerbe  Arbeitsstellen  ausgeschrieben  werden,  welches  Potential  die 

Tätigkeiten  und Fähigkeiten  der  Produktionsschulabsolventen auf  dem regionalen 

Arbeitsmarkt  haben  könnten,  wo  ein  Fachkräftemangel  oder  ein  Wachstum einer 

Wirtschaftsbranche zu verzeichnen ist.

In zweiter Linie gilt es noch weitere Faktoren und Fragestellungen in die Planung und 

Entwicklung der Produktionslinien mit einzubeziehen, die ebenfalls von ausschlagge-

bender Bedeutung sein können.
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Es sollte hinterfragt werden, welche Bereiche und Tätigkeiten den Jugendlichen inter-

essieren und welche Thematiken die Jugendlichen motiviert aktiv in der PS mitzu-

wirken. Somit werden die  Produktionslinien auf die Zielgruppe zugeschnitten.  Das 

Ziel der PS liegt bei schulmüden Jugendlichen und Schulverweigerern vorrangig im 

Erscheinen, der Teilnahme und dem Einhalten geregelter Tagesstrukturen, wodurch 

Erfolgserlebnisse entstehen können, um somit einen Weg zur Lernmotivation zu initi-

ieren  und  Perspektiven  zu  schaffen.  Lebensnahe  Thematiken  der  Jugendlichen 

werden durch diese Sichtweise stärker in den Mittelpunkt gerückt. Außerdem bietet 

dieser Ansatz zur Entwicklung von Produktionslinien eine von wirtschaftlichen Struk-

turen und Gegebenheiten eher losgelöste Herangehensweise.

Die möglichen Auftragslagen für die PS spielen ebenfalls eine Rolle bei der Planung 

von Dienstleistungs- oder Produktionsangeboten, da sonst die Arbeit nicht zu markt-

ähnlichen Bedingungen realisiert  werden kann. Die Angliederung von Nischenpro-

dukten oder  Zuarbeitertätigkeiten  für  Betriebe und die  regionale  Wirtschaft  bilden 

hierbei den Schwerpunkt. Die Zusammenarbeit und Absprachen mit den regionalen 

Wirtschaftsvertretern und Betrieben sind wesentlicher Bestandteil der Produktionslini-

enwahl. Des Weiteren muss das Angebot anderer sozialer Einrichtungen beachtet 

werden, sodass die Produkte und Dienstleistungen nicht in Konkurrenz zueinander 

stehen,  weil  sich  eine  Konkurrenz  der  sozialen  Einrichtungen  negativ  auf  die 

Auftragsakquirierung beider Einrichtungen auswirken würde und kooperative Bezie-

hungen erschwert würden.

Die Herkunft bzw. die  Bildungs- und Berufsbiografie der Werkstattpädagogen,  des 

Produktionsschulpersonals,  gilt  es zu berücksichtigen, weil  nicht jeder  Anleiter für 

jeden fachfremden Tätigkeitsbereich geeignet ist.

Damit Jugendliche die Chance haben in Praktika vermittelt zu werden, ist es unab-

dingbar, dass innerhalb der Region Betriebe ansässig sind, die ähnliche Tätigkeits-

felder abdecken wie die PS.

Des Weiteren ist die geographische Lage des Standortes der PS ausschlaggebend 

für die Entwicklung von Produktionslinien. Produkte oder Dienstleistungen können 

sich aufgrund der Lage als Nischenprodukt herausstellen und durch die geographi-

schen Gegebenheiten möglich oder ausgeschlossen werden.
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Außerdem kann sich aufgrund der architektonischen Gestaltung des Gebäudes und 

der  historischen Nutzung des  Geländes oder  der  Räumlichkeiten  die  Etablierung 

bestimmter Produktionslinien anbieten oder aus den Gegebenheiten entwickeln.

Die  Kapitalanlagen in  Form von Werkstattmaterial,  Maschinen etc.  sollten sich in 

einem angemessenen Rahmen bewegen. Gewerke, die beispielsweise nur auf Basis 

spezialisierter  Maschinen  funktionieren  und  hohe  Anschaffungskosten  aufweisen, 

sind für eine Produktionslinie der PS ungeeignet. Produktionslinien müssen in ihrer 

Funktionalität und Durchführbarkeit erprobt werden, wodurch eine gewisse Flexibilität 

innerhalb der Handlungsabläufe und der Güterproduktion notwendig ist, die durch die 

Fixierung auf einzelne „Spezialanschaffungen“ eingeschränkt sein könnte. Außerdem 

wäre es wahrscheinlich, dass das Spektrum der Güterproduktion eingeschränkt ist 

und  dadurch  die  Tätigkeiten  und  Handlungsabläufe  weniger  passgenau  auf  den 

Jugendlichen zugeschnitten werden können.

Ein  zusätzlicher  Anhaltspunkt  für  die  Entstehung und Wahl  von Produktionslinien 

wäre eine Auswertung von bereits  durchgeführten schulischen Projekten aus den 

EIBE- oder BVJ-Klassen der berufsbildenden Schulen. Auf Basis dieser Evaluation 

könnten Produktionslinien entwickelt oder Tätigkeitsfelder ausgeschlossen werden.

Bei  der  Entwicklung der  Produktionslinien  muss nicht  jeder  genannte  Aspekt  der 

aufgezählten  Rahmenbedingungen  im vollen  Umfang gegeben  sein.  Die  Schwer-

punktsetzung der einzelnen Ziele der verschiedenen Produktionslinien können vari-

ieren und somit auch die Faktoren, die zur Zielsetzung führen. Allerdings sollten alle 

Aspekte bei der Planung beachtet werden, damit bewusst auf die vorherrschenden 

Bedingungen reagiert werden kann und innerhalb der Alltagsarbeit der laufenden PS 

nicht festgestellt wird, dass die Produktionslinie nicht tragbar oder nicht durchführbar 

ist.

Der Arbeitskreis hat in ersten Überlegungen einige Branchen in Betracht gezogen, 

die für Produktionslinien bzw. Arbeitsbereiche der PS in Frage kommen. Es handelt  

sich hierbei um: Pflege und Betreuung, personennahe Dienstleistungen (im Bereich 

Wellness oder Hausmeisterdienste), das Baugewerbe im Hinblick auf altersgerechte 
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Um- und Ausbauten (d.h. Umbauten für beispielsweise barrierefreies Wohnen) sowie 

den Bereich historische Bautechniken (Pflege und Instandhaltung von historischen 

Objekten),  die  Ernährungsbranche,  das  Gastronomie-  und  Hotelgewerbe  und  die 

Tourismusbranche (siehe Anhang F, Anhang K). 

Im Folgenden wird eine Annäherung zur Einschätzung der Eignung der einzelnen 

Branchen  vorgenommen.  Allerdings  werden,  aufgrund  des  Umfangs,  den  dieses 

Thema in  sich birgt,  nur  einzelne Aspekte angesprochen und nicht  das gesamte 

Spektrum  von  Anhaltspunkten,  die  berücksichtigt  werden  können.  Auch  dieses 

Kapitel ist somit als Diskussionsanstoß zu verstehen, der mögliche Wege, Ideen und 

Möglichkeiten für die Produktionslinienwahl aufzeigt. Die Reihenfolge der Branchen 

und Gewerke, die thematisiert werden, unterliegen keiner hierarchischen Rangfolge.

Auf den ersten Blick erscheint der Bereich Pflege und Betreuung als Produktionslinie 

ungeeignet.  Die Pflege von Kranken und Pflegebedürftigen kann keine stationäre 

Aufgabe der PS sein. Hierfür würden die finanziellen Mittel, für die Einrichtung von 

Unterkünften  und dem vermehrt  zum Einsatz  kommenden  Fachpersonal,  voraus-

sichtlich nicht zur Verfügung stehen. Eine ambulante Betreuung von Bedürftigen führt 

zu  der  Problematik,  dass  das  Produktionsschulpersonal  die  Produktionsschulteil-

nehmer nicht kontinuierlich begleiten und bei der Arbeit unterstützen kann, weil dies 

der Personalschlüssel der PS nicht zulässt. Allerdings könnte sich über eine Koope-

ration mit Alten- oder Pflegeheimen ein Bereich Pflege und Betreuung als Produkti-

onslinie verwirklichen.

Das Angebot des SOS Kinderdorfs Saar „Jung hilft Alt“8, welches seit über 25 Jahren 

besteht, kann Anhaltspunkte für eine mögliche Umsetzung einer Pflege und Betreu-

ungsdienstleistung einer PS liefern. 

Im Bereich Pflege und Betreuung besteht  bereits  eine Unterversorgung an Fach-

kräften im VBK (siehe Anhang G, Anhang I). Zudem wird der Bedarf an Erwerbstä-

tigen in  dieser  Branche,  aufgrund des demographischen Wandels,  weiter  steigen 

8 Im Projekt „Jung hilft Alt“ werden arbeitslose junge Menschen (unter 25 Jahren) beschäftigt und 
weiterqualifiziert. Sie unterstützen bei hauswirtschaftlichen Arbeiten in Seniorenhaushalten und bei 
Familien in Not, gestalten Seniorentreffpunkte mit und arbeiten in der Seniorentagespflege. Siehe 
hierzu: http://www.sos-kinderdorf.de/mgh_mehrgenerationenhaus.html
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(siehe Anhang F).

Wichtig zu beachten bei einer Produktionslinie Pflege und Betreuung ist, wenn die 

Jugendlichen ambulant  bei  den Pflegebedürftigen tätig sind, dass die Tages- und 

Wochenstrukturierungen, Kommunikationsregeln und Rituale der PS in besonderer 

Form berücksichtigt werden. Die Organisation von strukturierenden Elementen, die 

Bezugs- und Orientierungspunkte liefern, ist wahrscheinlich schwieriger als bei Tätig-

keiten in anderen Produktionslinien, die vor Ort innerhalb der PS verrichtet werden. 

Ein  pädagogisch-didaktisches  Modell  muss  entwickelt  werden,  welches  in  seiner 

Umsetzung Struktur, Stabilität und Verbindlichkeit für die Produktionsschulteilnehmer 

als auch für das Personal bietet. 

Zwei  weitere  Produktionslinien  könnten  aus  dem  Bereich  des  Baugewerbes 

entstammen. Zum einen handelt es sich hierbei um altersgerechte Umbauten bzw. 

barrierefreie Neugestaltungen von Wohn- und Aufenthaltsräumen und zum anderen 

um den Bereich der historischen Bautechniken. Abgesehen von möglichen weiter-

qualifizierenden  Bildungsangeboten  der  beruflichen  Schulen9,  den  Praktikums-

plätzen, die zur Verfügung stehen10, besteht ein Bedarf an Arbeitskräften und Ausbil-

dungsplätzen in Handwerksberufen innerhalb der Region (siehe Anhang I). Zudem 

erscheint  das  Tätigkeitsfeld  „altersgerechte  Umbauten“  zukunftsorientiert,  resultie-

rend aus den demographischen Entwicklungen. 

Ebenfalls  besteht  ein  Bedarf  im  Bereich  „historische  Bautechniken“  (siehe 

Anhang  K),  sodass  Produktionsschulaufträge  akquiriert  werden  könnten.  Eine 

mögliche Kooperation mit Kirchengemeinden und öffentlichen Einrichtungen könnte 

für den Bereich historische Bautechniken eine entscheidende Rolle spielen. 

Eine Produktionslinie aus dem Bereich der Ernährungsbranche bietet ebenso wie die 

Baubranche  berufliche  Zukunftsperspektiven  für  die  Jugendlichen.  Es  fehlen  in 

9 Siehe  hierzu  das  Bildungsangebot  der  Max-Eyth-Schule  Alsfeld:  http://www.mes-alsfeld.de/  -  
bildungsangebot.html,  der  Vogelsbergschule  Lauterbach:  http://www.vogelsbergschule.de/  -  
Bildungs  angebot.21.0.html   

10 Siehe hierzu die „Börse für Praktikumsplätze“. Hier sind Praktikumsplätze von unterschiedlichen 
Betrieben aufgelistet, die zur Verfügung stehen. (Datensammlung und Verwaltung: Kreishandwer-
kerschaft;  Durchführung:  Vogelsberg-Consult)unter:  http://www.ausbildung-vogelsberg.de  /index.  -  
php?  option=com_content&view=article&id=152&Itemid=85   
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dieser  Branche  Auszubildende,  Angestellte  und  Fachkräfte  (siehe  Anhang  F, 

Anhang G).

Eine ähnliche Tendenz ist innerhalb des Hotel- und Gastronomie- sowie des Touris-

musgewerbes  zu  sehen.  Hier  werden  kontinuierlich  Arbeitsplätze  ausgeschrieben 

und  somit  könnten  für  Jugendliche  berufliche  Perspektiven  entstehen.  Außerdem 

sind  berufliche  Einstiege  und  Aufstiege  in  diesen  Branchen  für  die  Jugendlichen 

möglich (Anhang F). 

Das Tourismusgewerbe birgt mehr Nischen und Tätigkeitsfelder, als auf den ersten 

Blick  zu sehen ist.  Beispielsweise wären der  Ausbau und die  Beschilderung von 

Wander-, Rad- und Reitwegen vorstellbar oder das Bereitstellen von Unterkünften 

oder auch das Etablieren und Intensivieren von Nischensportarten, wie z.B. Long-

boardfahren auf dem hessischen Vulkanradweg im VBK (siehe Strassmann 2011, 

S. 69).

Die geographischen und räumlichen Gegebenheiten bieten im VBK die Möglichkeit 

im landwirtschaftlichen Bereich bzw. Garten- und Landschaftsbau tätig zu sein, was 

für  PS  in  größeren  Städten  vielleicht  nicht  möglich  wäre.  Allerdings  gilt  es  zu 

beachten,  dass das Arbeitsplatz-  und Ausbildungsangebot  in  der  Landwirtschafts-

branche gering ist, mit weiter sinkender Tendenz, da die einzelnen Höfe sich immer 

weiter vergrößern und ihre Anzahl sich verringert (siehe Anhang F). Dies heißt jedoch 

nicht, dass dieses Tätigkeitsfeld als Option ausgeschlossen werden muss. Für PS in 

ländlichen Regionen ist Landwirtschaft und Gartenbau eine gängige Produktionslinie, 

wie es die PS in Mecklenburg-Vorpommern zeigen (siehe Anhang E).

Der Arbeitskreis hat zudem diskutiert, inwieweit die Arbeit mit Tieren eine mögliche 

Produktionslinie darstellen könnte und inwieweit der Aufgabenbereich Auswirkungen 

auf das Arbeitsverhalten der Jugendlichen hat. Aus der Produktionslinie der Hanse 

Produktionsschule Standort Kowalz lassen sich positive Effekte auf die Anwesenheit 

der  Produktionsschulteilnehmer in der Einrichtung zurückführen (vgl.  Gentner und 

Bojanowski 2008b, S. 77). Dies ist u.a. auf die Form der Verantwortungsübernahme 

(die Jugendlichen füttern und kümmern sich um „ihre“ Tiere) und der für die Jugendli-

chen sinnhaften Tätigkeit zurückzuführen.
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Das Transport- und Logistikgewerbe im Vogelbergkreis bietet zukünftig Arbeitsplätze 

und Erwerbsmöglichkeiten (siehe Anhang F, Anhang G). Jedoch wird die zweckdien-

liche und zielorientierte Ausgestaltung des pädagogisch-didaktischen Konzepts einer 

Produktionslinie im Transportbereich innerhalb des Arbeitskreises in Frage gestellt, 

weil keine Vorstellung existiert, wie eine Transportproduktionslinie sich im Sinne des 

Produktionsschulkonzepts ausgestalten lassen könnte (siehe Anhang K). 

Die  Option  Produktionslinien  im  soziokulturellen  Bereich,  beispielsweise  das 

Erstellen  von  Bühnenbildern,  anzugliedern,  wird  innerhalb  des  Arbeitskreises  z.T. 

ausgeschlossen, da hier keine Auftragslage vermutet wird, weil  die Vereine selbst 

ehrenamtlich produzieren (siehe Anhang K). 

Dennoch könnte eine Produktionslinie entwickelt werden, die eine Unterstützung von 

Ehrenämtern  oder  eine  Entlastung für  Vereine  darstellt.  Hierbei  könnte  beispiels-

weise das Angebot einer Veranstaltungslogistik (bezüglich Ton, Licht, Aufbau etc.) 

oder  andere  verschiedene  Arten  der  Zuarbeit  (Internetpräsenz,  Design,  Werbung 

usw.) installiert werden. Der Vorteil dieser Produktionslinie wäre die nicht bestehende 

Konkurrenz zur Wirtschaft und die dennoch bestehende Sinn- und Zweckhaftigkeit 

der Tätigkeit. Zudem bietet dieser Bereich ein differenziertes Spektrum für mögliche 

Dienstleistungen und Produkte und somit ein großes Spektrum von Anforderungsbe-

reichen  der  Produktionslinie  für  die  Teilnehmer.  Durch  die  daraus  resultierenden 

wechselnden Anforderungsbereiche kann flexibel auf den Bedarf der Jugendlichen 

reagiert werden und Lern- sowie Aufgabenbereiche optimal für die Zielgruppe zuge-

schnitten werden.

Eine weitere Überlegung des Arbeitskreises Übergang Schule – Beruf befasst sich 

mit  der  Etablierung  von  kreativen  Aufgabenbereichen  innerhalb  der  PS  (siehe 

Anhang K). Eine Produktionslinie im Kreativ-Bereich wäre somit denkbar und könnte 

als eine Form von Kreativ-Werkstätten angeboten werden.

Bei der Einrichtung einer Kreativ-Werkstatt ist zu beachten, dass sich die Akquise 

von Aufträgen als schwierig erweist. Zudem muss den Jugendlichen deutlich werden, 

dass es sich um „ernsthafte“ Produkte handelt, die in der Kreativ-Werkstatt herge-

stellt werden (vgl. Gentner und Bojanowski 2008b, S. 78).
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Meiner  Einschätzung  nach  bietet  die  Tourismusbranche ein  großes  Spektrum für 

mögliche  Produktionslinien.  Hier  könnten  verschiedene  Linien  ineinandergreifen. 

Beispielsweise könnten Übernachtungsmöglichkeiten in Form von Ferienwohnungen 

geschaffen und bewirtschaftet werden und durch eine Produktionslinie Gastronomie 

ergänzt werden. Auch die Produktionslinien Landwirtschaft bzw. Gartenbau oder Tier-

haltung  könnten  hier  integriert  werden  und  das  Angebot  „Ferien  auf  dem Land“ 

vervollständigen. In einem solchen Tourismusangebot würden Produktionslinien im 

Bereich Sport-  und Freizeitgestaltung ebenfalls ergänzend wirken z.B.  durch eine 

Fahrradwerkstatt bzw. einen Fahrradverleih oder den Ausbau von Wanderwegen.

Einer Produktionslinie im Bereich Betreuung und Pflege würde ich ebenfalls zuspre-

chen. Dieses Tätigkeitsfeld ist stark von der Kooperationsbereitschaft der regionalen 

Pflegeeinrichtungen  abhängig  und  unterliegt  einer  strukturellen  Herausforderung 

bezüglich des pädagogischen Settings, in dem sich die Produktionsschulteilnehmer 

befinden, jedoch birgt diese Produktionslinie für die Jugendlichen eine andere Form 

von  Verbindlichkeit  und  Verantwortung  -  der  Verantwortung  pflegebedürftiger 

Menschen gegenüber.

Wie bereits festzustellen ist, bezieht die Wahl und Abwägung von Produktionslinien 

viele  verschiedene  Faktoren  und  Rahmenbedingungen  mit  ein.  Abschließend  zu 

dieser Thematik  erscheint  es mir  daher  wichtig  darauf  hinzuweisen,  dass bei  der 

Bestimmung der Produktionslinien nicht das Ziel der PS und der Zweck von Produkti-

onslinien  in  den  Hintergrund  gerät.  PS  mit  einem pädagogisch-didaktischen  und 

stabilisierenden Auftrag (einschließlich dem Ziel Personal-, Sozial- und Fachkompe-

tenzen zu vermitteln und Perspektiven aufzuzeigen) bedient sich der Produktionsli-

nien als Mittel zum Zweck. Die Wahl der Tätigkeitsfelder, der Güterproduktion und 

der Dienstleistungen darf  sich nicht  aufgrund günstiger Kooperationsbeziehungen, 

Marktbedingungen oder Aussichten auf Umsätze und Kooperationspartner mit ihren 

möglichen Ressourcen begründen. Die Wirtschaftlichkeit der Produktionslinien darf 

den pädagogischen Auftrag nicht in den Schatten stellen bzw. es darf der Blick auf 

den Jugendlichen im Prozess der Produktlinienwahl nicht verloren gehen. 
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3.4  Fachpersonal der Produktionsschule

Ein guter Werkstattpädagoge:

„Ein  Gärtner  –  der  sich  um  seine  ihm  anvertrauten  Pflanzen  kümmert  und  ihr 

Wachstum ermöglicht. Ein Leuchtturm - der den richtigen Weg zeigt und vor Gefahr 

warnt. Oder: Eine gute Mischung aus Rambo und Mutter Theresa: hart im Nehmen 

aber ein sehr großes Herz“ (Brandt und Iske 2008, S. 50).

Ein  ausschlaggebendes  Erfolgskriterium  einer  PS  stellt  das  vor  Ort  arbeitende 

Personal,  die  Fachkräfte  der  Einrichtung,  dar,  die  sich  durch  ihr  professionelles 

Handeln auszeichnen. „Produktionsschule steht und fällt  mit professionellen Fach-

kräften“ (Gentner und Bojanowski 2008b, S. 83).

Professionalität11 ist  erforderlich,  damit  benachteiligten  Jugendlichen  konsequente 

Förderung und Unterstützung auf  hohem Niveau zukommen kann und nachhaltig 

positive Ergebnisse erzielt werden können (vgl. Mutschall 2008b, S. 134).

Ein weiterer Anlass zur Bestimmung und Beschreibung von Professionalitätsmerk-

malen besteht im Berufs- oder Rollenverständnis des Produktionsschulpädagogen, 

welches gesellschaftlich noch nicht die Popularität erreicht hat, wie beispielsweise 

der Lehrerberuf, sodass wahrscheinlich im Allgemeinen kein einheitliches Bild über 

den Werkstattpädagogen vorherrscht. 

Der Begriff Produktionsschulpädagoge oder auch Werkstattpädagoge bezeichnet ein 

eigenes  Arbeitsfeld  und  keine  spezifische  Berufsgruppe (vgl.  Mutschall  2008b, 

S.141). Die einzelnen Fachkräfte mit ihren verschiedenen beruflichen Qualifikationen 

und Herkünften sollen sich somit nicht nur als Vertreter der Berufspädagogik,  der 

Sonder-  oder  Sozialpädagogik  sehen,  sondern  als  Produktionsschulpädagoge 

verstehen (vgl.  BVPS  2006,  S.  5),  wodurch für jeden Pädagogen die  Möglichkeit 

besteht sich mit dem eigenständigen Arbeitsfeld der PS zu identifizieren, zugunsten 

einer einheitlichen Berufsidentität des Fachpersonals.

11 Professionalität versteht sich hier als berufliche Handlungskompetenz, die eine Person in ihrem 
Arbeitsfeld besitzt  und somit  die grundlegende Voraussetzung darstellt  effektiv und effizient  zu 
arbeiten.
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Die Fachkräfte der PS stammen in der Regel bereits aus dem Bereich der Benachtei-

ligtenförderung. Allerdings ist das Personal eine sehr heterogene Gruppe, bestehend 

aus  Menschen  unterschiedlichster  Berufszugehörigkeiten.  Hierbei  kann  es  sich 

beispielsweise  um  Lehrer  von  berufsbildenden  oder  allgemeinbildenden  Schulen 

handeln,  um Fachpraxislehrer,  Sozialpädagogen  (mit  unterschiedlichsten  Schwer-

punkten)  oder  um  betriebliche  Ausbilder,  Meister,  Ausbildungsberechtigte.  Häufig 

sind Personen mit Mehrfachqualifikationen in PS tätig (vgl. Mutschall 2008a, S. 173). 

Die Aufgaben eines Produktionsschul- oder Werkstattpädagogen sind sehr vielfältig 

und weisen ein umfangreiches Spektrum an Anforderungsbereichen auf. Neben der 

praktischen  Anleitung  bei  der  produzierenden  Arbeit  in  den  Werkstätten  und  der 

Vermittlung  von  Fachkenntnissen  stellt  die  sozialpädagogische  Begleitung  der 

Jugendlichen für die Anleiter bzw. Pädagogen einen Schwerpunkt der Arbeit inner-

halb der PS dar. Die sozialpädagogische Begleitung beinhaltet individuelle Förderpla-

nung, Einzelfallhilfen und Lebensberatung, Sprachförderung, gezielten allgemeinbil-

denden Förderunterricht, Bewerbungstraining sowie die Vorbereitung, Begleitung und 

Nachbereitung von Betriebspraktika (vgl. Mutschall 2008a, S. 169). Die Beziehungs-

arbeit ist als ein wesentlicher Bestandteil der Produktionsschularbeit zu sehen. Wer 

fachlich kompetent überzeugt und bewusst die Möglichkeit zu einer offenen und ehrli -

chen kommunikativen Bindung aufweist, wird von den Jugendlichen akzeptiert, aner-

kannt und als bezugswürdig empfunden (vgl. Mutschall 2008b, S. 138).

Damit der Produktionsschulpädagoge den Aufgabenbereichen gerecht werden kann, 

sollte  er,  neben  den  berufsbezogenen  fachpraktischen  Kompetenzen,  praxisnahe 

Erfahrungen im Bereich  der  Bildung und Erziehung von Jugendlichen aufweisen. 

Zudem ist die Bereitschaft zum eigenen Lernen und die Überzeugung vom Produkti-

onsschulkonzept, d.h. intrinsische Motivation für die Arbeit innerhalb einer PS erfor-

derlich (vgl. Mutschall 2008a, S. 175ff).

Außerdem ist  für  die  Arbeit  innerhalb  der  PS eine  „angemessene“  pädagogische 

Grundhaltung  unverzichtbar.  Mit  der  angemessenen  Grundhaltung  ist  an  dieser 

Stelle eine positiv interessierte Haltung dem Jugendlichen gegenüber gemeint, die 

sich durch Zugewandtheit,  einen wertschätzenden Umgang,  echtes Interesse,  ein 

hohes Maß an Authentizität und Glaubwürdigkeit, einen respektvollen Umgang und 
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Engagement  auszeichnet.  Empathie  und  Distanz  dem  Jugendlichen  gegenüber 

müssen in einem ausgewogenen Verhältnis zueinander stehen (a.a.O.).

Teamfähigkeit und die Bereitschaft zur Teamarbeit ist ebenfalls für die Professiona-

lität der Fachkräfte von entscheidender Bedeutung. Interne Kooperation bzw. Team-

arbeit heißt hier Ressourcen der jeweiligen Einzelpersonen nutzen, gerade im Bezug 

auf  die  Heterogenität  der  Kollegen untereinander  (vgl.  Mutschall  2008a,  S.  169). 

Schließlich  hat  jeder  Produktionsschulpädagoge  aufgrund  seiner  biographischen 

Herkunft andere Sichtweisen, Methoden, Herangehensweisen und Haltungen bezüg-

lich  einzelner  Anforderungen,  die  im  Kollegenteam  enorm  unterschiedlich  sein 

können. Diese Tatsache stellt eine bedeutende Ressource für die Arbeit in PS dar, 

welche  durch  transparenten  Umgang  und  offene  Kommunikation  genutzt  werden 

muss und dadurch die Professionalität der Fachkräfte steigert (a.a.O., S. 173). Die 

Teamarbeit sollte in den Werkstattbereichen vorgelebt und bei den Jugendlichen initi-

iert werden. Ein verlässliches und lernfreudiges Werkstattteam ist gelungen, wenn 

Produktionsschulteilnehmer  in  Teilbereichen  Expertenrollen  übernommen  haben. 

Hierbei  besteht  die  Herausforderung des Werkstattpädagogen darin,  sich  zurück-

nehmen zu können und somit auch bewusst Fehler der Jugendlichen, aus denen 

gelernt werden kann, zuzulassen (vgl. Mutschalll 2008b, S. 139).

Für einen geregelten Informationsaustausch bedarf es einer Kooperationskultur, die 

auch  Teambildung  und  deren  Entwicklungsprozess  beinhaltet,  die  gerade  in  der 

Anfangsphase einer PS zu initiieren und zu begleiten ist. Eine Aufgabe, die oftmals 

neben  Qualitätskontrolle  und  Weiterentwicklung  der  Produktionsschulleitung  zu-

kommt (vgl. Mutschall 2008a, S. 178).

Netzwerkarbeit, d.h. Netzwerke aufzubauen, zu halten, zu aktualisieren und auszu-

bauen ist für die PS essentiell und gehört zu den Aufgaben und notwendigen Fähig-

keiten des Produktionsschulpersonals. Die Zusammenarbeit und externe Koopera-

tion mit anderen sozialen Einrichtungen, Betrieben und verschiedenen Interessenver-

bänden ist wahrscheinlich für die PS von größerer Bedeutung als für andere Einrich-

tungen der beruflichen Benachteiligtenförderung, damit das Produktionsschulkonzept 
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und die Alltagsprozesse der Produktionsschule funktionieren12. Kenntnisse über den 

regionalen Markt und eine Vertrautheit mit den regionalen Strukturen erleichtern die 

Netzwerkarbeit (vgl. Mutschall 2008a, S. 175f, 179).

Fortbildungen, Supervision und gezielte Beratungen spielen für das Personal eine 

entscheidende Rolle. Zwar stammt das Produktionsschulpersonal in der Regel aus 

dem Bereich der Benachteiligtenförderung, allerdings wurde es nicht für die spezielle 

Aufgabe  der  individuellen  Förderung  und  des  ganzheitlichen  Bildungsansatzes 

ausgebildet. Nicht nur für die Kompetenzentwicklung sondern auch für den Erfah-

rungsaustausch und das kritische Hinterfragen eigener Handlungsweisen sind Fort-

bildungen,  Supervision  und  gezielte  Beratungen  wichtig.  Zu  beachten  ist  hierbei,  

dass aufgrund der unterschiedlichen Professionen und Herkünfte des Fachpersonals 

der Bedarf bei weiterführenden Fortbildungen sehr unterschiedlich sein kann, um das 

pädagogische Handeln weiterentwickeln zu können. Dies betrifft  neben pädagogi-

schen und didaktischen Aspekten auch die Auseinandersetzung und Reflexion mit 

der  eigenen  Rolle  und  der  Weiterbildung  in  fachlichen  Berufsbereichen,  sodass 

beispielsweise Trends und Entwicklungen einer Handwerksbranche verfolgt werden 

können (vgl. Mutschall 2008a, S. 179f). 

Seit  einigen  Jahren  werden  speziell  für  Produktionsschulpersonal  Fortbildungen 

entwickelt und durchgeführt. Auf Basis einer ersten Fortbildungsreihe in den Jahren 

2009 und 2010 im Land Brandenburg, wurden elf thematische Module13 erarbeitet14, 

die in den Produktionsschulfortbildungen 2010 und 2011 in Kassel und Wolfsburg 

Anwendung fanden und von den Teilnehmern als wertvolles unterstützendes Instru-

ment ihrer Arbeit gesehen wurde (vgl. Gentner und Meier 2011, S. 52ff).

Damit das Personal einer PS professionell handeln kann, müssen gewisse Rahmen-

bedingungen gegeben sein. Zu diesen strukturellen Voraussetzungen zählt ein ange-

messener  Personalschlüssel,  d.h.  das  Verhältnis  von  Produktionsschulteilnehmer 

12 Netzwerkarbeit: siehe auch Kapitel 4.1.
13 Siehe hierzu Gentner und Meier 2011, S. 53
14 Entwicklung von produktionsschulspezifischen Fortbildungs- und Weiterbildungsseminaren durch 

das Institut für Berufspädagogik und Erwachsenenbildung Abteilung Sozialpädagogik (Dr. Cortina 
Gentner und Prof. Dr. Arnulf Bojanowski) und den Bundesverband Produktionsschule e.V. (feder-
führend: Martin Mertens und Bernd Reschke)
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und Produktionsschulpersonal. Außerdem muss die materielle Ausstattung vorhan-

den sein sowie eine finanzielle Absicherung des Personals  (vgl. Mutschall  2008a, 

S. 181).

Gentner und Meier (2011, S. 45) empfehlen für den Personaleinsatz an PS für die 

Werkstätten Praktiker einzustellen, die bereits Erfahrung im Umgang mit Jugendli-

chen  haben  und  die  motiviert  sind  mit  schwierigen  Jugendlichen  zusammen  zu 

arbeiten. Es ist davon abzuraten, die Qualifikationsanforderungen (z.B. in Ausschrei-

bungen)  zu  eng  zu  fassen.  Denn  der  (nur)  fachliche  Experte  kann,  aufgrund 

mangelnder Empathie und geringer Wertschätzung den Jugendlichen gegenüber, an 

den Aufgaben und Anforderungen der PS scheitern (vgl. Gentner und Meier 2011, 

S. 45).

Insgesamt wird von den Autoren, deren Literatur in diesem Kapitel  herangezogen 

wird, ein Produktionsschulpersonal gefordert und beschrieben, welches sich durch 

Mehrfachqualifikationen  und  zahlreiche  Kompetenzbereiche  auszeichnet.  Mir 

erscheint es weniger wichtig, dass ein Anleiter oder Pädagoge in allen Aufgaben- und 

Tätigkeitsbereichen gänzlich professionalisiert  ist,  als  dass die  gesamten Kompe-

tenzen durch alle Einzelpersonen, die innerhalb der PS arbeiten, abgedeckt werden.  

Viel  wichtiger scheinen motivierte Produktionsschul-  und Werkstattpädagogen und 

deren  positive  Grundeinstellung  den  Produktionsschulteilnehmern  gegenüber  zu 

sein.

Abschließend gebe ich zu bedenken, dass es wichtig für erfahrene Berufsschullehrer 

ist, sich als Produktionsschulpädagogen von ihrem erworbenen Alltagsrhythmus und 

ihren routinierten Berufsschulpraktiken zu lösen, da sie maßgeblich an der unschuli-

schen Produktionsschulatmosphäre beteiligt sind.

3.5  Standort und räumliche Anforderungen 

Das Kapitel Standort und räumliche Anforderungen zeigt Standortbedingungen auf, 

die  aufgrund  der  geographischen  Lage  der  PS  berücksichtigt  werden  sollten. 

Außerdem werden Gestaltungsmerkmale beschrieben, die die Räumlichkeiten für die 
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didaktische  und  pädagogische  Umsetzung  nach  Produktionsschulvorstellungen 

aufweisen müssen. Schließlich hat die räumliche Gestaltung Einfluss auf die vorherr-

schende Atmosphäre und die kulturellen Eigenschaften einer PS und diese wiederum 

auf die Gestaltung der Räume. 

Die Standortwahl der PS ist von unterschiedlichsten Rahmenbedingungen geprägt.

In  erster  Linie  muss  die  Einrichtung  von  den  Produktionsschulteilnehmern  gut 

erreicht werden können. Gerade im ländlichen Bereich bzw. im VBK sind die Anbin-

dungen der öffentlichen Verkehrsmittel unzureichend ausgebaut, wodurch sich nicht 

jeder Standort eignet.

Die PS muss bezüglich der Standortwahl Angebote anderer sozialer Einrichtungen 

berücksichtigen. Es hätte negative Auswirkungen auf die Auftragslage beider Einrich-

tungen, wenn beispielsweise zwei identische Produkt- oder Dienstleistungsangebote 

in  unmittelbarer  Nähe aufeinander treffen.  Ausgenommen von so einem Szenario 

wären sich ergänzende Produktionslinien und ein kooperatives Zusammenwirken der 

Einrichtungen.

Des Weiteren gilt es zu beachten, dass die Produktionslinien vom Standort der PS 

beeinflusst werden können. Beispielsweise wäre es für die Wahl der Produktionsli-

nien Landwirtschaft oder Tierhaltung vorteilhaft, wenn die sich hierfür benötigte Nutz-

fläche in Standortnähe der PS befinden würde. Außerdem können sich Produktionsli-

nien nicht nur aus der Gebäudelage, sondern auch aufgrund der architektonischen 

Gestaltung selbst ergeben bzw. aus dem früheren Nutzen der Räumlichkeiten. Es 

werden für  die  Einführung von Produktionslinien andere  Möglichkeiten  entstehen, 

wenn beispielsweise ein alter Hof aus der Landwirtschaft die neue Unterkunft der PS 

wird, als wenn es sich um ein altes Hotelgebäude handelt.

Abgesehen von den genannten Wahlkriterien der Standortsuche ist die geographi-

sche Lage von den regionalen Möglichkeiten abhängig, d.h. der Verfügbarkeit von 

Grundstücken und Gebäuden. 

Zu beachten ist, dass sich für eine Produktionsschulumsetzung nicht jedes Gebäude 

eignet. Der Umzug der PS Müritz im Jahr 2006 bestätigt dies durch Erfahrungen der 
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Werkstattpädagogen  und  der  verbesserten  Arbeits-  und  Lernatmosphäre.  Das 

beengte Gefühl, welches die bereits verlassenen Räumlichkeiten, das alte Verwal-

tungsgebäude aus DDR-Zeiten, hervorgerufen hat, konnte nicht durch gestalterische 

Renovierungsarbeiten  und  Dekorationen  entschärft  werden  (vgl.  Gentner  2008a, 

S. 192f).

Empfehlenswert ist zudem die PS nicht in Schulgebäude mit zu integrieren, vor allem 

nicht, wenn die Schule einen regulären Schulalltag bestreitet. Selbst wenn die PS 

den berufsbildenden Schulen angeschlossen ist oder durch diese koordiniert wird, ist 

es ein Ziel, dass die Gestaltung einer PS nicht an eine Schule erinnert (vgl. Gentner 

und Reschke 2008, S. 78). Dies ist nicht möglich, wenn die PS in einen traditionellen 

Schulalltag  integriert  wird.  Die  PS Gießen  hat  dem entsprechend  ihren  Standort  

außerhalb der Theodor-Litt-Schule, auch wenn die PS der Schule angegliedert ist 

(siehe Anhang M).

„Produktionsschule ist […] mehr als Arbeiten und Lernen [...]: Produktionsschule ist  

ein Arbeits-, Lern- und Lebensort“ (Gentner 2008a, S. 185). Hieraus ergeben sich 

nicht nur hohe Anforderungen an die Gestaltung von Lern- und Arbeitskultur (an die 

gesamte Produktionsschulkultur), an gelingende Kommunikations- und Interaktions-

strukturen, Alltagsprozesse und die Arbeits- und Lerninhalte, sondern auch an eine 

förderliche Lern- und Arbeitsumgebung (vgl. Gentner 2008a S. 185f). 

„Der umgebende Raum, überhaupt die Dinge einer Produktionsschule müssen so 

geschaffen sein, dass das ganzheitliche Lernen gefördert wird. In der skandinavi-

schen Pädagogik spricht man vom Raum als ‚dritten Erzieher‛. Räume müssen daher 

als  Mittel  und  Medium  zur  Unterstützung  von  Lernprozessen  begriffen  werden“ 

(Gentner und Bojanowski 2008a, S. 27).

Die  räumliche  und  architektonische  Gestaltung  von  Orten  hat  Einfluss  auf  die 

Gefühle  und  das  Wohlbefinden  der  Menschen,  die  sich  dort  aufhalten.  Räume 

können erdrückende und beengende Wirkung haben und ein Unbehagen hervorrufen 

(vgl. Gentner 2008a, S. 191). Eine Raumgestaltung, die eben solches Unwohlsein 
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prägt,  ist  alles andere als eine förderliche, unterstützende und freundliche Umge-

bung.  Werden  Raumaufteilung,  Farbgebung,  Material-  und  Formwirkungen  sowie 

Einrichtungselemente  bei  der  Raumgestaltung  berücksichtigt,  kann  eine  anspre-

chende  Umgebung  entstehen  und  die  Raumwirkung  gesteuert  werden.  Beispiele 

hierfür sind Fotowände (z.B. in der PS Hannover, PS Wolgast, PS Altona), gestaltete 

Speiseräume, freundliche Farben, Dekoration usw. (z.B. in der PS Westmecklenburg, 

PS Müritz) (vgl. Gentner 2008a, S. 195f). PS strebt ein helles, offenes und freundli-

ches  Erscheinungsbild  an  (vgl.  BVPS  2006,  S.  4). Es  herrscht  das  Prinzip  der 

offenen Tür, d.h. keine Türen sind verschlossen (vgl. Gentner und Reschke 2008, 

S. 78).

Nur ein Ort, den jemand als angenehm empfindet, kann als Lebensraum erfahren 

und akzeptiert werden. PS als Lebensraum, als ein Ort, dem gegenüber Heimatge-

fühle  erwünscht  sind,  müssen  Rückzugsräume  für  die  Anwesenden  bieten  (vgl. 

Gentner 2008a, S. 197ff), denn jeder Ort, der mit dem Gefühl von Heimat verbunden 

wird, bietet Rückzugsgelegenheiten. In Pausen, für Gespräche, dem Rückzug aus 

der Gruppe, für emotionale Krisenzeiten der Jugendlichen oder als Regulation für 

Distanz und Nähe von sozialer Interaktion können Rückzugsräume genutzt werden.

Der Einfluss der Umgebung des Aufenthaltsortes spiegelt sich im Ausagieren sozialer 

Beziehungen  wieder  (vgl.  Gentner  und  Bojanowski  2008a,  S.  27).  Räumlichkeit 

bestimmt  zwischenmenschliche  Nähe  oder  Distanz.  Hier  sollte  eine  Balance 

zwischen Enge und Weitläufigkeit gefunden werden. Werkstätten oder Aufenthalts-

räume dürfen  nicht  in  zu  kleinen  Räumen etabliert  werden.  Andererseits  soll  die 

Einrichtung „[…] ein ,überschaubares Haus' [...]“ (BVPS 2006, S. 4) darstellen, damit 

die Distanz nicht zu groß wird, sondern Gemeinschaft erlebt werden kann und der 

Ort mit dem dortigen Geschehen für die Jugendlichen überschaubar bleibt. Er soll  

sich nicht verloren, sondern eingebunden fühlen.

Rituale, Regeln und Strukturen werden durch die Architektur und die Ausstattung der 

PS unterstützt und ermöglicht. Die Existenz von Gemeinschaftsräumen ermöglicht 

gemeinsame Essen, räumliche Möglichkeiten für vertrauliche (ungestörte) Gesprä-

che über Zielvereinbarungen und für Förderplanung usw..
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Damit der Jugendliche eine PS als seinen Lebensraum akzeptieren kann und sich 

mit diesem Ort identifiziert, ist es zu befürworten den Produktionsschulteilnehmer an 

der Gestaltung teilzuhaben zu lassen. Zudem erfährt die PS, die Umgebung, eine 

andere  Wertschätzung  des  Jugendlichen  und  der  Jugendliche  wird  durch  das 

Einbringen  seiner  Ideen  und  Wünsche  bezüglich  der  Produktionsschulgestaltung 

ebenfalls wertgeschätzt und erfährt Eingebundenheit. Aus Erfahrung zeigt sich, dass 

die Teilnehmer bei ihrer Gestaltungsumsetzung Unterstützung in Form von ästheti-

scher Erziehung und Gestaltungslehre benötigen (vgl. Gentner 2008a, S. 196f).

Die praktischen Tätigkeiten sollen in PS mit den theoretischen Hintergründen über 

die Kombination von Arbeiten und Lernen zusammengefügt werden. In den meisten 

PS sind Fachpraxis und Theorieeinheiten (insbesondere bei zusätzlichem allgemein-

bildenden  Unterricht)  örtlich  voneinander  getrennt.  Einzig  die  PS  der  Werk-statt-

Schule Hannover hat keine gesonderten Lernräume (vgl. Gentner 2008a, S. 196). 

Vorzugsweise sollten Werk- bzw. Produktionsstätten über eine Ausstattung verfügen, 

die es erlaubt theoretische Inhalte bzw. Lerneinheiten durchzuführen. Wenn dies aus 

organisatorischen  Gründen  nicht  umzusetzen  ist,  gilt  es  zu  beachten  Lernräume 

unschulisch zu gestalten (vgl. Gentner und Reschke 2008, S. 75f). 

3.6  Trägerschaft

Im Folgenden wird die Thematik einer Trägerschaft für eine PS im VBK behandelt. Zu 

Beginn  werden  Beispiele  von  bestehenden  Umsetzungen  verschiedener  Träger-

schaften unterschiedlicher PS sowie allgemein Optionen für die Realisierung und die 

Umsetzung von Trägerschaften dargestellt.  Im Anschluss werden wünschenswerte 

Szenarien zur Trägerschaft,  die von dem Arbeitskreis Übergang Schule-Beruf und 

der Schulleiterin der Max-Eyth-Schule Alsfeld formuliert wurden, diskutiert und auf 

Umsetzbarkeit geprüft. Abschließend wird eine Variante der Trägerschaft dargestellt, 

die einen richtungsweisenden Charakter für die Umsetzung im VBK haben kann.
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Durch  die  Trägerschaft  einer  PS  wird  die  rechtliche  Verantwortung,  die  Art  der 

Geschäftsfähigkeit, geregelt und organisiert. In Deutschland existiert keine einheit-

liche Form der Trägerschaft von PS (siehe Anhang N). 

Eine gängige Rechtsform von Einrichtungen mit dem thematischen Schwerpunkt der 

beruflichen Qualifizierung, Orientierung und/oder Eingliederung, d.h. die im Bereich 

der arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit tätig sind, ist a) die Körperschaft des 

öffentlichen Rechts,  wie sie bei  Einrichtungen der  Kommunen,  Kirchengemeinden 

oder Wohlfahrtsverbänden (Diakonie, Caritas, Deutsches Rote Kreuz, Paritätische, 

AWO) auftritt. Beispiele für Einrichtungen in kirchlicher Trägerschaft sind die Jugend-

werkstatt  Gifhorn,  die  Jugendwerkstatt  Emden oder  die  Jugendwerkstatt  Stöcken 

(Hannover). Die Trägerschaft der Jugendwerkstätten Wolfsburg und Osnabrück liegt 

bei der jeweiligen Stadt (siehe Anhang O).

Des  Weiteren  organisieren  sich  b)  anerkannte  Träger  der  Jugendhilfe  als  freier  

Bildungsträger, beispielsweise durch einen gemeinnützigen Verein oder eine gemein-

nützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung (gGmbH) (siehe Anhang O). Die PS in 

Mecklenburg-Vorpommern organisieren ihre Trägerschaften als eingetragener Verein 

oder gGmbH. Die Hanse PS befindet sich in Trägerschaft des Vereins Jugendhilfe 

Stadt  und  Land.  Die  PS  Müritz  und  Wolgast  befinden  sich  in  Trägerschaft  des 

Vereins des Christlichen Jugenddorfwerks Deutschland (CJD). Die Trägerschaft der 

PS  Barth,  Rothenklempenow  und  Westmecklenburg  gestaltet  sich  durch  eine 

gGmbH (vgl. Gentner 2008b, S. 196, 225, 338, 252, 283, 311).

Ein weiterer Ansatz einer Trägerschaft wäre der c) schulische Ansatz. Hierbei würde 

beispielsweise  ein  Förderverein  der  Schule  die  Trägerschaft  übernehmen.  Über 

diesen Weg befindet sich beispielsweise die PS-Gießen „Am Abendstern“ in Träger-

schaft der Theodor-Litt-Schule (siehe Anhang M).

Im Rahmen des hessischen Schulgesetzes könnte eine berufliche Schule in Form 

einer selbstständigen beruflichen Schule (SBS) nach § 127e, Abs. 1 des hessischen 

Schulgesetzes15 den Status als rechtliche selbstständige berufliche Schule (RSBS), 

15 Siehe das Hessische Schulgesetz unter http://www.kultusministerium.hessen.de/irj/HKM  _Inter  net?  
cid=c1f7ee3ac049  d  51  fa  14df6f30a1b156a  
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erlangen und wäre somit eine rechtliche Anstalt des öffentlichen Rechts. Somit wäre 

die RSBS in der Lage die betriebswirtschaftlichen Angelegenheiten selbst zu über-

nehmen. Auf einen Förderverein der Schule oder auf eine andere Rechtsform einer 

juristischen Person kann eine  RSBS somit  verzichten,  da  sie  rechtsfähig  ist  und 

beispielsweise gebührenpflichtige Dienstleistungen anbieten kann. 

Hierfür gibt  es allerdings noch keine Erfahrungswerte, da diese Form der Träger-

schaft bei PS noch nicht existiert und ausprobiert wurde.

Im Gespräch mit dem Arbeitskreis Übergang Schule-Beruf und der Schulleiterin der 

Max-Eyth-Schule  Alsfeld  (siehe  Anhang  H)  hat  sich  herausgestellt,  dass  bei  der 

Neugründung der PS im VBK die Trägerschaft von den beiden beruflichen Schulen, 

der  Max-Eyth-Schule  Alsfeld  und der  Vogelsbergschule  Lauterbach,  übernommen 

werden soll. Abgesehen davon, dass die koordinative und organisatorische Verant-

wortung der PS bei den beiden beruflichen Schulen liegt, besteht über die mögliche 

Rechtsform  der  Trägerschaft  noch  keine  eindeutige  Vorstellung  hinsichtlich  der 

Umsetzung.  Allerdings  wurden  wünschenswerte  Szenarien  bzw.  Rahmenbedin-

gungen und Möglichkeiten für die Gestaltung der Trägerschaft einer PS formuliert:

Das erste Szenario a) sieht eine PS als integrierte Schulform im hessischen Schulge-

setz  vor,  wodurch  eine  Basisfinanzierung  des  hessischen  Kultusministeriums 

gewährleistet wäre. Die beiden beruflichen Schulen des VBK wären als Träger in 

Kooperation mit dem Hessencampus VBK für die PS verantwortlich.

Das zweite Szenario b) besteht  darin,  dass die zwei  beruflichen Schulen, derzeit  

selbstständige berufliche Schulen (SBS), durch die notwendige Antragsstellung zu 

rechtlich selbstständigen beruflichen Schulen (RSBS) werden, d.h. jeweils eine recht-

liche Anstalt des öffentlichen Rechts werden würden und somit die Trägerschaft der 

PS übernehmen würden.

Die  PS als  Schulversuch  durchzuführen,  zeigt  das  dritte  Szenario  c).  In  diesem 

Kontext würde die Koordinierung der PS bei den beiden beruflichen Schulen liegen 

(siehe Anhang H).
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Die Überlegungen a) und c) bieten keine Ansatzpunkte, mit denen eine Annäherung 

an eine realistische und praktikable Trägerschaft einer PS sinnvoll erscheint.

Änderungen im hessischen Schulgesetz zu Gunsten einer Integration von PS und 

somit das Szenario a) ist vorläufig schwer zu realisieren, da kein direkter, zeitnaher 

und  unmittelbarer  Einfluss  auf  eine  Gesetzesänderung  genommen  werden  kann. 

Nach Einschätzungen von Herrn Schobes (siehe Anhang N) gibt es keine Anhalts-

punkte, dass PS in das hessische Schulgesetz integriert werden kann.

PS als Schulversuch (Szenario c)) durchzuführen, ist vor allem in der Anfangs- bzw. 

Gründungsphase einer  PS als  ungeeignet  einzuschätzen.  Die Finanzierung eines 

Schulversuchs ist in der Regel mit einer Genehmigung des zuständigen Kultusminis-

teriums auf fünf Jahre befristet, wodurch eine langanhaltende kontinuierliche finanzi-

elle Förderung nicht gegeben wäre. Die Bezuschussung der einzelnen Bundesländer 

ist unterschiedlich, ebenso wie die Auflagen, die für einen Schulversuch eingehalten 

werden müssen. In der Regel wird ein Schulversuch erst nach zwei bis drei Jahren 

des  laufenden  Betriebs  finanziell  unterstützt  (vgl.  Achtenhagen  2008,  S.  136ff), 

wodurch  in  der  Anfangsphase  des  Schulversuchs  die  Finanzierung  über  andere 

Mittel akquiriert werden müsste. Die Mittel der Länder decken im Regelfall nicht die 

gesamten Kosten des Schulversuchs ab, sodass in diesem Fall die PS weiterhin auf 

eine Kofinanzierung angewiesen wäre (a.a.O., S. 140f). Laut Schobes würde eine PS 

durch einen Schulversuch verstärkt Regelungen und Auflagen unterliegen, die für die 

praktische  Umsetzung  des  Produktionsschulkonzepts  ungeeignet  wären.  Zudem 

gestaltet sich der bürokratische Aufwand für die Genehmigung eines Schulversuchs 

beim Kultusministerium als umfangreich, wobei die Zustimmung ungewiss ist (siehe 

Anhang N). 

Das Szenario b) beschreibt die beiden beruflichen Schulen in Form von RSBS als 

Träger der PS. Nach Einschätzungen von Schobes (siehe Anhang N) ist eine reine 

schulische Trägerschaft für eine PS ungünstig. Eine Mischform aus dem schulischen 

Ansatz und einem anerkannten Träger der Jugendhilfe als Träger der PS scheint 

geeigneter. Die Trägerschaft könnte ein Verein/Förderverein der beruflichen Schulen 

übernehmen, der als anerkannter Träger der Jugendhilfe zugelassen ist. Der Vorteil 
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dieser  Mischform besteht  darin,  dass  die  PS auf  unterschiedliche  Systeme bzw. 

Rechtskreise und Schwerpunktsetzungen einzelner Förderer Bezug nehmen könnte 

sowie adäquater auf diese Systeme mit ihren Dynamiken reagieren könnte. Es wäre 

möglich auf viele Partner und deren Ressourcen zurückzugreifen, da die PS rechtlich 

breit gefächert ist. Somit kann besser auf verschiedene Systeme mit ihren Förderpro-

grammen  und  ihren  Förderrichtlinien  und  Bedingungen,  die  für  eine  (finanzielle) 

Unterstützung  erfüllt  werden  müssen,  eingegangen  werden.  Wird  ein  möglichst 

großes Spektrum der Förderlandschaft bedient, lässt sich das Fachkonzept Produkti-

onsschule am ehesten durchführen (siehe Anhang N).  Schulte (2008, S. 206)  stellt 

ebenfalls heraus, dass die Werkstätten von PS nur dann ihre Förderpotentiale voll 

entfalten könnten, wenn eine PS rechtlich aus dem System der Schule herausgelöst 

ist.

Außerdem wird durch die Trägerschaft die Zielgruppe der PS festgelegt. Bei einem 

ausschließlich  schulischen  Träger  müssten  die  Produktionsschulteilnehmer  dem 

Schülerstatus des jeweiligen Schulgesetzes entsprechen. Ist die PS in freier Träger-

schaft, wird der Teilnehmer durch die verschiedenen Rechtskreise (SGB II, SGB III, 

SGB VIII) definiert (siehe Anhang N). Bei einer Mischform der Trägerschaft könnte 

die Zielgruppe der PS auf den individuellen Bedarf und weniger auf die zuständigen 

Rechtskreise (bzw. den Schülerstatus) ausgerichtet sein.

Trotz der Ausführungen und Einschätzungen von Schobes (siehe Anhang N) und 

Schulte (2008), die eher von einer schulischen Trägerschaft absehen, ist der Ansatz 

eine PS mit den beiden beruflichen Schulen des VBK (als RSBS) als direkte Träger 

einzurichten eine vorstellbare Möglichkeit.

Allerdings soll  an  dieser  Stelle  darauf  hingewiesen werden,  dass die  rechtlichen, 

organisatorischen und strukturellen Möglichkeiten sowie die Hürden der beruflichen 

Schulen als SBS oder RSBS in Gänze noch nicht ersichtlich sind, da sich die SBS 

noch in der Entwicklungsphase befindet und die RSBS praktisch noch nicht im VBK 

existiert (siehe Anhang H). Zudem sind die (rechtlichen) Rahmenbedingungen, die im 

hessischen Schulgesetz formuliert sind, eher allgemein dargestellt und lassen daher 

nur im geringen Umfang Aufschluss über die operationale Handhabung innerhalb der 

Alltagsprozesse der Schule oder auch bezüglich einer Produktionsschule zu.
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Als eine andere Form der Trägerschaft einer PS im VBK erscheint die Gründung 

einer gGmbH als anerkannter Träger der Jugendhilfe, der mit den beiden beruflichen 

Schulen  auf  Basis  von  Kooperationsverträgen  zusammenarbeitet,  als  geeignet. 

Somit  wäre die  PS nicht  ausschließlich im System der  Schule verankert  und die 

Gründung könnte auf Erfahrungen bereits bestehender PS, die als gGmbH organi-

siert sind, zurückgreifen. Des Weiteren könnte über die Kooperationsverträge mit den 

Schulen die PS im Rahmen besonderer Bildungsgänge tätig sein, wie beispielsweise 

dem EIBE-Programm. 

Ein Beirat bzw. Wirtschaftsbeirat16 der PS würde als Ergänzung positiv auf die regio-

nalen  Strukturen  und  auf  die  Produktionsschulprozesse  wirken.  Ein  zusätzlicher 

Beirat  beziehungsweise  ein  Wirtschaftsbeirat  der  PS  könnte  sich  innerhalb  einer 

gGmbH in  Form des  Aufsichtsrates  wiederfinden.  Hierdurch  wäre  wahrscheinlich 

eine  stärkere  Eingebundenheit  und  somit  eine  Verantwortungsübernahme  der 

Beirats- bzw. Aufsichtsrats-Mitglieder der PS zu verzeichnen (Anhang O). 

Der Vorteil einer gGmbH als Rechtsform gegenüber einer Vereinsgründung besteht 

in der beschränkten Haftung im Falle einer Insolvenz (siehe Anhang O). Andererseits 

kann das Startkapital  für die Gründung einer gGmbH eine Hürde darstellen. Eine 

Vereinsgründung würde dieser Hürde nicht gegenüber stehen.

Insgesamt  weisen  die  Rechtsformen einer  GmbH oder  die  eines  e.V.  eine  hohe 

Handlungsfähigkeit auf der operationalen Ebene einer Einrichtung bzw. einer PS auf 

(siehe Anhang O). 

Für  die  Produktionsschulgründung kann eine  Trägerschaft  in  Form eines Vereins 

oder einer gGmbH befürwortet werden, da es aus beiden Rechtsformen Erfahrungen 

bezüglich der Handlungsspielräume und den bürokratischen, rechtlichen Aufgaben 

gibt.  Zudem zeichnen  sich  diese  Rechtsformen  aufgrund  der  Praxisbeispiele  als 

alltagstauglich aus.

Des Weiteren ist ungewiss, wie lange die Beantragung einer RSBS dauert und wie 

umfassend der Verwaltungsaufwand diesbezüglich ist.  Eine Vereinsgründung oder 

die einer GmbH ist zeitlich einschätzbar, wodurch wahrscheinlich der Produktions-

schulalltag einer neuen Produktionsschule absehbarer realisiert werden kann.

16 Auf das Thema Beiräte und Wirtschaftsbeiräte wird in Kapitel 4.1 näher eingegangen.
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Außerdem kann, wenn die PS etabliert ist und die beruflichen Schulen als rechtliche 

Anstalten des öffentlichen Rechts tätig  sind,  abgeschätzt  werden,  welche Träger-

schaft für eine PS im VBK am günstigsten ist.

Hat die SBS den Status einer RSBS erlangt und haben sich die Schulen den neuen 

Herausforderungen und Aufgabengebieten gestellt, dann kann die PS immer noch in 

eine rein schulische Trägerschaft überführt werden. 

3.7  Finanzierung

Die Finanzierung von PS unterliegt keiner Regelförderung, sondern ist projekt- oder 

programmabhängig  (siehe  Anhang  N,  Anhang  O).  Aufgrund  der  verschiedenen 

Rechtskreise, auf die die PS zurückgreifen müssen und die Beteiligung an unter-

schiedlichen  Ausschreibungen  an  Programmen  mit  verschiedenen  Förderschwer-

punkten, besteht die Finanzierung von PS aus einer unüberschaubaren Zusammen-

stellung  verschiedener  finanzieller  Förderungen  (siehe  Anhang  O).  Das  gesamte 

Übergangssystem hat Projektcharakter, eine langfristige Grundfinanzierung für PS ist 

nicht gegeben (siehe Anhang N).

Mertens und Schobes (2011, S. 3f) zeigen einige bestehende Finanzierungsmöglich-

keiten deutscher PS auf: Eine PS finanziert sich über Landesmittel in Kombination 

mit Europäischen Sozialfond (ESF)-Mitteln, indem sie Bestandteil der operationellen 

Programme des ESF ist. In Hessen handelt es sich hierbei um die Prioritätsachse B: 

Verbesserung des Humankapitals, dem Programmtyp: Ausbildungsvorbereitung und 

dem Programm: Qualifizierung und Beschäftigung junger Menschen (Förderperiode 

2007 bis 2013). 

Des Weiteren finanziert sich eine PS über Mittel im Rahmen des SGB VIII, da die PS 

Einrichtungen  der  Jugendberufshilfe  sind,  die  als  Vorbereitung  auf  die  berufliche 

Ausbildung, als Teil der Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII) gesehen werden können. 

Zudem beteiligen sich  Kommunen mit  eigenen Mitteln.  In  einigen Fällen  konnten 

einzelne Elemente einer PS im Rahmen des SGB III gefördert werden.

Einige PS werden über Landesmittel zur Finanzierung der schulischen Berufsvorbe-

reitung bzw. besonderer Bildungsgänge im Rahmen der länderspezifischen Schulge-
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setze gefördert, die z.T. auch durch ESF-Mittel ergänzt werden. In Hessen nutzen 

einige  PS über  Kooperationen mit  berufsbildenden Schulen das EIBE-Programm, 

wodurch  sie  teilweise  mitfinanziert  werden,  wie  z.B.  die  PS  Gießen  (siehe 

Anhang M). Zu beachten ist bei dieser Finanzierung, dass dies bisher nicht ohne 

einen Bildungsträger  bzw.  eine juristische Person möglich war,  da berufsbildende 

Schulen die betriebswirtschaftlichen Anteile bisher nicht leisten konnten. 

Zudem sind viele PS auf Mittel durch Sponsoren, Stiftungsbeiträge oder Spenden-

gelder angewiesen, um ein nachhaltiges Angebot ermöglichen zu können (Mertens 

und Schobes 2011, S. 3f).

Neben den Ausführungen von Mertens und Schobes (2011) zeigen einige Finanzie-

rungsbeispiele verschiedener PS wie differenziert  die Finanzierungsstrukturen von 

PS gestaltet sind. Die PS im Land Brandenburg finanzieren sich über den ESF und 

Kofinanzierungen in Form von kommunalen Mitteln (Jugendhilfe), dem Arbeitslosen-

geld II (Alg II) und/oder privaten Mitteln. In Hamburg werden PS über den Bildungs-

haushalt der Freien und Hansestadt Hamburg finanziert. Die PS in Mecklenburg-Vor-

pommern  finanzieren  sich  durch  ESF-Mittel  des  Landes  und  kommunale  Mittel 

(ausgenommen die PS Wolgast17). Die PS in Sachsen-Anhalt werden über Mittel des 

ESF und Mittel des Landes finanziert (vgl. Meier, Gentner und Bojanowski 2011, S.  

133, 141, 165, 205). 

Die  PS Hannover  finanziert  sich  über  Länderprogramme des  Sozialministeriums, 

diese werden z.T. durch den ESF gegenfinanziert. Ebenso tragen Projektmittel der 

Jugendberufshilfe der Stadt Hannover, Mittel des Jobcenters der Region Hannover, 

Spenden und Stiftungsgelder zur Finanzierung bei (vgl. Gentner und Reschke 2008, 

S. 81).

Zusätzlich versuchen die einzelnen PS über den Verkauf ihrer Produkte und Dienst-

leistungen die Kosten durch Eigenfinanzierung zu senken. In den PS aus Mecklen-

burg-Vorpommern handelt es sich hierbei um 5 bis 10% des gesamten Produktions-

schulhaushaltsbedarfs (Bojanowski 2011, S. 19).

17 Die Produktionsschule Wolgast gehört auch zu den PS in Mecklenburg-Vorpommern und wird im 
späteren Verlauf dieser Arbeit noch im Bezug auf ihre finanzielle Situation thematisiert.
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Am Beispiel der Produktionsschule Wolgast lässt sich ein bisher unübliches Finanzie-

rungsmodell für PS aufzeigen. Die Produktionsschule Wolgast wird über die Mittel 

des Trägers Christliches Jugenddorfwerk Deutschland (CJD) und über Leistungen 

der  Sozialagentur  und eigene Produkterlöse finanziert.  Das heißt,  die  PS wird in 

direkter Weise über die Kommune finanziert und ist unabhängig von Landes- oder 

ESF-Mitteln  bzw.  deren  Förderperioden  und  Programmen.  Die  Produktionsschule 

Wolgast  wird  von  der  Sozialagentur  als  eine  im  öffentlichen  Interesse  liegende 

zusätzliche Arbeitsgelegenheit angesehen und geführt.  Die Leistungen der Sozial-

agentur als Projektmittel in Form von jährlichen Zuwendungen sind von den Teilneh-

merzahlen der PS abhängig (vgl. Meier 2008, S. 149f). Nach Meier (2008, S.153)  

zeigt die Kooperationsarbeit, dass das Konzept und die Arbeit der PS Wolgast mit  

den  Aufgaben  der  Sozialagentur  als  zugelassener  kommunaler  Träger  überein-

stimmen.

Die  Situation  im  VBK  für  die  Gründung  und  Neuetablierung  einer  PS  weist  in 

einzelnen  Gegebenheiten  hervorzuhebende  Merkmale  auf,  die  Einfluss  auf  die 

Finanzierung haben könnten. 

Es handelt  sich im VBK um eine  optierende Kommune,  d.h.  die  Verwaltung des 

Rechtskreises des SGB II wird von der kommunalen Vermittlungsagentur (Träger der 

Leistung  für  Grundsicherung)  geleistet,  wobei  der  Rechtskreis  des  SGB  III  der 

Arbeitsagentur unterliegt. Die Optionskommune hat einen hohen Grad an Selbststän-

digkeit bezüglich der Verwaltung und des Einsetzens der zur Verfügung stehenden 

Mittel (siehe Anhang O), wodurch Finanzierungsmöglichkeiten durch die Kommune 

einer PS im VBK bestehen würden. Somit ist die Zusammenarbeit einer PS und der 

Sozialagentur,  vor  allem  wenn  es  sich  um  eine  optierende  Kommune  handelt, 

empfehlenswert. Die Optionskommune kann selbst entscheiden und dort verantwort-

lich wirken, wo das kommunale Interesse liegt (vgl. Gentner und Bojanowski 2008c, 

S. 175).  Es könnte eine ähnliche Kooperation zwischen der kommunalen Vermitt-

lungsagentur und der PS geben, wie es in Wogast der Fall ist.  Die beschriebene 

Zusammenarbeit und das bestehende Finanzierungsmodel werden von Meier (2008) 

ausdrücklich zur Nachahmung empfohlen. Allerdings wird eine Kooperation in exakt 

dieser Form nicht stattfinden können, weil es im Zuge des bereits verabschiedeten 
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Gesetzes zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt (Instrumen-

tenreform)18 keine Arbeitsgelegenheiten für Personen unter 25 Jahren mehr geben 

wird (siehe Anhang O).

Des  Weiteren  besteht  ein  besonderes  Merkmal  der  PS  im  VBK darin,  dass  der 

Arbeitskreis  Übergang  Schule-Beruf,  deren  Mitglieder  in  den  beruflichen  Schulen 

verortet sind, treibende Kraft der Initiative zur Gründung einer PS sind, wodurch die 

beruflichen  Schulen  bei  der  Planung,  Organisation  und  Durchführung  der  PS 

maßgeblich sind.

Die Organisation oder mögliche Koordinierung der PS aus den beruflichen Schulen 

heraus kann auch in finanzieller Hinsicht Auswirkungen auf die PS im VBK haben. 

Über Kooperationsverträge oder wenn die Schulen die Trägerschaft  der PS über-

nehmen, könnten finanzielle Mittel über das Kultusministerium akquiriert werden. 

Die beruflichen Schulen könnten über ihr mögliches „großes Budget“ verfügen und 

die PS teilweise mitfinanzieren, vor allem wenn die bestehende berufliche Schule zur 

rechtlich selbstständigen beruflichen Schule wird. 

Des Weiteren besteht das Interesse sowohl vom Arbeitskreis als auch von Seiten des 

Hessencampus  im  laufenden  Produktionsschulprozess  und  der  Produktionsschul-

gründung zu kooperieren. Der Hessencampus bietet der PS Unterstützung für die 

Gründungsphase an.  Es kann keine kontinuierliche finanzielle Unterstützung über 

den Hessencampus bereitgestellt werden, da Gelder nur für befristete Arbeits- oder 

Projektabläufe zur Verfügung stehen (siehe Anhang L).

Eine zusätzliche Finanzierungsmöglichkeit der PS liegt in den Mitteln des ESF. Die 

Finanzierungsbeispiele zeigen, dass die ESF-Mittel, direkt oder in Form von gegenfi-

nanzierten Programmen, wichtiger Bestandteil der vorherrschenden Finanzierungs-

strukturen von PS in Deutschland sind. 

Die derzeitige Förderperiode des ESF endet 2013. Mit einer neuen Förderperiode 

werden  sich,  auch  aufgrund  neuer  Zielsetzungen,  Programmentwicklungen  und 

18 Änderungen der Gesetzgebung bezüglich der Arbeitsgelegenheiten für Personen unter 25 Jahren 
siehe auch: Bundesgesetzblatt Jahrgang 2011, Teil I, Nr. 69, S. 64.
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Veränderungen  des  Förderumfangs,  Bedingungen  für  eine  Mittelbereitstellung 

ändern. Zum jetzigen Zeitpunkt sind die Ausrichtungen der Länderprogramme und 

der  zur  Verfügung  stehende  Umfang  der  Mittel  ungewiss.  Feststeht,  dass  ein 

erklärtes Ziel der EU für den Einsatz von ESF-Mitteln die „Förderung der sozialen 

Eingliederung  und  Bekämpfung  von  Armut“  (Europäische  Union  2011,  S.  9)  ist. 

Vorberufliche und berufliche Bildung,  als  Ansatzpunkt  zur Vermeidung von Armut, 

werden  daher  aller  Voraussicht  nach  in  die  operationellen  Länderprogramme mit 

aufgenommen.  Wie  die  Schwerpunktsetzung  der  einzelnen  Länder  ausfällt,  steht 

noch nicht fest. Auch wie gravierend die Einsparmaßen des ESF ausfallen werden, 

ist noch ungewiss (siehe Anhang O).

Auch Schobes (siehe Anhang N) geht davon aus, dass Programmschwerpunkte der 

Länder formuliert werden, die eine Förderung der PS ermöglichen. Allerdings ist das 

gesamte Förder-Volumen schwer schätzbar, welches sich auf die Praxis innerhalb 

der PS niederschlagen könnte. 

Für die weitere Planung von Finanzierungsstrukturen und das Abwägen zur Akquirie-

rung verschiedener finanzieller  Mittel  bestehen im Moment noch einige rechtliche 

Unklarheiten.  Am  24.  November  2011  wurde  das  Gesetz  zu  Verbesserung  der 

Eingliederungschancen  am  Arbeitsmarkt  (Instrumentenreform)  vom  Bundestag 

verabschiedet (vgl. Drucksache 762/11 (B)). Durch den Gesetzesbeschluss, der zum 

01.04.2012 in  Kraft  treten wird,  entstehen maßgebliche Veränderungen,  die  auch 

Auswirkungen auf PS und mögliche Finanzierungsstrukturen haben werden. Für die 

Durchführung des Gesetzes gilt, dass auf Jugendliche mit mehrfachen Vermittlungs-

hemmnissen geachtet werden soll, indem passgenaue berufsvorbereitende Bildungs-

maßnahmen, z.B.  in Form von Jugendwerkstätten und Produktionsschulen, ange-

boten werden (siehe Anhang O).

Jedoch bestehen noch ungeklärte Fragen bezüglich der Umsetzung der Instrumen-

tenreform, einzelne Aspekte werden beispielhaft im Bezug auf die Jugendwerkstätten 

in Niedersachsen diskutiert und verhandelt. In Gesprächen, an denen das Bundesmi-

nisterium  für  Arbeit  und  Soziales,  das  Sozialministerium,  die  Regionaldirektion 

Bremen-Niedersachsen,  die  JobCenter,  die  Nbank  und  Träger  der  Jugendwerk-

stätten sowie die Bund-Länder-Kommission beteiligt sind, sollen bis zum 31.03.2012 
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Lösungsvorschläge erarbeitet werden, die bundesweit Auswirkungen haben werden 

(siehe Anhang O). 

Beispielsweise19 ist  noch ungeklärt,  ob  eine Körperschaft  des öffentlichen Rechts 

sich an Ausschreibungen des SGB II und SGB III beteiligen kann (siehe Anhang O). 

Hierbei wäre zu prüfen, ob dieser Aspekt auch für rechtliche Anstalten des öffentli-

chen Rechts gelten. Ist dies der Fall, würde es direkte Auswirkungen auf die PS im 

VBK haben, vorausgesetzt die beruflichen Schulen übernehmen die direkte Träger-

schaft als eine RSBS. 

Insgesamt wird deutlich, dass die Finanzierung einer PS eine große Herausforderung 

an die Verantwortlichen stellt. Es bedarf Kenntnisse und Handlungsfähigkeit, um die 

Finanzierung einer PS zu verwalten und zu akquirieren, gerade im Bezug auf die 

verschiedenen Finanzierungsmöglichkeiten und damit verbundenen Regelungen und 

Gesetzesauflagen,  auf  die  Produktionsschulen  zurückgreifen  müssen  und  ange-

wiesen sind.

19 Aufgrund des Umfangs, den die Thematik der Instrumentenreform birgt, wird nur ein Beispiel für 
gesetzliche Veränderungsprozesse, die Auswirkungen auf die PS haben, herangezogen. 
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4  Ausblick: Regionale Verortung der Produktionsschule im 
Vogelsbergkreis

4.1  Regionale politische Einbindung

Für die Gründung der PS und die Etablierung dieser in das Übergangssystem des 

VBK ist die regionale Einbindung entscheidend.

Die Abstimmung, Zusammenarbeit und Kooperation verschiedener Akteure, die im 

Übergangssystem und dem sozialen Netzwerk aktiv sind, ist nicht nur für die Initiali -

sierung und Gründung der PS notwendig, sondern stellt eine andauernde Aufgabe 

für die PS und ihre Alltagsprozesse dar.

Um dem Bedarf der Jugendlichen gerecht zu werden, d.h. Problemen in individuellen 

Lebensbereichen entgegen zu treten, ist Netzwerkarbeit unerlässlich, um die Profes-

sionen der bestehenden Netzwerke und Einrichtungen vorteilhaft für die Jugendli -

chen nutzen zu können. Hierbei kann es sich beispielsweise um die Zusammenarbeit 

mit Beratungsstellen (z.B. Familienberatung, Drogenberatung usw.), Behörden und 

Ämtern (z.B. Arbeitsagentur, kommunale Vermittlungsagentur usw.) und Bildungsein-

richtungen (z.B. allgemeinbildende Schulen, berufsbildende Schulen, freie Bildungs-

träger) handeln.

Neben der Kooperationsarbeit innerhalb des sozialen Netzwerkes der Region ist die 

Zusammenarbeit  mit  Betrieben  und  der  Wirtschaft  (Innung/  Handwerkskammer/ 

Kreishandwerkerschaft)  von  zentraler  Bedeutung.  Es  gilt  über  Praktika  für  die 

Jugendlichen eine Brücke von der PS in die Arbeitswelt zu schlagen. 

Es ist ebenso angebracht die Betriebe in den Praktikumssituationen zu unterstützen, 

zu begleiten und zu beraten, wie es auch die Jugendlichen der PS erfahren. 

Auf diesem Weg können Unsicherheiten und Vorurteile seitens der Betriebe gegen-

über  Produktionsschule  und/  oder  Produktionsschulteilnehmern  abgebaut  werden 

und  ihnen  mehr  Sicherheit  im  Umgang  mit  schwierigen  Praktikumssituationen 
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verschafft werden. 

Des Weiteren ist eine enge Zusammenarbeit mit der Wirtschaft bzw. Wirtschaftsver-

tretern  für  die  Akquise  von Aufträgen und einer  evtl.  nötigen Produktabstimmung 

erforderlich und sinnvoll. 

Gerade in der Gründungsphase bedarf eine PS mehr Unterstützung und der Partner-

schaft verschiedener Institutionen und Akteure20, die mögliche Mittel und Ressourcen 

für eine Produktionsschulumsetzung bereitstellen. 

Kooperationen der PS mit anderen Akteuren unterschiedlichster Bereiche können nur 

über  größtmögliche  Transparenz  bezüglich  der  Arbeit  der  einzelnen  Institutionen 

erfolgen.  Wenn  beispielsweise  die  Schulen,  die  Arbeitsagentur,  die  kommunale 

Vermittlungsagentur oder freie Bildungsträger die Funktionsweise des Produktions-

schulkonzepts  nicht  kennen,  können  sie  die  Einrichtung  nicht  klar  greifen  und 

zuordnen, dann werden Jugendliche nicht auf PS aufmerksam. Oftmals ist PS in den 

Grundzügen einzelnen Akteuren und potentiellen Kooperationspartnern ein Begriff, 

allerdings im Detail oft noch nicht explizit erschlossen. 

PS  kann  sich  nur  integrieren  und  im  VBK  angenommen  werden,  wenn  allen 

benannten  Akteuren  die  PS  bekannt  ist.  Nur  wer  PS  versteht,  kann  sie  und  ihr 

Angebot nutzen und wertschätzen. Hierfür muss die PS klare Konturen zeigen, sich 

positionieren und ihr Konzept mit ihren Zielformulierungen, Aufgaben und Prinzipien 

darstellen. Hilfreich kann dabei das Aufzeigen von Unterschieden zu bestehenden 

Maßnahmen und das Darstellen von Alleinstellungsmerkmalen sein, die sich aus den 

Merkmalen von PS bzw. den Produktionsschulprinzipien ergeben. 

Umso transparenter sich die PS in der Öffentlichkeit präsentiert, desto größer wird 

wahrscheinlich die Akzeptanz der unterschiedlichen Akteure, Einrichtungen und Inter-

essenvertreter im VBK ausfallen. Laut Einschätzungen von Herrn Mühlhaus (siehe 

20 Wie sich auf der Fachtagung der Landesgruppe Produktionsschulen am 27.01.2012, welche in der 
Max-Eyth-Schule  in  Alsfeld  (im  VBK)  stattgefunden  hat,  herausstellte,  besteht  ein  politischer 
Konsens von Seiten der Politik, welcher sich für die Etablierung von PS in Hessen ausspricht. Teil -
genommen an der Podiumsdiskussion haben: Gabriele Faulhaber (Linke),  Claudia Ravensburg 
(CDU), Frank Schobes von der Landesgruppe, Mathias Wagner (Grüne), Mario Döweling (FDP) 
und Dr. Michael Reuter (SPD). 
(Siehe  hierzu:  Oberhessische  Zeitung  (28.01.2012)  Aus  Blickrichtung  der  Schüler.  Alsfeld: 
http://www.oberhessische-zeitung.de/lokales/alsfeld/  116  09  757.htm  : Zugriff: 06.02.2012; 19:00 Uhr)
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Anhang M) ist rückblickend u.a. die aktive Öffentlichkeitsarbeit, gerade in der anfäng-

lichen Entwicklungsphase, ausschlaggebend für die Akzeptanz gewesen, welche die 

PS-Gießen „Am Abendstern“ erfährt.

Ein  weiterer Aspekt,  der zur  regionalen Akzeptanz geführt  hat,  sei  aus Sicht von 

Herrn Mühlhaus (siehe Anhang M) der Beirat der PS-Gießen, der sich aus Mitglie-

dern unterschiedlichster Institutionen und Ämter zusammensetzt. 

Auch andere PS in Deutschland haben einen Beirat oder Wirtschaftsbeirat, der posi -

tive Effekte auf die Einbindung der Einrichtung innerhalb einer Region hat. 

Beispielsweise wurden die PS in Mecklenburg-Vorpommern nach dänischem Vorbild 

mit zwei Leitorganen eingerichtet: der Produktionsschulleitung und dem Beirat. Die 

Beiräte bestehen aus unterschiedlichen Akteuren der regionalen Übergangssysteme 

und der  Wirtschaft.  Es  handelt  sich  um Vertreter  der  Kammern (IHK, HWK),  der 

Kreishandwerkerschaften, der Wirtschafts- und Unternehmerverbände, der Gewerk-

schaften,  der  Träger der  Arbeitsförderung bzw. der  Grundsicherung für Arbeitssu-

chende, der jeweiligen Kommune und teilweise handelt es sich um Vertreter kleinerer 

Betriebe aus den Branchen in  denen die  PS produzierend tätig  ist  (vgl.  Gentner 

2008c, S. 104f). Der Beirat, als eine vermittelnde Instanz zwischen der PS und der 

regionalen Wirtschaft,  betrachtet  eine PS als Chance der Region,  unterstützt  und 

berät diese (vgl. Seidel 2008, S. 148). 

Die  Erfahrungen  aus  Mecklenburg-Vorpommern  zeigen,  dass  die  Aufgaben  des 

Beirats vorrangig in der Festlegung von Produktpaletten und Produktpreisen besteht 

(zur  Vermeidung  von  Wettbewerbsverzerrungen).  Zudem  übernehmen  Beiräte 

begleitende, unterstützende und beratende Funktionen. Hierbei handelt es sich um 

fachliche Begleitung, beispielsweise bei der Einrichtung von Werkstätten oder Unter-

stützung  bei  der  Ideenfindung  von  innovativen  Produkten  oder  Dienstleistungen. 

Zudem sind sie unterstützend bei  der  wirtschaftlichen Vernetzung tätig,  beispiels-

weise bei der Akquise von Aufträgen. Zudem vertreten sie die PS auch gegenüber 

der  Öffentlichkeit,  der  Politik  und der  Wirtschaft,  wodurch sie  zu Etablierung und 

Anerkennung  der  PS  innerhalb  der  Regionen  beitragen  (vgl.  Gentner  2008c, 

S. 106f).
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Seidel (2008, S. 155) beschreibt, als Beiratsmitglied der Hanse Produktionsschule, 

vier Faktoren, die die Etablierung und somit auch die Anerkennung der PS in der 

Region ermöglicht haben: 1) die „institutionalisierte Einbindung und Kooperation von 

(Wirtschafts-)  Beiräten;“  2)  „regionale Kooperationen und Netzwerke in  der  regio-

nalen Wirtschaft;“  3)  „den Fachkräften in der Produktionsschule selbst,  die in der 

Region verankert und verwurzelt sind;“ 4) „aktive Öffentlichkeitsarbeit“ (Pressearbeit, 

vor  Ort  Besuche  von  Verantwortlichen  aus  Politik  und  Administration,  aber  auch 

Beteiligung an regionalen Veranstaltungen) (Seidel 2008, S. 155). 

Frieß und Gentner (2008) beschreiben den Prozess zur Initiierung und Entwicklung 

von Kooperationen und Netzwerken und somit der regionalen Verortung von PS als 

„ein  Prozess des Er-Kennens und An-Erkennens,  der  wachsen muss“  (Frieß und 

Gentner 2008, S. 161) d.h. es müssen neue regionale Kooperationsformen wie z.B. 

partnerschaftliche Bedarfsermittlungen und Angebotsplanung, Herstellung von Markt-

transparenz, ständige Kommunikationsprozesse der Beteiligen entwickelt  und ver-

festigt werden (vgl. Frieß und Gentner 2008, S. 161).

In den Gesprächen mit einzelnen Experten des Übergangssystems ist verstärkt deut-

lich geworden, dass die einzelnen Akteure das Übergangssystem aus verschiedenen 

Positionen, aus ihrer Perspektive, mit dem Fokus auf ihre Interessen und Arbeitsbe-

reiche die Geschehnisse, Kooperationsbeziehungen, Notwendigkeiten und Probleme 

des Übergangssystems betrachten.

Wichtig jedoch erscheint mir die gemeinsamen Ziele aufzuzeigen und zu verdeutli-

chen, die bei den jeweiligen Einrichtungen und Akteuren und der PS bestehen. Den 

Blick auf die Region und den notwendigen Handlungsbedarf gilt es (wieder-) herzu-

stellen, losgelöst von einzelnen Interessenschwerpunkten.
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4.2  Nutzen der Produktionsschule

Die prognostizierten Wirkungen einer PS im VBK bzw. der Nutzen einer PS spiegelt  

sich in vielen Bereichen wider.

Allen Aspekten voraus gilt es den jungen Menschen der Region gerecht zu werden. 

Wie in Kapitel 3.2 bereits beschrieben wurde, besteht ein Bedarf, sich weiterhin und 

intensiver der Jugendlichen, die sich im Übergangssystem befinden, anzunehmen 

und dem vorhandenen Förderbedarf zu entsprechen. Gerade aus Sicht der psycho-

sozialen Stabilisierung bietet PS einen Nutzen für Jugendliche im VBK.

Ergebnisse  zur  Wirksamkeit  des  Produktionsschulkonzepts  aus  Mecklenburg-Vor-

pommern zeigen, dass Produktionsschulschüler (nach Selbstaussagen) Tendenzen 

zur eigenen persönlichen Stabilisierung in Bezug auf ihre Entwicklungs- und Qualifi-

zierungsverläufe beschreiben. Die Produktionsschulatmosphäre mit ihrer besonderen 

Organisationskultur  wird  von  den  Produktionsschulteilnehmern,  trotz  ihrer  häufig 

verfestigten Verweigerungsstrukturen, als bedeutsam wahrgenommen, wodurch sich 

für die Jugendlichen neue Entwicklungs- und Handlungsoptionen eröffnen. Zudem ist 

zu vermerken, dass die Fehlzeiten der Jugendlichen schon nach kurzer Zeit signifi-

kant  zurückgehen. Die Aussagen der Produktionsschulteilnehmer hinsichtlich ihrer 

persönlichen Stabilisierung und Persönlichkeitsstärkung wird durch die vorliegenden 

Übergangszahlen bestätigt, worin sich die Nachhaltigkeit der PS widerspiegelt (vgl. 

Meier 2011, S. 126f).

Die Gründung und Einbettung einer PS im VBK steht für eine nachhaltige Förderpäd-

agogik und somit auch für eine nachhaltige Wirksamkeit für die Jugendlichen und 

das Übergangssystem. 

Beispielhaft lässt sich die Wirksamkeit von Produktionsschulen an den Zahlen der 

PS aus Mecklenburg-Vorpommern erkennen. Im direkten Anschluss an die Produkti-

onsschulzeit der PS in Mecklenburg-Vorpommern waren ca. 30 Prozent der Jugendli-

chen  weiterhin  arbeitslos,  jedoch  begann  ca.  ein  Drittel  mit  einer  Ausbildung, 

Beschäftigung oder Weiterqualifizierung. Dieses Resultat ist laut Meier (2008) als ein 

äußerst  positives  Ergebnis  aus  dem  Bereich  des  Übergangssystems  zu  werten. 
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Sechs Monate nach Verlassen der Produktionsschule sank die Zahl der arbeitslosen 

Jugendlichen  auf  12  Prozent.  Knapp  die  Hälfte  der  Produktionsschulabsolventen 

befindet sich nun in Beschäftigung, einer Weiterqualifizierung oder einer Ausbildung 

(in Ausbildung ca. 36%) (vgl.  Meier 2011, S. 127).  Auch Reschke (2008, S. 226) 

spricht von der pädagogischen Wirksamkeit und damit der individuellen und gesell-

schaftlichen Nachhaltigkeit von Produktionsschulen, die durch die dänischen Produk-

tionsschulen und die steigende Anzahl deutscher PS bestätigt wird21.

Des Weiteren wird durch die Etablierung der PS in den VBK das bestehende Über-

gangssystem gestärkt und ergänzt und ein Anstoß zur Weiterentwicklung gegeben. 

Für Schulverweigerer besteht kein spezifisches Angebot im VBK (siehe Anhang K) 

und kein Angebot, das einen ganzheitlichen Ansatz im Sinne des Produktionsschul-

konzepts, über die Verbindung von Arbeiten, Lernen und Leben für Jugendliche und 

junge Erwachsene bereit hält. PS kann an dieser Stelle als ergänzendes Instrument 

des Übergangssystem diese Lücke schließen.

„Die Sicherung der Produktionsschule in der Region kann und sollte auch als eine 

Fachkräfteschmiede  für  Firmen  gesehen  und  entwickelt  werden“  (Seidel  2008, 

S. 154). In vielen Branchen, die in der Region tätig sind, besteht ein Mangel an Fach-

kräften und Erwerbstätigen. Der Anspruch von Ausbildungsbetrieben an die Auszubil-

denden  sinkt.  Im  Gegenzug  steigt  die  Anzahl  der  Lehr-Verhältnisse,  die  nicht 

bestehen  bleiben,  mit  weiter  steigender  Tendenz.  Aus  Sicht  der  ausbildenden 

Betriebe  fehlt  es  den  Jugendlichen  an  allgemeinbildenden  Basiskenntnissen  und 

klassischen Arbeitstugenden (siehe Anhang I).  Über die Kombination von Arbeiten 

und Lernen an realen Aufträgen, in einem marktnahen Arbeitsumfeld, fördert die PS 

eine positive Arbeitshaltung sowie soziale,  personale und fachliche Kompetenzen, 

wodurch  eine  verbesserte  Passgenauigkeit  von  Betrieben  und  Auszubildenden 

entsteht. 

Seidel  (2008,  S.153)  beschreibt  die  Vorteile  eines  kontinuierlichen  Kontakts  von 

Betrieben  und  PS  aus  Sicht  der  Betriebe.  Die  Firmen  lernen  die  Jugendlichen 

kennen und vermeiden das Risiko personelle Fehlentscheidungen zu treffen. Zudem 

21 In Deutschland existieren ca. 100 Produktionsschulen (vgl. Bojanowski 2011, S. 15).
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sparen die Firmen Einarbeitungskosten, die bei betriebsfremden Kräften auftreten. 

Sie gewinnen Ansehen aus sozialer Sicht und können sich auf einem anderen Weg 

mit den Schwierigkeiten der Auszubildenden auseinandersetzen.

PS trägt nicht nur zu einer beruflichen und sozialen Integration von Jugendlichen, die 

von gesellschaftlicher Exklusion bedroht sind, bei, sondern verhilft der Region beste-

hendes Bildungspotential zu erschließen. Dies hat zur Folge, dass mehr Jugendli -

chen die Möglichkeit eröffnet wird eine Ausbildung zu beginnen und auch durchzu-

halten. 

Der Problematik, dass aufgrund geringer Ausbildungszahlen Fachklassen an berufs-

bildenden  Schulen  verschwinden,  wird  somit  entgegengewirkt.  Dies  hat  positive 

Auswirkungen auf den Fachkräftebedarf der Betriebe im VBK.

Somit hat PS unmittelbaren Einfluss auf steigende Ausbildungszahlen und dadurch 

mittelbaren  Einfluss  auf  einen  positiven  Trend  auf  wohnungsnahe  Arbeits-  und 

Ausbildungsplätze. Dies könnte sich im Weiteren auf die Pendlerströme (aus dem 

VBK heraus) positiv auswirken. Insgesamt hätten solche Veränderungen eine Attrak-

tivitätssteigerung des VBK zur Folge.
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5  Persönliches Schlusswort

Abschließend kann ich  sagen,  dass die  einzelnen  Inhalte  und die  Herangehens-

weise, die das Entwickeln dieser Machbarkeitsstudie und die Überprüfung der vor-

handenen Strukturen mit sich brachte, mich motiviert haben, mich mit der Thematik 

der Realisierbarkeit einer Produktionsschule im Vogelsbergkeis zu beschäftigen.

Im Fokus der Arbeit standen die Implementierung und Etablierung einer PS sowie die 

Einzelaspekte und Gegebenheiten, die hierfür eine Rolle spielen.

Ausgehend von den allgemeinen Merkmalen des Produktionsschulkonzepts und den 

regionalen Bedingungen fiel das Hauptaugenmerk auf mögliche Trägerschaften und 

Finanzierungsstrukturen,  Standortkriterien  und  Faktoren,  die  bei  der  Wahl  der 

Produktionslinien entscheidend sind. Zudem konnte konkret auf das pädagogische 

Rahmenkonzept und auf die (regional)spezifischen Zielgruppen sowie auf ein Perso-

nalprofil  der Produktionsschul- bzw. Werkstattpädagogen eingegangen werden. Es 

konnte der Nutzen einer PS im VBK herausgestellt werden, als auch entscheidende 

Aspekte für die regionale politische Einbindung.

Die erwähnten Inhalte konnten nur in dieser Form behandelt werden, weil  ich die 

Möglichkeit hatte direkt und persönlich mit den Akteuren, den Verantwortlichen und 

Experten aus der Region zusammen zu kommen. Auf diesem Weg konnte ich den 

bereits begonnenen Prozess zur Realisierung und Umsetzung einer PS beobachten 

sowie daran teilhaben und mitwirken.

Während  der  Erarbeitung  dieser  Machbarkeitsstudie  wurde  überaus  deutlich,  wie 

unterschiedlich eine PS als Einrichtung im Übergangssystem von den verschiedenen 

Interessenvertretern ausgelegt werden kann. Es wurde klar, dass es viele Perspek-

tiven gibt, aus denen PS gesehen werden kann und wodurch es unterschiedlichste 

Auffassungen der Sinnhaftigkeit und des Umsetzungsbedarfs einer solchen Einrich-

tung gibt. 

Mir wurde vor Augen geführt,  wie heikel Veränderungsprozesse aus unterschiedli-

chen Positionen,  die eventuell  von einer  Produktionsschulgründung betroffen sein 
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könnten, wahrgenommen werden.

Indirekt, aber auch direkt wurden Bedenken geäußert, die verschiedenste Themen-

bereiche betrafen. Hierbei handelte es sich beispielsweise um die Konkurrenz einer 

PS zur regionalen Wirtschaft, weil befürchtet wird, dass die PS wettbewerbsverzer-

rende Wirkung haben und erwerbsfähige Personen der  Region vom Arbeitsmarkt 

fernhalten könnte. Aber auch, dass PS als Konkurrenz zu anderen sozialen Einrich-

tungen oder zu Bildungsträgern gesehen wird, ist deutlich geworden. Ich hatte den 

Eindruck, dass einzelne Akteure die Gründung einer PS mit Skepsis sehen, da sie 

befürchten, ihnen würden weniger Ressourcen zur Verfügung stehen, weil diese für 

die PS aufgewendet werden würden.

Insgesamt habe ich neue Einblicke in regionale Netzwerkarbeit und Kooperationsar-

beit gewonnen. Somit scheint es mir für die Etablierung und Neugründung einer PS 

im VBK besonders wichtig mit  einem klaren Konzept und Positionierung über die 

Öffentlichkeit  Transparenz  zu  schaffen,  damit  Bedenken  weichen  und  regionale 

Akzeptanz und Eingebundenheit entstehen können.

Wichtige ausschlaggebende Kriterien für die Etablierung sind persönliche Kontakte 

sowie gegenseitige Achtung und Wertschätzung den jeweiligen Kooperationspartnern 

und deren Arbeit gegenüber.

Eindeutig  ist,  dass ein  Bedarf  nach einer PS im VBK besteht,  welche in vielerlei 

Hinsicht einen Nutzen für die Bevölkerung und die Region mit sich bringt. Vor diesem 

Hintergrund würde ich mich freuen, wenn die Verantwortlichen vor Ort den Arbeits-

aufwand nicht scheuen, Entscheidungen getroffen werden können und dass diese 

Machbarkeitsstudie zu einem gelingenden Realisierungsprozess beitragen kann.
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Anhang

Anhang

I.  Material zum Vogelsbergkreis

A) Auszug aus der integrierten Ausbildungsberichterstattung

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt (2011d) S. 71
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B) Schüler an beruflichen Schulen (am 1. November 2010) 

Schüler insgesamt 4.356

Davon Berufsschulen 2.046

davon BGJ schulisch -

BGJ kooperativ 39

BVJ / EIBE (Vollzeit) 148

Auszubildende 1.735

Berufsfachschule 790

Fachschule 567

Fachoberschule 541

Berufliche Gymnasien 412
Quelle: HSL 2011a, S. 36f

C) Schulentlassene im Schuljahr 2009/10 nach Abschlussarten

Abschlussart Schülerzahlen 

insgesamt weiblich nicht deutsch

Ohne Hauptschulabschluss 16 8 2

Mit schulartenspezifischen Förderschulabschluss 35 16 6

Mit Hauptschulabschluss 313 137 17

Mit Realschulabschluss 509 249 15

Mit  allgemeiner  Hochschulreife  (einschließlich  Fach-

hochschulreife)

236 129 4

insgesamt 1.109 539 44
Quelle: HSL 2011a, S. 34f
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D) Übergangssystem und soziales Netzwerk im Vogelsbergkreis
Soziales  Netzwerk  und  potentielle  Partner  der  Produktionsschule  im  Übergangs-

system im Vogelsbergkreis22:

Einrichtung Angebot23

Max-Eyth-Schule Alsfeld Berufsvorbereitung
Berufsorientierung
Berufsausbildung
Bildungs- und Qualifizierungsangebote für den Erwerb 
verschiedener Abschlüsse

Vogelsbergschule Lauterbach Berufsvorbereitung
Berufsorientierung
Berufsausbildung
Bildungs- und Qualifizierungsangebote für den Erwerb 
verschiedener Abschlüsse

Arbeitsagentur (Alsfeld/ Lauter-
bach)

Berufsberatung
Weiterbildung, Qualifizierung
Vermittlung
Leistungen nach SGB III

Kommunale Vermittlungsagentur Berufsberatung
Weiterbildung, Qualifizierung
Vermittlung
Leistungen nach SGB II

Neue Arbeit Vogelsberg gGmbH Berufliche Bildung und Qualifizierung
Berufliche Vermittlung und Beratung

Beratungszentrum Jugend und 
Beruf (B:24)

Bewerbungstraining, Berufsorientierung und Berufsein-
stiegsseminare 

Gemeinnützige Schottener Reha 
gGmbH (Schotten, Mücke)

Anerkannte Werkstatt für behinderte Menschen(WfbM)
Überbetriebliche Ausbildung
Bürokaufmann/frau

Jugend- und Drogenberatung Beratung,

22 Die Tabelle hat keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sie gibt Einblick in das bestehende Netzwerk 
und verdeutlicht Strukturen des vorhandenen Übergangssystem und sozialen Netzwerks.

23 Die  Angebote  der  Einrichtungen  sind  nur  auszugsweise  dargestellt.  Die  Dienstleistungen  und 
Aufgabenbereiche  der  einzelnen  Einrichtungen  sind  umfangreicher  und  können  sich  über-
schneiden.
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Einrichtung Angebot
Hilfe für das verlassene Kind e.V 
(Lauterbach)

Betreutes Wohnen
Jugend- und Berufshilfe in Kooperation mit B:24
Ausbildung:
Mutter-KInd Beratung für Mütter ab 13 Jahre
ambulanter Betreuungsdienst besucht Jugendliche und 
junge Familien 

Betreungsverein Vogelsberg e.V.
(Diakonisches Werk Vogelsberg)

Lebensberstung,

Familienberatung

Schwangerenberatung

Schwangerschaftskonflikberatung

Wohnungsnotfallhilfe
Quelle: www.invos.de: Datum: 10.11.11, 11:00 Uhr

II.  Material zu Produktionsschulen

E) Beispiele für Produktionslinien einiger Produktionsschulen in 
Deutschland

Produktionsschule Werkstatt- und Arbeitsbereiche
Produktionsschulen aus Mecklenburg-Vorpommern

Produktionsschule 

Rothenklempenow

Metallverarbeitung, Forst und Holz, Garten- und Landschaftsbau, Haus-

wirtschaft, Küche

Hanseproduktionsschule 

Rostock

Metall/Mechanik, Tischlerei, Bauservice, Gärtnerei, Tierhaltung, Haus-

wirtschaft, Kreativ Küche

Produktionsschule Müritz Holz, Handel und Versorgung, Musische Werkstatt, Landwirtschaft und 

Gartenbau, Büro und Medien, Forst und Fischerei

Produktionsschule Barth Holz, Metall, Bau (außen), Gastronomie, Marketing – Tourismus – 

Medien, See

Produktionsschule West-

mecklenburg

Holz, Metall, Keramik, Garten und Landwirtschaft, Vermarktung – Vered-

lung – Hauswirtschaft 

Produktionsschule 

Wolgast

Holz, Textil, Kochstudio, Gartenbau

Produktionsschulen aus Brandenburg

Produktionsschule „WiKy“ Bistro, Holz, Keramik, Design- und Schneiderwerkstatt, Fahrradwerkstatt, 

Obst und Gemüsegarten, Seifenmanufaktur

Produktionsschule „Zeit-

geist“

Bistro, Holz, Metall
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Produktionsschule Werkstatt- und Arbeitsbereiche
Produktionsschule Teltow-

Fläming

Holz, Fahrradwerkstatt, Büro und Verwaltung, Hauswirtschaft

Jugendwerkstatt „Brücke 

zur Arbeit“

Holz, Metall, Gestaltwerkstatt

Jugendwerkstatt Erkner Kreativwerkstatt, Holz, Hauswirtschaft und Gastronomie

Produktionsschulen aus Hamburg

Produktionsschule Altona Gastronomie und Service, Medien – Internet, Medien – Grafik, Tischlerei

Produktionsschule Berge-

dorf

Onlineshop und Logistik, Holz und Handwerk, Druck und Kreativ, Outlet 

Store und Verwaltung 

Produktionsschule „Bille-

Service“

Lager / Logistik / Handel, handwerkliche Dienstleistungen, Gastronomie 

und Hauswirtschaft, Büro und Medien, Gesundheit / Pflege / Erziehung

„Maritime Welten“ Produk-

tionsschule Barmbek

Holz / Metall / Kunststoff, Lager und Logistik, Verwaltung und Büro, 

Handel und Verkauf 

„Stylz Prod.“ Produktions-

schule Steilshoop

Tischlerei, Metall, Gastronomie, Malerei und Farbe, Veranstaltungs-

technik 

Produktionsschule Manu-

faktur Wilhelmsburg

Holz / Metall, Einzelhandel, Gastronomie, (z.T. Hausmeisterei, Lager und 

Logistik, Informations- und Kommunikationstechnologie)

Produktionsschule „World 

of Energy“ Harburg

Metall / Kunststoff / Elektro / Anlagenmechanik, Einkauf und Vertrieb 

Quelle: Meier, Gentner und Bojanowski 2011, S. 134, 144f, 169f.
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III.  Ergebnisprotokolle der Expertengespräche (August 
2011 bis Januar 2012)

F) Protokoll: Thema Produktionslinien

Ergebnisprotokoll
Treffen des Arbeitskreises Übergang Schule – Beruf zum Thema: 

Vorüberlegungen zur Entwicklung von Produktionslinien einer Produktionsschule im 
Vogelsbergkreis

Tagungsort Vogelsberg  Consult  –  Gesellschaft  für  Regionalentwicklung und Wirt-
schaftsförderung mbH
Am Schlossberg 32 – 36304 Alsfeld

Tagungsdatum 29.08.2011 Tagungszeit 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr

Anwesende H. Finke Vogelsberg Consult
H. Jaschinski Max-Eyth-Schule Alsfeld (Arbeitskreis)
K. Pfeiffer Max-Eyth-Schule Alsfeld (Arbeitskreis)
B. Kreimeyer Leibniz Universität Hannover
T. Schmidt 
(ab 15:00 Uhr)

Vogelsbergschule Lauterbach (Arbeitskreis)

Themen
Begrüßung und Vorstellung der Teilnehmer

a) Vorstellung der Thematik
b) Allgemeines Vorgehen bei der Entwicklung von Produktionslinien
c) Entwicklung von Produktionslinien über den Zugang des Arbeitsmarktes
d) Branchen und Gewerbe mit zukünftigen Perspektiven für den Verbleib der Jugendli-

chen einer Produktionsschule (PS) auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt
e) Entstandene  Fragen  und  weiterführende  Überlegungen  für  die  Entwicklung  von 

Produktionslinien und Tätigkeitsbereichen innerhalb der PS

a) Es soll eine Produktionsschule im Vogelsbergkreis entstehen.
Wie werden Produktionslinien entwickelt? 
Welche  Branchen  und  Arbeitsbereiche  erscheinen  für  Produktionslinien  einer  PS 
sinnvoll und könnten in Frage kommen?
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b) Drei Hauptkriterien werden benannt:

• Die Bedingungen innerhalb der PS (didaktische und pädagogische Sinnhaftig-
keit)

• Die weiterführenden Ausbildungsmöglichkeiten (das Ausbildungsangebot der 
Region)

• Die wirtschaftliche Situation der Region (der reale Arbeitsmarkt)

c) Vorgehen der Entwicklung über die Fragestellungen:

• Wo liegt ein Arbeitsstellenüberhang?
• Wohin werden Arbeitssuchende vermittelt?
• Wo wird mit welchem Abschluss ausgebildet?
• Abgleich Ausbildungsmarkt mit dem Arbeitsmarkt.

d) Branchen und Gewerbe mit Potential für Beschäftigung der Jugendlichen einer PS:

• Pflegebranchen (aufgrund des demographischen Wandels und der einherge-
henden Überalterung der Bevölkerung)

• Personennahe Dienstleistungen (z. B. Hausmeisterdienste oder im Wellness-
bereich) (aufgrund des demographischen Wandels)

• Baugewerbe (im Hinblick auf altersgerechte Ausbauten und Umbauten)
• Ernährungsbranche (hier werden Auszubildende gesucht)
• Gastronomie-  und  Hotelbereich  (hier  werden  kontinuierlich  Arbeitsplätze 

ausgeschrieben; es bietet eine Perspektive für Jugendliche, da Einstiege und 
Aufstiege in dieser Branche möglich sind)

• Tourismusgewerbe (hier werden berufliche Perspektiven für die Jugendlichen 
gesehen)

• Transport-  und Logistikgewerbe (hier  besteht  ein  Bedarf,  da  das produzie-
rende Gewerbe ihre Produkte überwiegend exportiert)

Branchen mit geringem Potential für Arbeitsstellen:

• Landwirtschaft  (Anzahl  der  Höfe  sinkt  und  die  Hofgrößen  wachsen;  das 
Arbeits- und Ausbildungsangebot ist gering)

e) • Welche Betriebe bilden aus in der Region Vogelsbergkreis?
• Wie ist das Ausbildungsangebot der Berufsbildenden Schulen?
• In welchen Ausbildungsberufen wird eine zweijährige Berufsausbildung ange-

boten?
• Welche  Anforderungen  müssen  Auszubildende,  aus  Sicht  der  Betriebe, 

gerecht werden?
• Welche  Kompetenzen  muss  der  Jugendliche,  um  gute  Chancen  auf  dem 

Arbeitsmarkt zu haben, aufweisen?
• Lassen sich Tätigkeitsbereiche und Module einer PS über die Kompetenzen 

und Fähigkeiten, welche vermittelt werden sollen, definieren, unabhängig von 
einer konkreten Produktionslinie?

• Könnte sich ein Arbeitsbereich der PS auf die Arbeit mit Tiere spezialisieren? 
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• Wären  innovative  Entwicklungsarbeit,  zur  Fertigung  von  Prototypen,  ein 
attraktives Nischenprodukt für eine PS?

• Ohne eine weiterführende Ausbildungsmöglichkeit, die auf den Basisqualifika-
tionen aufbaut, welche in der PS vermittelt werden, ist die Entwicklung einer 
Produktionslinie nicht sinnvoll.

G) Protokoll: Thema Beschäftigung und Übergangssystem im 
Vogelsbergkreis

Ergebnisprotokoll
Treffen mit Herrn Rausch von der Arbeitsagentur in Alsfeld zum Thema: Beschäfti-

gung und Übergangssystem im Vogelsbergkreis

Tagungsort Arbeitsagentur Alsfeld

Tagungsdatum 21.11.11 Tagungszeit 11:00 Uhr bis 12:00 Uhr

Anwesende M. Rausch Arbeitsagentur Alsfeld
M. Wüllner Hessencampus
B. Kreimeyer Leibniz Universität Hannover

Themen
a) Arbeitskräftebedarf der Wirtschaft 
b) BvB der Arbeitsagentur 
c) Einschätzungen zur Produktionsschulumsetzung

a) Erläuterungen von Herrn Rausch zur Thematik a):

• Der  Bedarf  an  Fachkräften  im  Bereich  der  Pflege  und  Betreuung  wird 
weiterhin steigen.

• Im  verarbeitenden  Gewerbe  sowie  im  Bereich  Lager  und  Logistik  besteht 
ebenfalls ein Arbeitskräftebedarf.

• Ein Facharbeitermangel besteht bei Personen mit  Ausbildungen im Bereich 
Elektrotechnik, Verpackungstechnik und Lack- und Farbtechnik (Laboranten).

• Der Bedarf an Berufskraftfahrern wird zukünftig steigen.
• Es hat den Anschein, dass einzelne Berufe im Bereich der Ernährung und der 

Hauswirtschaft wenig Prestige bei den Jugendlichen haben, wodurch hier ein 
Mangel von Angestellten, Fachkräften und Auszubildenden entsteht.

• Es besteht kein Bedarf an Hilfsarbeitern.
• Arbeitnehmer im VBK haben keine Schwierigkeiten eine Anstellung zu finden, 

vorausgesetzt sie sind mobil. Viele Arbeitnehmer pendeln in Ballungszentren 
wie beispielsweise Frankfurt, Gießen und Fulda.
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b) Erläuterungen von Herrn Rausch zur Thematik b):

• Die Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen (BvB) der Arbeitsagentur  in 
Alsfeld und Lauterbach werden vom Bildungswerk der hessischen Wirtschaft 
(BWHW) durchgeführt. Zudem gibt es Angebote zur Berufsvorbereitung und 
beruflichen Eingliederung von der Schottener Reha und der Behindertenhilfe 
Vogelsberg.

• Zurzeit gibt es einen Überschuss an freien Plätzen der Berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen der Arbeitsagentur.

• Das Geschlechterverhältnis unter den Teilnehmern der BvB ist ausgeglichen.
• Die Teilnehmer kommen mit oder ohne Hauptschulabschluss in die BvB.
• Jugendliche mit Migrationshintergrund sind in den BvB unterrepräsentiert.
• Die Zukunft  der BvB der Arbeitsagentur im VBK ist und wird von der Wirt-

schaftslage abhängig sein.

c) Nach Einschätzungen von Herrn Rausch:

• Es wird schwierig werden eine Produktionsschule ins bestehende Übergangs-
system zu integrieren.

• Die Bereitstellung einer finanziellen Basis (Grundkapital) bleibt fraglich.
• Die Plätze mit Teilnehmern zu besetzen wird eine Herausforderung.

H) Protokoll: Thema Trägerschaft 

Ergebnisprotokoll
Treffen der Arbeitsgruppe Übergang Schule – Beruf und der Schulleiterin Frau 

Galetzka der Max-Eyth–Schule Alsfeld zum Thema: Trägerschaft der Produktions-
schule im Vogelsbergkreis

Tagungsort Max–Eyth–Schule Alsfeld

Tagungsdatum 21.11.11 Tagungszeit 12:30 Uhr bis 14:00 Uhr

Anwesende C. Galetzka Max–Eyth–Schule Alsfeld (Schulleiterin)
H. Jaschinski Max–Eyth–Schule Alsfeld (Arbeitskreis)
V. Weyandt Max–Eyth–Schule Alsfeld (Arbeitskreis)
M. Wüllner Hessencampus 
B. Kreimeyer Leibniz Universität Hannover
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Themen
a) Trägerschaft der Produktionsschule 
b) Möglichkeiten einer selbstständigen beruflichen Schule (SBS)
c) Mögliche Szenarien zur Gestaltung der Trägerschaft
d) Rahmenbedingungen, auf die Einfluss genommen werden kann
e) Ungeklärte Fragen
f) Hinweise zu Inhalten der Machbarkeitsstudie

a) Erläuterungen von Frau Galetzka zur Thematik a):

• Die Trägerschaft  soll  bei  den beiden berufsbildenden Schulen des Vogels-
bergkreis (Max-Eyth-Schule Alsfeld und Vogelsbergschule Lauterbach) liegen 
(in enger Zusammenarbeit und Kooperation mit dem Hessencampus).

• Zur  Klärung  der  Rechtsform,  der  detaillierten  Organisation  und  der  Über-
nahme der Trägerschaft sollen erst einmal die Voraussetzungen und Rahmen-
bedingungen, Finanzierung, Kooperationspartner und konzeptionelle Überle-
gungen wie die Bestimmung der Produktionslinien, geklärt werden.

b) Erläuterungen von Frau Galetzka zur Thematik b):

• Die rechtlichen und organisatorischen Möglichkeiten einer SBS und der dazu-
gehörige Aufwand sind noch ungewiss, da die SBS noch nicht lange bestehen 
und sich noch in der Anfangsphase befindet.

• Die Max-Eyth-Schule kann als SBS eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 
werden, wenn dieses beantragt wird.

• Die  Max-Eyth-Schule  verfügt  bisher  nur  über  das  sogenannte  „Kleines 
Budget“. (Eigenverantwortliche Finanzierung von Lehr-Lern-Mittel und Fortbil-
dungen).

• Die  Max-Eyth-Schule  verfügt  noch  nicht  über  das  sogenannte  „Großes 
Budget“,  welches  die  Finanzierung  von  Lehrkräften  und  Fachpersonal  mit 
einschließen würde.

c) Ergebnis aus der Diskussion der Mitglieder des Arbeitskreises und Frau Galetzka zur 
Thematik c):

Szenarien:

1. Produktionsschule  ist  als  Schulform  im  hessischen  Schulgesetz  integriert, 
wodurch eine kontinuierliche Finanzierungsbasis einer Produktionsschule im 
Vogelsbergkreis  gewährleistet  wäre.  Die  Trägerschaft  würden  die  beiden 
berufsbildenden Schulen,  die Max-Eyth-Schule Alsfeld und die Vogelsberg-
schule Lauterbach in Kooperation mit  dem Hessencampus Vogelsbergkreis 
übernehmen. 

2. Die  beiden  beruflichen  Schulen sind SBS Schulen  und als  eigenständiger 
Rechtskörper anerkannt und erhalten eine Finanzierung von 100% bis 105%. 
Beide beruflichen Schulen übernehmen in Kooperation die Trägerschaft und 
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eine Teilfinanzierung der Produktionsschule.
3. Die  Produktionsschule  wird  als  Schulversuch,  unter  der  Koordinierung  der 

beiden berufsbildenden Schulen, durchgeführt.

d) Ausführungen zum Thema d) von Herrn Weyandt:

• Auf  das Schulgesetz,  zur  Aufnahme von Produktionsschule  als  Schulform, 
kann mittelfristig Einfluss genommen werden.

• Es wird ein Schulentwicklungsplan der Region erstellt, der eine gemeinsame 
Absichtserklärung beider beruflichen Schulen (Einführung einer Produktions-
schule im VBK) enthält.

e) Durch das Treffen entstandene Fragestellungen der Anwesenden:

• Auf  welche Weise wird das Vorhaben einer  Etablierung einer  Produktions-
schule in das Übergangssystem im Vogelsbergkreis publik gemacht? Wie soll 
sich die Öffentlichkeitsarbeit gestalten?

• Wie detailliert muss das Konzept der Produktionsschule ausgearbeitet sein, 
um potentielle Kooperations- und Finanzierungspartner zu erreichen?

• Auf welchem Weg erreicht die Produktionsschule Akzeptanz und Zustimmung 
innerhalb des bestehenden Übergangssystems?

• Wie hoch ist  der Widerstand der mittelständischen Betriebe und der regio-
nalen Politik gegenüber der Produktionsschule?

• Über welche Rechtsform wird die Trägerschaft durchgeführt? (Abhängig von 
den Rahmenbedingungen)

f) Verständigung der Anwesenden zu Inhalten der Machbarkeitsstudie:

• Die Machbarkeitsstudie dient der Diskussionsbasis zu möglichen Vorgehens-
weisen, der Etablierung und Umsetzung der Produktionsschule.

• Beispiele von Trägerschaften von Produktionsschulen in Deutschland sollen 
enthalten sein.

• Die Nachhaltigkeit  der beruflichen Förderung durch eine Produktionsschule 
muss deutlich gemacht werden.
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I) Protokoll: Thema Wirtschaftslage und Ausbildungssituation 

Ergebnisprotokoll
Treffen mit Herrn Mönnig von der Kreishandwerkerschaft im Vogelsbergkreis zum 

Thema: Wirtschaftslage und Ausbildungssituation im Vogelsbergkreis; Produktions-
schule im Vogelsbergkreis 

Tagungsort Kreishandwerkerschaft Lauterbach

Tagungsdatum 21.11.11 Tagungszeit 15:00 Uhr bis 16:00 Uhr

Anwesende E. Mönnig Kreishandwerkerschaft
M. Wüllner Hessencampus
B. Kreimeyer Leibniz Universität Hannover

Themen
a) Ausbildungs- und Einstellungsbereitschaft der Betriebe 
b) Probleme der Betriebe im Vogelsbergkreis (VBK)
c) Auszubildende und Praktikanten 
d) Bildungsträger und das bestehende Angebot zur beruflichen Förderung sowie beruf-

liche Eingliederungshilfen im VBK
e) Umsetzung einer Produktionsschule (PS)

a) Ausführungen von Herrn Mönnig zur Thematik a):

• Die Ausbildungsbereitschaft der unterschiedlichen Branchen im VBK ist sehr 
hoch.  Der  Bedarf  an  Auszubildenden  ist  höher  als  die  Nachfrage.  Den 
Betrieben fehlt der Nachwuchs an Facharbeitern.

• Es  fehlen  qualifizierte  Fachkräfte  in  der  Metall-  und  Elektronikbranche. 
Weiterhin  fehlen  Auszubildende  in  den  Bau-,  Maler-  und  Lackierer-  sowie 
Nahrungsmittelbranchen.

• Möglicherweise fehlt  es den Bau- und Nahrungsmittelbranchen an Prestige, 
wodurch die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen gering ist.

b) Ausführungen von Herrn Mönnig zur Thematik b):

• Fast alle Branchen im Handwerkssektor des VBK fehlen Auszubildende und 
Angestellte.  Zeitarbeitsfirmen haben keine vermittelbaren Angestellte für  die 
Betriebe.

• Durch  die  geringe  Zahl  an  Auszubildenden  werden  Fachklassen  an  den 
berufsbildenden Schulen geschlossen,  wodurch der  Facharbeiternachwuchs 
noch stärker behindert wird, da keine Ausbildung vor Ort mehr möglich ist 
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(z. B. Heizung und Sanitärbereich).
• Die  Abwanderungszahlen  und  die  geringe  Anzahl  an  erwerbsfähigen 

Menschen innerhalb des VBK stellen ein Problem dar. Menschen ziehen in die 
umliegenden Ballungsgebiete.

c) Ausführungen von Herrn Mönnig zur Thematik c):

• Die Ausbildungszahlen sind im Jahr 2011 gestiegen.
• Der Anspruch der Ausbilder bezüglich seiner Auszubildenden sinkt in Folge 

des Auszubildendenmangels.
• Jugendliche, die nicht vermittelbar waren, sind jetzt vermittelbar.
• Defizite  der Auszubildenden,  die die Ausbilder  beklagen,  sind in  der Regel 

Mathematik- und Deutschkenntnisse sowie z.T. die Arbeitshaltung der Jugend-
lichen.

• Die Zahl der Lehr-Verhältnisse in den Betrieben, die nicht bestehen bleiben 
steigt, da die Passgenauigkeit von Betrieb und Auszubildenden immer weniger 
stimmt (Tendenz steigend). 

d) Ausführungen von Herrn Mönnig zur Thematik d):

• Es existieren bereits diversen Anbieter im Bereich der beruflichen Unterstüt-
zung und Förderung von Jugendlichen, die aktiv tätig sind. Allerdings agieren 
die bestehenden Einrichtungen eher unabhängig voneinander, d.h. zwischen 
den Einrichtungen und Maßnahmen findet nur eine geringe oder keine Abstim-
mung statt.

• Es besteht ein Praktika-Register für Jugendliche, die Praktikumsstellen suchen 
(Datensammlung  und  Datenverwaltung:  Kreishandwerkerschaft;  Durchfüh-
rung: Vogelsberg - Consult). Dieses Datenregister wird immer weiter entwickelt 
und umfangreicher.

e) Überlegungen zur Produktionsschulumsetzung von Herrn Mönnig:

• Bei dem bestehenden Förderangebot im VBK stellt sich die Frage nach dem 
Bedarf einer PS im vorhandenen Übergangssystem.

• Bildungsträger  dürfen  der  Wirtschaft  bzw.  den  Betrieben  keine  Lehrlinge 
wegnehmen.

• Eine Produktion von Gütern stellt immer eine Konkurrenz zur Wirtschaft dar.
• Qualifizierungen im Pflegebereich könnte eine Produktionslinie der PS sein, 

weil der Bedarf steigt und die Fluktuation in dieser Branche groß ist.
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J) Protokoll: Thema Übergangssystem im Vogelsbergkreis

Ergebnisprotokoll
Treffen des Arbeitskreises Übergang Schule – Beruf und Herrn Merle von der 

Kommunalen Vermittlungsagentur im Vogelsbergkreis zum Thema: Übergangs-
system und Produktionsschule im Vogelsbergkreis

Tagungsort Landratsamt Vogelsberg Lauterbach

Tagungsdatum 21.11.11 Tagungszeit 16:30 Uhr – 17:45 Uhr

Anwesende H.-U. Merle Kommunale Vermittlungsagentur 
T. Schmidt Vogelsbergschule Lauterbach
M. Wüllner Hessencampus
B. Kreimeyer Leibniz Universität Hannover

Themen
a) Angebot zur beruflichen Unterstützung und Eingliederung der Kommunalen Vermitt-

lungsagentur (KVA)
b) Veränderungen im Jahr 2011
c) Veränderungen in der Zukunft
d) Probleme der Jugendlichen und des Übergangssystems
e) Was fehlt dem Übergangssystem im Vogelsbergkreis (VBK)

a) Ausführungen von Herrn Merle zur Thematik a):

• Die Werkakademie ist  ein  fachtheoretischer  Ansatz der  KVA,  den die Teil-
nehmer (ca. 70 Teilnehmer im Jahr) für 12 Wochen durchlaufen. Hier wird ein 
individueller Förderansatz verfolgt mit Bewerbungstraining, Berufsorientierung 
etc. und 2 x 3 Wochen Praktikum. Praktika werden als Türöffner in die Arbeits-
welt  gesehen.  Die  Werkakademie  wird  vom  Bildungswerk  der  hessischen 
Wirtschaft (BWHW) in Lauterbach durchgeführt.

• Die BvB der KVA werden vom BWHW in Lauterbach und Alsfeld mit jeweils 15 
Plätzen durchgeführt.

• Seit  September  2011 existiert  das Projekt  der  Aufsuchenden.  Hier  werden 
Jugendliche  direkt  aufgesucht,  die  dem  Übergangssystem  fernbleiben.  30 
Jugendliche werden auf diesem Weg betreut. Das Projekt der Aufsuchenden 
wird durch das Beratungszentrum B:24 in Lauterbach durchgeführt.

• Es gibt keine Projekte für Schulverweigerer.
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b) Ausführungen von Herrn Merle zur Thematik b):

• Es gab in diesem Jahr sehr viele Einstellungen und Vermittlungen von Leis-
tungsempfängern  in  Angestelltenverhältnisse.  Im  Durchschnitt  wurden  100 
Personen im Monat vermittelt, d.h. die Dynamik und die Bewegung auf dem 
Arbeitsmarkt ist im Vergleich zu den Vorjahren erheblich gestiegen.

c) Ausführungen von Herrn Merle zur Thematik c):

• Produktionsschulen können sich ab dem 01.04.2012 an Ausschreibungen der 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente beteiligen.

• Es werden wahrscheinlich Qualifizierungsgutscheine für  Qualifizierungsbau-
steine eingeführt, die Jugendliche mit Förderbedarf bei zertifizierten Einrich-
tungen einlösen können.

d) Ausführungen von Herrn Merle zur Thematik d):

• Es  gibt  viele  Schüler,  die  mit  dem System Schule  und  dem traditionellen 
Unterricht nicht zurecht kommen. Die Maßnahmen z. B. BvB für schulmüde 
Jugendliche haben schulähnliche Strukturen und passen nicht auf die Ziel-
gruppe.  Projekte  oder  Einrichtungen  für  Schulverweigerer  gibt  es  im  VBK 
nicht.

• Die KVA hat 11 Unversorgte in ihrem Zuständigkeitsbereich (Rechtskreis SGB 
II), allerdings existieren viele Jugendliche, die nicht vom Rechtskreis SGB II 
und SGB III als Unversorgte definiert  werden. Hier liegen Schätzungen bei 
ca.350 Jugendlichen. 
Hinzu kommen die Jugendlichen, dessen Eltern keine Leistungen aus dem 
SGB II erhalten, die förderbedürftig sind und sich zwischen Schulabschluss 
und Ausbildung befinden. Die Anzahl der Jugendlichen bzw. die Größenord-
nung ist nicht bekannt.

e) Einschätzungen von Herrn Merle zum Übergangssystem:

• Dem  Übergangssystem  im  VBK  fehlt  eine  enge  Vernetzung,  die  nahtlose 
Übergänge gewährleisten kann. Dieses dichte Netzwerk kann allerdings nur 
mit  einer  nahen  persönlichen  Betreuung  der  Jugendlichen  funktionieren. 
Hierbei stellt die Förderung aus einer Hand eher einen Schwerpunkt als ein 
reichhaltiges Angebot an Trägern und Maßnahmen im Übergangssystem des 
VBK dar.

• Dem Übergangssystem im VBK fehlt eine frühe Förderung (ab 7/8 Klasse) zur 
Berufsorientierung mit einer durchgängigen Begleitung.

• Einheitliche Datenbänke müssen geschaffen werden,  auf  die die einzelnen 
Akteure im Übergangssystem bei Bedarf Zugriff haben.
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K) Protokoll: Thema Produktionsschulkonzeption, Zielgruppe, 
Produktionslinien

Ergebnisprotokoll
Treffen des Arbeitskreises Übergang Schule – Beruf zum Thema: Konzeption, Ziel-
gruppe und Produktionslinien der Produktionsschule im Vogelsbergkreis

Tagungsort Max-Eyth-Schule Alsfeld

Tagungsdatum 22.11.11 Tagungszeit 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr

Anwesende U. Helmkamp-Stecker Vogelsbergschule Lauterbach (Arbeitskreis)
K. Pfeiffer Max-Eyth-Schule (Arbeitskreis)
T. Schmidt Vogelsbergschule Lauterbach (Arbeitskreis)
V. Weyandt Max-Eyth-Schule (Arbeitskreis)
M. Wüllner Hessencampus
B. Kreimeyer Leibniz Universität Hannover

Themen
a) Motiv  des  Arbeitskreises  eine  Produktionsschule  (PS)  im  Übergangssystem  zu 

etablieren
b) Konzeptionelle Überlegungen
c) Möglichkeiten und Abwägungen zu Produktionslinien
d) Beschreibung der Zielgruppe der Produktionsschule
e) Das Übergangssystem im Vogelsberkreis (VBK)

a) Ausführungen von Frau Pfeiffer und Herrn Weyandt zur Thematik a):

• Das Motiv eine PS zu gründen entstand aus der praktischen Arbeit innerhalb 
des Übergangssystems. 
Die Mitglieder des Arbeitskreises arbeiten mit  benachteiligten Jugendlichen 
und haben erlebt, dass die bestehenden berufsvorbereitenden Bildungsgänge 
(BVJ/ EIBE) bzw. Maßnahmen (BvB) nicht für alle Jugendlichen der Benach-
teiligtenförderung angemessen, förderlich oder unterstützend sind. 
Mit  dem Produktionsschulkonzept  soll  eine Einrichtung geschaffen werden, 
die  für  Jugendliche  geeignet  ist,  die  mit  dem  bestehenden  Schulsystem 
(schulähnlichen Systemen) nicht zurecht kommen. 
Des Weiteren gilt es die sogenannten Maßnahmenketten zu unterbinden Aus 
Erfahrung der Mitglieder des Arbeitskreises sind diese Karriereschleifen sehr 
frustrierend für die Teilnehmer. 
Produktionsschule soll daher zu einem nachhaltigen Angebot im Übergangs-
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system führen und Warteschleifen im Übergangssystem entgegenwirken.

b) Folgende Aspekte zur Thematik b) wurden im Plenum festgelegt:

• Der Leitgedanke, das Ziel der PS ist das Übergangssystem zu verändern, zu 
ergänzen und zu stärken.
Das regionale Bildungspotential soll ausgeschöpft werden.

• Für den individuellen Förderbedarf der Jugendlichen und die Nachhaltigkeit 
der förderpädagogischen Arbeit soll ein Jugendlicher die Möglichkeit erhalten 
bis zu drei Jahre die Produktionsschule besuchen zu können.

• Es werden drei bis fünf Produktionslinien entwickelt, die Arbeiten und Lernen 
kombinieren und in denen die Jugendlichen tätig sind.

• Zu Beginn sollen drei Produktionslinien entwickelt werden.
• Eine Gruppe von Teilnehmern beträgt höchstens acht Jugendliche, damit eine 

individuelle Förderung möglich ist.
• Auf eine Fachkraft werden maximal acht Teilnehmer gerechnet.
• Die PS gliedert sich in verschiedene Module, die für die Jugendlichen Schwer-

punktsetzungen der Aufgabenbewältigung darstellen.
Mögliche Module sind:

▪ Modul: Lebenssituation (Auseinandersetzung mit persönlichen, famili-
ären  oder  zwischenmenschlichen  Schwierigkeiten,  organisatorische 
Probleme der Jugendlichen z. B. Behördengänge etc.)

▪ Modul:  Praktikum (Vorbereitung,  Begleitung  und  Nachbereitung  von 
Praktika)

▪ Modul: Allgemeinbildung (evtl. zusätzliche Förderangebote im Bereich 
der Allgemeinbildung)

▪ Modul: Fachpraxis und Fachtheorie (Tätigkeit innerhalb der Produkti-
onslinien, Vermittlung von Fachkompetenzen)

▪ Modul: Abschluss und Prüfung (Vorbereitung auf Prüfungen)
Die  Module  stellen  keine  Phasen  dar,  die  von  den  Teilnehmern  in  einer 
bestimmten  Reihenfolge  durchlaufen  werden.  Wahrscheinlich  werden 
verschiedene  Module  während  der  Produktionsschulzeit  der  Jugendlichen 
parallel stattfinden und nach dem individuellen Bedarf durchlaufen. 
Die Module helfen dem Fachpersonal und den Jugendlichen bei der Proble-
merkennung und der Problembegegnung.

• Damit Warteschleifen vermieden werden können, ist der Eintritt oder Austritt 
aus der PS für den Jugendlichen jeder Zeit möglich.

• Die Zusammenarbeit  mit  Betrieben wird als  eine zentrale Aufgabe der  PS 
gesehen.

• Netzwerkarbeit ist eine notwendige Aufgabe der PS.
• Die Betreuungsmöglichkeit der Jugendlichen kann über die Produktionsschul-

zeit hinaus reichen.

• Die Möglichkeit für die Produktionsschulteilnehmer einen anerkannten Schul-
abschluss, Zertifikate für bestimmte Tätigkeitsbereich und Qualifizierungsbau-
steine zu erwerben, soll und wird gegeben sein. Welche Zertifizierungsmög-
lichkeiten die PS anbieten wird, ist von den noch nicht entwickelten Produkti-
onslinien und Tätigkeitsfeldern der PS abhängig.

• Wie sich das Eintrittsverfahren der Jugendlichen an die PS gestaltet, wird an 
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dieser Stelle nicht näher vertieft, da dies in die Detailplanung fällt. Dies trifft 
ebenfalls  für  die  Form  und  Art  von  Tagesstrukturierungen  und  internen 
Produktionsschulabläufen zu.

c) Überlegungen aus dem Plenum:

• Mögliche Branchen oder Gewerbe für Produktionslinien sind:
▪ Pflege und Betreuung 
▪ Baugewerbe (Altersgerechte Umbauten)
▪ Denkmalpflege (alte Techniken im Baubereich, hier besteht ein Markt)
▪ Gastronomie- und Hotelgewerbe
▪ Ernährungsbranche

▪ Kreative Tätigkeiten sollen ebenfalls Platz in der PS haben und gege-
benenfalls eine Produktionslinie darstellen

▪ Die Arbeit  mit  Tieren wird aufgrund der anderen Art  der Verantwor-
tungsübernahme für die Entwicklung einer Produktionslinie in Betracht 
gezogen.

• Branchen oder Gewerbe, die für eine Produktionslinie eher ausgeschlossen 
werden:

▪ Das  Transportwesen:  Die  pädagogisch-didaktische  Sinnhaftigkeit 
werden hierbei in Frage gestellt.

▪ Z. T. der soziokulturelle Bereich (z. B. Die Erstellung von Bühnenbilder, 
Zuarbeit für Vereine usw.): Hier wird keine Auftragslage vermutet, da 
die Vereine, gerade im ländlichen Raum, selber ehrenamtlich produ-
zieren.

d) Diskussionsergebnis der Anwesenden:

• Merkmale der Zielgruppe der PS: 
Die Jugendlichen ...
▪ sind zwischen 15 und 25 Jahren.
▪ befinden sich im Übergangssystem.
▪ sind eine sehr heterogene Gruppe.
▪ sind schulmüde Jugendliche oder Schulverweigerer.
▪ haben Misserfolgserlebnisse erfahren.
▪ können jede Art von Bildungsabschluss erreicht haben.
▪ haben geringe berufliche und persönliche Perspektiven.
▪ sind von gesellschaftlicher Exklusion bedroht.
▪ haben geringe Chancen auf dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt.
▪ haben ein geringes Durchhaltevermögen.
▪ sind schulpflichtig oder nicht schulpflichtig.
▪ können Leistungsempfänger des SGB II sein.

◦ Die  Geschlechterverteilung  liegt  bei  der  Zielgruppe  ca.  bei  einem 
Verhältnis von 70:30 (männlich:weiblich) im VBK.

◦ Der Anteil von Jugendlichen mit Migrationshintergrund ist eher gering.
◦ Nach Schätzungen des Arbeitskreises wäre für ca. 1/3 der Schüler (ca. 20 
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Schüler)  aus  berufsvorbereitenden  Bildungsgängen  (BVJ/  EIBE)  das 
Produktionsschulkonzept besser geeignet.

e) Ausführungen von Frau Pfeiffer:

• Das Übergangssystem im VBK hat ein umfangreiches Angeboten für Jugend-
liche.

• Es  gibt  keine  Einrichtung,  die  sich  auf  ein  Angebot  für  Schulverweigerer 
spezialisiert hat, oder diese Zielgruppe Unterstützung anbietet.

L) Protokoll: Finanzielle Mittel des Hessencampus

Ergebnisprotokoll
Treffen mit Frau Wüllner vom Hessencampus Vogelsbergkreis zum Thema: Mögliche 
Mittel des Hessencampus für die Produktionsschule im Vogelsbergkreis

Tagungsort Landratsamt Alsfeld

Tagungsdatum 22.11.11 Tagungszeit 12:00 Uhr bis 12:30 Uhr

Anwesende M. Wüllner Hessencampus
B. Kreimeyer Leibniz Universität Hannover

Themen
a) • Unterstützungsmöglichkeiten und Mittel des Hessencampus für die Produk-

tionsschule 

a) Erläuterungen von Frau Wüllner:

• Der Hessencampus kann keine Mittel bzw. finanziellen Unterstützungen für 
laufende Kosten der Produktionsschule investieren, da Gelder nur für befris-
tete Projekte oder Arbeitsabläufe (Projektarbeitszeit)  bereit  gestellt  werden. 
Somit wäre keine finanzielle Unterstützung für Fachpersonal oder anfallende 
Fixkosten der Produktionsschule möglich.

• Der  Hessencampus  könnte  unterstützende  und  organisatorische  Arbeiten 
während  der  Aufbau-  und  Etablierungsphase  der  Produktionsschule  über-
nehmen, d.h. Arbeitskapazitäten in diesen Bereichen aufwenden.
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M) Protokoll: Thema Produktionsschule Gießen „Am Abendstern“

Ergebnisprotokoll
Telefongespräch zwischen T. Mühlhaus und B. Kreimeyer zum Thema: Produktions-
schule Gießen „Am Abendstern“

Tagungsort

Tagungsdatum 02.12.11 Tagungszeit 10:00 Uhr – 11:00 Uhr

Anwesende T. Mühlhaus Theodor-Litt-Schule  Gießen;  Produktionsschule: 
Am Abendstern

B. Kreimeyer Leibniz Universität Hannover 

Themen
a) Allgemeine Angaben zur Produktionsschule (PS) Gießen „Am Abendstern“
b) Trägerschaft und Finanzierung
c) Integration der PS innerhalb der Region

a) Ausführungen von Herrn Mühlhaus zur Thematik a):

Teilnehmer (TN) der PS:
• Anzahl der TN: ca. 40 bis 45 Jugendliche 
• Die TN verbringen in der Regel ein Jahr, maximal zwei Jahre und in verein-

zelten Ausnahmefällen bis zu drei Jahren in der PS.
• Die TN haben, wenn sie an die PS kommen, im Regelfall 9 Schuljahre der 

allgemeinbildenden Schule absolviert und verbringt das 10 Schuljahr in der 
PS.

• Einige TN sind Schüler der Georg Kerschensteiner Förderschule.
• Einige  TN  haben  den  Status  als  Schüler  der  EIBE  –  Klassen  (EIBE: 

Programm zur Eingliederung in die Berufs- und Arbeitswelt).
• Nicht alle TN sind schulpflichtig, aber alle TN haben einen Schülerstatus. 

PS-Personal:
• Teamgröße: 14 Fachkräfte bestehend aus Berufsschullehrer und Sozialpäd-

agogen im Verhältnis von ca. 3:1
• Bei Bedarf werden zusätzlich Honorarkräfte in das Produktionsschulteam inte-

griert. 
• Das Produktionsschulpersonal ist nicht Vollzeit an der Produktionsschule tätig. 

Die Organisation des Produktionsschulpersonals ist ähnlich wie das System 
der Lehrerklassenteams strukturiert.
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Personal und Teilnehmer:
• Das Verhältnis von TN und Personal ist  vom TN- Bedarf abhängig. Zurzeit 

existieren Personalschlüssel von 1:5; 1:12, 1:14.
• Die TN haben feste Ansprechpartner und Bezugspersonen aus dem Personal-

kollegium.

Produktion und Produktionslinien:
• Es  bestehen  drei  Werkstattschwerpunkte:  a)  Holztechnik,  b)  Metalltechnik 

sowie c) Wald, Landwirtschaft und Brennholz. Die Produktion von Gütern ist 
hierbei von einzelnen Projekten abhängig. Die Auswahl der Projekte ist von 
der  Passgenauigkeit  des  Teilnehmerbedarfs  und  des  pädagogisch-didakti-
schen Werte des Projekts für die TN abhängig.

• Dauerhafte Projektbereiche bestehen bei  der Produktionslinie a)  Reparatur 
von Sportgeräten (z.B. Boote, Badmintonschläger) und der Produktion von b) 
Exponaten zur Darstellung von technischen und physikalischen Phänomenen 
für den Einsatz in der Grundschuldidaktik.

• Es wird bei der Produktwahl darauf geachtet, dass die Güter und Dienstleis-
tungen nicht in Konkurrenz zum ersten Markt stehen, sondern eine Nische 
abdecken. 
Die Art und der Umfang der Projekte ist für die regionalen Betriebe entweder 
uninteressant oder das PS-Angebot hat mit der regionalen Wirtschaft keine 
Berührungspunkte.

Zertifizierung und Schulabschlüsse:
• Den TN können Bescheinigung von Basisqualifikationen ausgestellt werden, 

die einzelne Arbeitsabläufe oder Tätigkeitsbeschreibungen beinhalten.
• Die TN können anerkannte Zertifikate erhalten (z. B. Motorsägeschein)
• Die  TN  können  anerkannte  Schulabschlüsse  erwerben.  Sie  können  den 

Hauptschulabschluss  (intern)  und  den  Realschulabschluss  (extern)  absol-
vieren.

b) Ausführungen von Herrn Mühlhaus zur Thematik b):

Trägerschaft:
• Die PS „Am Abendstern“ ist eine rein „schulische“ PS, damit ist gemeint, dass 

die PS nach den Produktionsschulprinzipien und den Qualitätsstandards der 
PS  durchgeführt  wird,  aber  bei  der  beruflichen  Schule,  der  Theodor-Litt-
Schule Gießen, angesiedelt ist.

• Träger der PS ist der Förderverein Produktionsschule der Theodor-Litt-Schule 
Gießen. Der Förderverein PS ist somit beispielsweise für Geschäftsabwick-
lungen, das Rechnungswesen, die Verwaltung der Aufträge, der Begleichung 
der Fixkosten und der Immobilienverwaltung und der Abwicklung von Hono-
rarverträgen der PS zuständig.

• Den  Fachbeirat  des  Fördervereins  PS  bilden  Personen,  die  verschiedene 
Positionen unterschiedlichster Interessenverbände und Institutionen (z.B. die 
Dezernentin  für  berufliche  Schulen  des  staatlichen  Schulamtes  Gießen- 
Vogelsbergkreis) innerhalb der Region vertreten.
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Finanzierung:
• Finanziert  wird die PS über Mittel  der Stadt  Gießen,  des Landkreises,  der 

umliegenden Kommunen, private Sponsoren sowie durch Eigenfinanzierung 
durch die Produktion von Gütern und das Bereitstellen von Dienstleistungen.

• Die Personalkosten der Lehrer werden vom Kultusministerium (Land Hessen) 
finanziert, da die PS an die Theodor-Litt-Schule angeschlossen ist.
→  Vorteil dieser Finanzierung: Der Hauptanteil der Personalkosten ist lang-
fristig gesichert.
→ Nachteil dieser Finanzierung: Die Verwaltung und Organisation der PS und 
das Akquirieren von Aufträgen ist zusätzliche Arbeit des Produktionsschulper-
sonals.

• Die Aufträge der PS werden überwiegend für Vereine, Schulträger, institutio-
nelle Auftraggeber oder private Kunden durchgeführt.

c) Ausführungen von Herrn Mühlhaus zur Thematik c):

• Die Akzeptanz der PS gegenüber ist sehr hoch. Es bestehen keine Hürden 
oder Widerstände innerhalb der regionalen Politik und Wirtschaft.

• Mögliche Gründe für die starke regionale Akzeptanz:
▪ Die Anfangsphase der PS wurde durch die Medien begleitet.
▪ Betriebe und Verbände wurden zum Tag der offenen Tür eingeladen.
▪ Die  Gründung  eines  Fachrats  aus  Mitgliedern,  die  in  politischen 

Ämtern und Verbänden verortet sind bzw. die Gewinnung von Fürspre-
chern  und Unterstützern  aus der  Politik,  des  staatlichen Schulamts 
Gießen und Vogelsbergkreis und weiteren Interessenvertretern hat die 
allgemeine Akzeptanz gefördert.

▪ Auch der offene und transparente Umgang bezüglich der PS mit der 
Öffentlichkeit  hat  die  regionale  Akzeptanz  oder  auch  Zustimmung 
gefördert.

• Zukünftig  wird  der  Kontakt,  die  Kooperation  und Zusammenarbeit  mit  den 
regional ansässigen Betrieben verfestigt und ausgebaut.
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N) Protokoll: Thema Trägerschaft und Finanzierung von Produkti-
onsschulen

Ergebnisprotokoll
Treffen von Herrn Schobes und Herrn Kreimeyer zum Thema: 

Trägerschaft und Finanzierung von Produktionsschule

Tagungsort Produktionsschule Offenbach (am Main)

Tagungsdatum 13.12.11 Tagungszeit 11:00 Uhr bis 13:15 Uhr

Anwesende F. Schobes Produktionsschule Offenbach
B. Kreimeyer Leibniz Universität Hannover

Themen
a) Allgemeine  Aussagen  zur  Finanzierung  und  Trägerschaft  einer  Produktionsschule 

(PS)
b) Verschiedene Ansätze für Trägerschaften einer PS
c) Rahmenbedingungen  (Voraussetzungen,  Einschränkungen,  Möglichkeiten)  der 

einzelnen Trägerschaften
d) Strukturierung  und  Begründung  einer  anzustrebenden  Trägerschaft  der  PS  im 

Vogelsbergkreis (VBK) 
e) ESF-Förderperiode ab 2014
f) PS im hessischen Schulgesetz
g) PS im VBK als Schulversuch
h) Das Übergangssystem und wünschenswerte Grundfinanzierung von PS

a) Ausführungen von Herrn Schobes zur Thematik „Finanzierung und Trägerschaft einer 
PS“:

• Es gibt keine Regelförderung von PS, sondern projekt- oder programmabhän-
gige Finanzierungen.

• Es gibt keine einheitliche Form der Trägerschaft bei PS.

b) Ausführungen  und  Erläuterungen  von  Herrn  Schobes  zur  Thematik  verschiedene 
Ansätze für Trägerschaften einer PS:

Verschiedene Ansätze und Rahmenbedingungen für eine Trägerschaft einer PS:
1. Die Trägerschaft erfolgt über den schulischen Ansatz, d.h. der Träger der PS 

im Rahmen der „Besonderen Bildungsgänge“, ergänzt durch ggf. „Sonderpro-
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jekte“, ggf. / bzw. zukünftig als eine rechtlich selbstständige berufliche Schule 
(RSBS) oder gründet beispielsweise einen Förderverein / Bildungsträger, um 
Angebote  zu  ermöglichen,  die  im  Rahmen  der  Trägerschaft  Schule  nicht 
möglich sind.

2. Ein  anerkannter  öffentlicher  Träger  der  Jugendhilfe  (freier  Bildungsträger) 
übernimmt / wird gegründet und ist Träger der PS.

3. Eine Mischform aus dem 1) schulischen Ansatz und des zweiten Ansatz, der 
des  anerkannten öffentlichen Träger  übernimmt  die  Trägerschaft  einer  PS. 
Hierbei  würde die  RSBS die Trägerschaft  übernehmen,  sich zusätzlich  als 
öffentlichen Träger der Jugendhilfe anerkennen lassen bzw. mit einem beste-
henden Bildungsträger kooperieren.

c) Ausführungen und Erläuterungen von Herrn Schobes zur Thematik Rahmenbedin-
gungen  der einzelnen Trägerschaften:

Voraussetzung für die Trägerschaft einer PS:

In  der  Regel  wird  PS  durch  anerkannte  Bildungsträger  unterschiedlicher  Rechts-
formen umgesetzt.

• Eine Schule kann die Trägerschaft für eine PS übernehmen, wenn:
◦ die Schule mit einem anerkannten Bildungsträger kooperiert.
◦ ggf.  zusätzliche  schulische  Förderprogramme  akquiriert  und  genutzt 

werden.
◦ die  Schule  eine  rechtliche  selbstständige  berufliche  Schule  ist,  die  die 

Rechtsfähigkeit der PS über einen Rechtskörper z.B. einen Förderverein 
der Schule übernommen wird.

• Der Träger ggf. ein anerkannter öffentlicher Träger der Jugendhilfe wird, der 
vom Jugendamt  zugelassen bzw. anerkannt wird.

Finanzierungsmöglichkeiten durch die Art der Trägerschaft:
• Schule als Träger: Die Finanzierung von anteiligen Lehrerstellen wird durch 

das  Kultusministerium  sichergestellt.  Um  allerdings  für  PS  ausreichende 
Personalmittel,  Sachmittel  und  Infrastruktur  zu  sichern,  sind  zusätzliche 
Möglichkeiten über  „Sonderprogramme“  und /  oder  Projekt-  bzw.  Maßnah-
men-Mittel notwendig. Dazu gehört auch eine fachliche / inhaltlich notwendige 
Personalsteuerung.

• Freier  Bildungsträger:  Kommunale  Mittel  können  beantragt  werden  sowie 
Mittel aus Landesprogrammen, die finanzielle Förderung durch die Stadt oder 
die Gemeinde sowie Mitteln aus dem Rechtskreis des SGB II oder SGB III. 

Finanzielle Mittel können nur beantragt werden, wenn die PS z.B. AZWV-zerti-
fiziert ist (AZWV: Anerkennungs- und Zulassungsverordnung Weiterbildung) / 
zugelassen ist.

Zielgruppendefinierung über die Trägerschaft bzw. über die Arten der Finanzierung:
• Schule als ausschließlicher Träger: Der Jugendliche muss dem Schülerstatus 

im Rahmen der Möglichkeiten des Schulgesetzes entsprechen. Der Jugend-
liche bzw. Teilnehmer (TN) der PS wird keinem Rechtskreis im Sinne SGB II, 
SGB III, SGB VIII zugeordnet.
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• Freier Bildungsträger – Förderung über Maßnahmen / Projektförderung: Der 
TN wird über  die einzelnen Rechtskreise bestimmt (SGB II,  SGB III,  SGB 
VIII),  abhängig davon über welche Form die PS ihre Mittel bezieht.  Schule 
kann allerdings zum Teil ergänzend / kooperativ genutzt werden.

Abhängigkeiten der Trägerschaften:
• Durch die Form der Trägerschaft der PS und somit dem System, aus dem die 

finanziellen  Mittel  für  die  PS  kommen,  gerät  die  PS  in  Abhängigkeit  der 
einzelnen Systeme.  (Mit  System sind hier  die  verschiedenen Rechtskreise 
und rechtlichen Auflagen sowie Förderrichtlinien gemeint.) Mit der Abhängig-
keit sind auch rechtliche Auflagen und Rahmenbedingen gemeint, die die PS 
erfüllen muss um der Trägerschaft zu entsprechen und somit finanzielle Mittel 
erhalten zu können.
Durch Auflagen und Rahmenbedingungen der Trägerschaft und Finanzierung 
können  das  Angebot  und  die  internen  Möglichkeiten  der  PS  beeinflusst 
werden.

• Schule als Träger: PS unterliegt der Schwerpunktsetzung, der Dynamik des 
Schulgesetzes des jeweiligen Bundeslandes. Sie ist ebenfalls abhängig von 
der Unterstützung / Duldung durch die Schule – Community vor Ort.

• Freier  Bildungsträger:  PS  unterliegt  den  verschiedenen  Schwerpunktset-
zungen der  einzelnen Programme /  Maßnahmen, aus denen die Finanzie-
rungen organisiert bzw. beantragt wird.

Beide Systeme sichern  nicht  die  Eigenständigkeit  von PS mit  ihrem „besonderen 
Charakter“ als spezielles Bildungsangebot.

d) Ausführungen und Erläuterungen von Herrn Schobes zur Thematik Trägerschaft der 
PS im VBK:

• Für  die  Trägerschaft  der  PS  im  VBK  würde  sich  eine  Mischform  (siehe 
Thematik  a)  einer  freien  Trägerschaft  und  einer  schulischen  Trägerschaft 
anbieten. Ggf. sollte die örtliche Trägerlandschaft berücksichtigt / einbezogen 
werden – Konkurrenzen sind zu vermeiden.

• Eine Mischform der Trägerschaft ist am ehesten für eine PS geeignet, weil 
somit auf verschiedene Systeme (Rechtskreise und Schwerpunktsetzungen 
einzelner Förderer) und dessen Dynamiken am besten reagiert werden kann. 
PS  sollte  sich  rechtlich  so  breit  wie  möglich  fächern,  um  möglichst  viele 
Partner und dessen Ressourcen akquirieren zu können. Gerade für einen PS-
Neustart sollte die bestehende Förderlandschaft weiträumig bedient werden. 
Auf diesem Weg kann PS am ehesten ihr PS-Fachkonzept durchführen.

• Eine Trägerschaft,  die sich ausschließlich schulisch orientiert,  ist  durch die 
eingeschränkten Möglichkeiten unvorteilhaft.

Zudem wäre es vorteilhaft die bestehende Mischform der Trägerschaft aus schuli-
scher  Trägerschaft  und freier  Bildungsträger  durch einen Beirat  zu ergänzen.  Ein 
Beirat der PS mit Mitgliedern der regionalen Wirtschaft, Vertretern der verschiedenen 
Rechtskreisen und der politischen Ämtern hätte für eine PS eine hohe Bedeutung. 

1. Durch die Einblicke und die Transparenz zu den anderen Akteuren und Inter-
essenvertretern  des  Übergangssystems  können  Probleme  und  Hürden 
gesehen  und  somit  auf  diese  reagiert  werden.  Dynamische  Prozesse  der 
unterschiedlichen Systeme sind besser zu erkennen und es kann Einfluss auf 
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darauf genommen werden.
2. Die regionale Akzeptanz gegenüber der PS wäre gegeben.
3. Spielräume  bzw.  Möglichkeiten  der  PS  werden,  durch  die  verschiedenen 

Sichtweisen  und  Perspektiven  des  Beirats  sichtbar  und  könnten  genutzt 
werden.

• Aufgrund der Tatsache, dass es sich im VBK um eine optierende Kommune 
handelt, sollte eine enge Partnerschaft mit der Agentur für Arbeit (SGB III) und 
der kommunalen Vermittlungsagentur (KVA), die den Rechtskreis des SGB II 
verwaltet und organisiert, angestrebt werden.

e) Annahmen von Herrn Schobes zur ESF-Förderperiode ab 2014:

• Die Schwerpunktsetzung des ESF in  Form von Programmen /  hessischen 
Landesprogramm etc.  für  die Förderperiode ab 2014 ist  derzeit  noch nicht 
festgelegt.

• Schwerpunktsetzungen sind somit zum jetzigen Zeitpunkt ungewiss, zeichnen 
sich aber ab.

• Es sollte Förderprogramme geben, die eine Unterstützung von PS zulassen.
• Das Finanzierungsvolumen, welches ab 2013ff, in Bereichen wie z.B. Qualifi-

zierung und Beschäftigung bestehen wird, ist nicht abzuschätzen.

• Aber:  Quantitative Einbußen führen automatisch zu einer Verschlechterung 
der qualitativen Arbeit. 

f) Annahmen von Herrn Schobes zur Implementierung von PS im hessischen Schulge-
setz:

• Derzeit  gibt  es  keine  Anhaltspunkte,  dass  PS  einen  Platz  im  hessischen 
Schulgesetz bekommt.

g) Ausführungen und Einschätzungen von Herrn Schobes zur Thematik PS im VBK als 
Schulversuch:

• Ein Schulversuch schränkt die Finanzierungsmöglichkeiten / Nutzung weiterer 
Drittmittel einer PS ggf. erheblich ein.

• Ein  Schulversuch  /  Schulversuchsschule  unterliegt  den  Regularien  des 
Kultusministeriums, verbunden mit dem „Weg durch die Gremien“ der Schul-
konferenz / Schulträger etc. und ist zeitlich zu befristen. 

• Ein Schulversuch zur Einführung einer PS wäre ungeeignet, da „stark verre-
gelt“.

• Der  bürokratische  Aufwand ist  sehr  umfangreich  und  die  Zustimmung des 
Kultusministerium zur Umsetzung des Schulversuchs ungewiss.

• Ein Schulversuch wäre ungewiss in Bezug auf eine (konstante) Finanzierung 
und der Bewilligung bzw. der Zustimmung vom Kultusministerium.
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h) Ausführungen  und  Erläuterungen  von  Herrn  Schobes  zur  Thematik  Übergangs-
system und wünschenswerte Grundfinanzierung / Sockelfinanzierung von PS:

• Das Übergangssystem sollte als „Normalsystem“ gesehen werden, sich somit 
als ein mögliches Modul in die (berufliche) Bildung einfügen.

• Das Übergangssystem hat  derzeit  Projektcharakter.  Angebote  sind ständig 
befristet, verbunden mit wechselnden Anbietern. Das Übergangssystem ist für 
viele junge Menschen der notwendige Weg in eine berufliche Qualifizierung, 
also ein normaler und selbstverständlicher Bildungsweg.

• Eine Grundfinanzierung für PS sollte langfristig gegeben sein, damit sich aus 
der Kontinuität auch eine verlässliche Qualität entwickelt.

• Grundfinanzierung sollte sich aus drei Bereichen zusammensetzen:
1. Die Grundfinanzierung der PS liegt in kommunaler Verantwortung, weil PS 

einen regionalen Bedarf deckt und bedient (Schulentwicklungsplan).
2. Das Land hat die Bildungsverantwortung und sollte aus diesem Grund an 

der PS- Finanzierung beteiligt sein.
3. Der Bund ist über das SGB II und das SGB III bereits für die Zielgruppe 

(Teil der PS-Zielgruppe) verantwortlich, da sich die Rechtskreise im Über-
gangssystem wiederfinden. 

O) Protokoll: Thema Trägerschaft und Finanzierung

Ergebnisprotokoll
Treffen von M. Kreimeyer und B. Kreimeyer zum Thema: Finanzierung und Träger-

schaft einer Produktionsschule 

Tagungsort Diakonie Hannover 

Tagungsdatum 09.01.2012 Tagungszeit  17 Uhr – 20 Uhr

Anwesende M. Kreimeyer Diakonisches  Werk  der  Ev.-luth.  Landeskirche 
Hannovers e.V. / Referent Jugendhilfe 

B. Kreimeyer Leibniz Universität Hannover

Themen
a) Gängige Rechtsformen von Trägern,  die  innerhalb  des Übergangsystems Schule-

Beruf tätig sind
b) Eigenschaften einer gGmbH als Trägerform
c) Möglichkeiten einer optierenden Kommune
d) Aussichten bezüglich der ESF-Förderperiode ab 2014
e) Unklarheiten und Auswirkungen auf Träger bezüglich der Instrumentenreform
f) Finanzierung von Projekten der Jugendberufshilfe
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a) Ausführungen von Herrn M. Kreimeyer:

Träger, die im Bereich der arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit arbeiten, haben 
in der Mehrzahl die Rechtsformen als

1. Körperschaft des öffentlichen Rechts (KdöR)
2. eingetragener Verein (e.V.)
3. Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH)

als Rechtsform für die Trägerschaft gewählt.

zu 1: Körperschaften des öffentlichen Rechts sind u. a. Kommunen, Landkreise und 
Länder. Nicht staatliche Körperschaften des öffentlichen Rechts sind Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften.  Hierzu  gehören  die  Einrichtungen  der  evangeli-
schen Kirche wie z. B. Kirchengemeinden und Diakonische Werke. Körperschaften 
des  öffentlichen  Rechts  werden  über  öffentliche  Gelder  finanziert.  Die  einzelnen 
Einrichtungen unterliegen keiner direkten Haftungsbeschränkung, sie sind insolvenz-
unfähig.  Für  den  freien  Wettbewerb  gilt,  dass  sie  sich  nicht  an  Ausschreibungen 
beteiligen dürfen.  Im Bereich  der  Diakonie  in  Niedersachsen gibt  es  immer noch 
Jugendwerkstätten, die in Trägerschaft von Kirchenkreisen oder Kirchengemeinden 
arbeiten.  (Jugendwerkstatt  Gifhorn;  Jugendwerkstatt  Emden,  Jugendwerkstatt 
Stöcken (Hannover), Jugendwerkstatt Roter Faden und Burgdorf (Hannover Land)). 
Die Städte Wolfsburg und Osnabrück sind Träger einer Jugendwerkstatt.
zu 2.: der eingetragene Verein ist eine weit verbreitete juristische Person, die für eine 
Trägerschaft vor allen von freien Trägern genutzt wird. Der e.V. ist schnell gegründet 
und kann dann aktiv werden. Die Gemeinnützigkeit muss beim Finanzamt beantragt 
werden. Bei der Gründung eines e.V. sollte die Satzung vorab dem Finanzamt vorge-
legt werden; das erspart ggf. viel Arbeit. Der Verein kann alle Geschäfte tätigen. Der 
Vorstand haftet durchgreifend. Beim e.V. ist ein hohes Engagement von ehrenamtli-
chen Vorstandsmitgliedern gefragt. Sie benötigen zudem ein hohes Maß an fachli-
cher Kompetenz in allen Fragen eines Geschäftsbetriebes. 
zu  3:  eine  weitere,  mittlerweile  auch  von  Trägern  der  Sozialwirtschaft  genutzte 
Rechtsform  ist  die  GmbH.  Auch  für  die  GmbH  kann  die  Gemeinnützigkeit  beim 
Finanzamt beantragt werden. Die Haftung begrenzt sich auf das gezeichnete Kapital. 
Der  Geschäftführung  können  weit  reichende  Aufgaben  und Zuständigkeiten  über-
tragen werden.  Für die ordnungsgemäße Umsetzung des Tagesgeschäftes ist  die 
Geschäftführung verantwortlich und haftbar.

b) Ausführungen von Herrn M. Kreimeyer:

Vorteile  einer  gGmbH  gegenüber  anderen  Rechtsformen  bei  Einrichtungen  der 
Jugendberufshilfe:

• die gGmbH hat eine Haftungsbeschränkung in Höhe des gezeichneten Kapi-
tals 

• die gGmbH ermöglicht eine schnellere Handlungsfähigkeit im operationellem 
Alltagsgeschäft 

• Soll die Produktionsschule einen Beirat haben, könnte dieser in einer gGmbH 
organisiert sein. 

• Die  Gesellschafter  können  kompetente  Personen  für  den  Aufsichtsrat 
benennen. 
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c) Ausführungen von Herrn M. Kreimeyer:

Die Gelder der Jugendberufshilfe werden vom Land auf die einzelnen Kommunen 
übertragen. Die Kommunen können die Mittel eigenständig mit einem hohen Grad an 
Selbstständigkeit  verwalten  und  einsetzen.  Daneben  können  die  Länder  eigene 
Programme durchführen (in Niedersachsen das Jugendwerkstättenprogramm).

d) Ausführungen von Herrn M. Kreimeyer:

Das erklärte EU-Ziel ist  die „Förderung der sozialen Eingliederung und Bekämpfung 
der Armut“.
Erstmals wird es im Rahmen von EU Förderung möglich sein, präventive Projekte zur 
Vermeidung von Armut zu fördern.
Bildung, als Ansatzpunkt zur Vermeidung von Armut und somit auch die berufliche 
und  vorberufliche  Bildung  wird  daher  wahrscheinlich  mit  in  die  ESF  Länderpro-
gramme einbezogen.
In der neuen Förderperiode wird der Haushalt zwar erheblich gekürzt; die Kürzungen 
für den ESF werden aber nicht so gravierend wie im EFRE sein. Der EU Haushalt 
wird  derzeit  von  den  Mitgliedsstaaten  verhandelt.  Wie  die  Ziele  des  ESF  in  den 
einzelnen  Bundesländern  umgesetzt  werden,  hängt  von  den  jeweiligen  Förder-
schwerpunkten der Länder ab. Politisch gilt  es jetzt Einfluss zu nehmen, denn die 
Planungen für die Länderprogramme haben begonnen. 

e) Ausführungen von Herrn M. Kreimeyer:

In Niedersachsen ist es am Beispiel der Bedrohung der Arbeit der Jugendwerkstätten 
gelungen, die negativen Auswirkungen der Instrumentenreform öffentlich zu machen. 
So setzen sich mittlerweile alle Parteien dafür ein, dass die Jugendwerkstätten erhal-
ten bleiben und erfolgreiche Strukturen nicht zerschlagen werden.
Das Gesetz ist verabschiedet und tritt zum 1.4.2012 in Kraft. In der Beschlussemp-
fehlung sagt die Bundesregierung den Ländern zu, dass zeitnah das Fachkonzept 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) angepasst werden soll. Hierbei soll insbesondere 
auf „passgenaue und flexible berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen für Jugend-
liche mit  mehrfachen Vermittlungshemmnissen, zum Beispiel in Jugendwerkstätten 
und Produktionsschulen“ geachtet werden.

Aufgrund des politischen Drucks in Niedersachsen ist es gelungen, dass unter der 
Leitung des Staatssekretärs im MS, Herrn Pott, und der Teilnahme des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales (BMAS) Gespräche und Verhandlungen stattfinden. 
Das Ziel  dieser Gespräche und der  Verhandlungen ist  es,  dass die niedersächsi-
schen  Jugendwerkstätten auch  nach dem 1.4.2012  weiter  arbeiten  und finanziert 
werden können. 
An  den  Gesprächen  sind  beteiligt:  das  BMAS,  das  MS,  das  MW,  die  RDN  die 
JobCenter,  die NBank und Träger der Jugendwerkstätten. Die Arbeitsgruppen und 
Verhandlungen sollen bis zum 31.3.2012 Lösungsvorschläge erarbeitet haben. Mit 
einbezogen ist auch die Bund-Länder Kommission.
Zur Umsetzung und Anpassung an die Instrumentenreform ist den Jugendwerkstätten 
ein Übergangszeitraum bis zum 31.12.2012 zugesagt worden.
Das Ergebnis der Verhandlungen wird bundesweit Auswirkungen haben.

Es bestehen noch ungeklärte Fragen bei der Umsetzung des „Gesetz zur Verbesse-
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rung der Eingliederungschancen auf dem Arbeitsmarkt“,  der so genannten „Instru-
mentenreform", u. a.:

• Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts  können  sich  nicht  an  Ausschrei-
bungen des SGB II und SGB III beteiligen.

• Bezieht ein Träger Mittel von der EU gilt das Vergaberecht: der Träger darf 
sich nicht an Ausschreibungen des SGB II und SGB III beteiligen. Dies wäre 
nur möglich bei einer „freihändigen Vergabe“.

• Die Schnittstellen zwischen dem SGB VIII, SGB II und SGB III und dem ESF 
sind  nicht  klar.  Besteht  ein  Rechtsanspruch  aus  einem der  Rechtskreise, 
muss die  Förderung aus dem jeweiligen Rechtskreis  gewährt  werden.  So 
können z.B.  Rechtsansprüche aus dem SGB VIII  können nicht  durch das 
SGB II ersetzt werden. Gleiches gilt für eine Förderung aus dem ESF: der 
ESF  kann  nicht  zur  Finanzierung  von  Leistungen  anderer  Gesetzbücher 
genutzt werden.

• Die  Träger  müssen  sich  zertifizieren  lassen.  Bisher  galt  das  nicht  für 
Maßnahmen des SGB II. Im SGB III mussten sich die Träger, die im Bereich 
der Fort- und Weiterbildung und der Beruflichen Bildung tätig waren nach der 
AZWV  zertifizieren  lassen.  Die  AZWV  ist  überarbeitet  worden.  Ab  dem 
1.3.2012 wird die neue AZAV eingeführt.

• Das BMAS bevorzugt, dass alle qualifizierenden Maßnahmen zukünftig über 
den neuen § 45 SGB III durchgeführt werden sollen. 

• Die  Teilnehmenden  an  Maßnahmen  des  SGB III  müssen  die  Schulpflicht 
absolviert haben.

• 1 Euro Jobs mit  Qualifizierung im Rahmen von § 16d SGB II  wird es für 
Jugendliche nicht mehr geben. 

• Die Freie Förderung § 16f SGB II wird vom BMAS nur als „Notnagel“ ange-
sehen.

• Leistungsvereinbarungen nach § 17,2 SGB II wird es nicht mehr geben.
• Zu klären ist  ob die Teilnehmenden in Eigenbetrieben der Träger arbeiten 

dürfen?
• Sozialpädagogische Arbeit kann im SGB II und SGB III nur gefördert werden, 

wenn das Ziel  die Integration  in  den Arbeitsmarkt  ist.  Sozialpädagogische 
Arbeit im Sinne des SGB VIII, § 13 ist nicht förderfähig.

• Abzustimmen sind die Bewilligungszeiträume (ESF, SGB II und SGB III)

Einerseits  moderiert  das  MS  einen  Prozess  über  die  "Zukünftige  Förderung  der 
Jugendwerkstätten". Gleichzeitig agieren die Prüfer des Bundesrechnungshofes, des 
BMAS und  der  Regionaldirektionen  und  verunsichern  die  Akteure.  Die  derzeitige 
Situation ist sehr unübersichtlich und die JobCenter agieren sehr unterschiedlich. In 
Hannover wurden z.B. alle bestehenden Verträge mit den Jugendwerkstätten gekün-
digt (gefördert über § 17,2 SGB II), alle Maßnahmen der Projektförderung und der 
freien Förderung nach § 16f SGB II wurden gekündigt. Der Handlungsdruck auf die 
JobCenter und Optionskommunen ist groß. Die Bundesrechnungshöfe und die Rech-
nungsprüfer  der  BA beanstanden nahezu alle  o.  g.  Maßnahmen und drohen den 
Mitarbeitern der JobCenter mit persönlicher Haftung bei Verstößen von Maßnahme-
bewilligungen.
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f) Ausführungen von Herrn M. Kreimeyer:

Maßnahmen der Jugendberufshilfe haben keine Regelsatzfinanzierung. Der jährliche 
Haushalt  wird  durch  Beihilfen,  Spendengelder,  Projektgeldern  von  Land  und 
Kommunen (SGB VIII), durch Maßnahmen des SGB II und SGB III, durch Förder-
gelder der Europäischen Union und mit Geldern von Stiftungen, Erlöse u.a. gesichert. 
Die Art der Finanzierung fordert von den Akteuren ein hohes Maß an Know- how, 
Flexibilität und Handlungsfähigkeit, um Projektgelder für das laufende Haushaltsjahr 
zu  akquirieren,  zu  verwalten  und  abzurechnen.  In  jüngster  Vergangenheit  sind 
Einrichtungen von verfasster  Kirche in finanzielle Notlagen geraten.  Die Ursachen 
hierfür liegen u. a. an einem mangelnden Controlling und einer Überforderung der 
Aufsichtsgremien. 
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IV.  Material zur Auftragsentstehung

P) Auftrag des Hessencampus zur Machbarkeitsstudie
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Q) Vorüberlegungen zu den Inhalten der Machbarkeitsstudie
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